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auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Warum ein amtlich bestellter Betreuer keinen Pflege-Pauschbetrag geltend machen kann 

Ein amtlich bestellter Betreuer kann den Pflege-Pauschbetrag nicht in Anspruch nehmen. 
Das gilt zumindest dann, wenn keine über das Betreuungsverhältnis hinausgehende enge 
persönliche Beziehung zum Betreuten besteht. 
Hintergrund 

X war seit 2013 zum Betreuer des in einem Pflegeheim wohnenden H bestellt. Er erhielt für das 
Jahr 2013 als ehrenamtlicher Betreuer eine Aufwandsentschädigung i. H. v. 798 EUR. Im 
Hinblick auf von ihm durchgeführte Pflegemaßnahmen (Bewegungsübungen, Fahrten zu Ärzten 
usw.) beantragte X die Gewährung des Pflege-Pauschbetrags i. H. v. 924 EUR. Dies lehnte das 
Finanzamt ab. Die dagegen eingelegte Klage des X hatte vor dem Finanzgericht keinen Erfolg. 

Entscheidung 

Auch vor dem Bundesfinanzhof scheiterte der X mit seinem Begehren. Zur Begründung führten 
die Richter aus: Die "Pflege" besteht in der Hilfeleistung bei Verrichtungen des täglichen Lebens, 
bei denen der Pflegebedürftige der Hilfe bedarf (Körperpflege, Ernährung, Mobilität, 
hauswirtschaftliche Versorgung). 
Im Unterschied zur Pflege besteht die "Betreuung" nicht in der tatsächlichen Hilfe, sondern im 
Beistand in Form von Rechtsfürsorge. Die Gesundheitssorge umfasst z. B. die Einleitung 
ärztlicher Maßnahmen und die Erteilung von Zustimmungen dazu, nicht jedoch die tatsächliche 
Durchführung von pflegerischen Maßnahmen, sondern allenfalls deren Organisation. 

Für die Betreuung gilt der Grundsatz der Unentgeltlichkeit. Der ehrenamtliche Betreuer kann 
lediglich Aufwendungsersatz oder wie im vorliegenden Fall eine pauschale 
Aufwandsentschädigung verlangen. Damit ist die pauschale Aufwandsentschädigung für 
Betreuung keine Einnahme für vom Betreuer tatsächlich durchgeführte Pflegemaßnahmen. 
Denn die Betreuung unterscheidet sich grundlegend von der Pflege. X erhielt daher keine 
Einnahmen für die Pflege, durch die die Geltendmachung des Pflege-Pauschbetrags 
ausgeschlossen war. 

Allerdings setzt der Pflege-Pauschbetrag eine Zwangsläufigkeit zur Erbringung der 
Pflegeleistungen voraus und zwar eine Zwangsläufigkeit aus rechtlichen, tatsächlichen oder 
sittlichen Gründen. Aus der Stellung als Betreuer ergibt sich jedoch keine rechtliche 
Verpflichtung zur Pflege. Denn Betreuung ist nicht tatsächliche Hilfe, sondern Beistand in Form 
von Rechtsfürsorge. Auch wenn der Betreuer den Betreuten im Rahmen des ihm übertragenen 
Aufgabenkreises auch persönlich zu betreuen hat, beschränkt sich das auf die Rechtsfürsorge, 
d.h. ohne Verpflichtung zu tatsächlichen Pflegeleistungen. 

2. Apothekenrabatt bei grenzüberschreitender Arzneimittellieferung:  

Europäischer Gerichtshof muss entscheiden 

Ist eine Apotheke, die verschreibungspflichtige Arzneimittel an gesetzliche 
Krankenkassen liefert, aufgrund einer Rabattgewährung an die gesetzlich 
krankenversicherte Person umsatzsteuerrechtlich zu einer Steuervergütung für die an die 
Krankenkasse ausgeführte Lieferung berechtigt? Mit dieser Frage muss sich der 
Europäische Gerichtshof auseinandersetzen. 
Hintergrund 



 

Die Versandhandelsapotheke A war in den Niederlanden ansässig. Sie lieferte 
verschreibungspflichtige Arzneimittel in das Inland, und zwar an Personen mit gesetzlicher 
Krankenversicherung und mit privater Krankenversicherung. A zahlte in beiden Fällen an die 
Versicherten Aufwandsentschädigungen (Rabatte). Die Lieferung an Privatversicherte 
behandelte A als im Inland steuerpflichtige Versandhandelsumsätze und erstellte demgemäß 
den Privatpatienten Rechnungen mit Umsatzsteuer-Ausweis. In diesen zog sie die Rabatte als 
Entgeltminderung ab. Das wurde vom Finanzamt nicht beanstandet. Das Gleiche galt für die 
Lieferung rezeptfreier Produkte an Kassenversicherte und Privatversicherte. 

Weiterhin erbrachte A bei den Medikamentenlieferungen für Kassenversicherte steuerfreie 
innergemeinschaftliche Lieferungen an die gesetzliche Krankenversicherung. A ging bei diesen 
Lieferungen davon aus, dass der Ort der Lieferung in den Niederlanden lag. Sie nahm deshalb 
dort die Steuerfreiheit für innergemeinschaftliche Lieferungen in Anspruch. 

Zudem ging A davon aus, dass die Bemessungsgrundlage für die steuerpflichtigen Lieferungen 
an die Privatversicherten nicht nur um die an diese gezahlten Rabatte zu mindern war, sondern 
auch um die an die Kassenversicherten gezahlten Rabatte. 

Dem folgte das Finanzamt nicht. Das Finanzgericht wies die Klage ab. Es bestand seiner 
Ansicht nach keine hinreichende Verknüpfung zwischen den Rabatten an Kassenversicherte 
und Umsätzen an Privatversicherte. 
Entscheidung 

Hinsichtlich der Medikamente für die Kassenversicherten lagen 2 Lieferungen vor: Die 1. 
Lieferung erfolgte von A an die gesetzliche Krankenversicherung. Es handelte sich um 
innergemeinschaftliche Lieferungen, die für A in den Niederlanden steuerfrei waren. 
Dementsprechend bestand für die gesetzliche Krankenversicherung eine Verpflichtung zur 
Erwerbbesteuerung. Anschließend folgte die 2. Lieferung durch die gesetzliche 
Krankenversicherung an die Kassenversicherten. Denn mit der Abgabe der verordneten 
Medikamente erfüllt diese ihre im Verhältnis zu den Kassenversicherten bestehende Pflicht zur 
Krankenbehandlung. Diese Lieferung fällt nicht in den Anwendungsbereich der Umsatzsteuer, 
da sie unentgeltlich erfolgt und die gesetzliche Krankenversicherung keine Steuerpflichtige ist. 
Der Bundesfinanzhof legt dem Europäischen Gerichtshof folgende Fragen vor: 

1. Ist eine Apotheke, die Arzneimittel an eine gesetzliche Krankenkasse liefert, aufgrund 
einer Rabattgewährung an den Krankenversicherten zur Minderung der 
Steuerbemessungsgrundlage berechtigt? 

2. Bei Bejahung: Widerspricht es den Grundsätzen der Neutralität und Gleichbehandlung im 
Binnenmarkt, wenn eine Apotheke im Inland die Steuerbemessungsgrundlage mindern 
kann, nicht aber eine Apotheke, die aus einem Mitgliedstaat an die gesetzliche 
Krankenkasse innergemeinschaftlich steuerfrei liefert? 

Klärungsbedürftig ist, ob A für die 1. Lieferung eine Minderung der Bemessungsgrundlage 
geltend machen konnte, da sie einen Rabatt an den Abnehmer der 2. Lieferung (die versicherte 
Person) gewährte. Fraglich ist, ob ein solcher Rabatt zu einer Minderung der 
Bemessungsgrundlage führt, wenn die 2. Lieferung nicht in den Anwendungsbereich der 
Umsatzsteuer fällt. 

Gegen eine Minderung der Bemessungsgrundlage zugunsten der A könnte zum einen 
sprechen, dass sie hinsichtlich der Lieferungen an die gesetzliche Krankenversicherung im 
Inland keinen steuerpflichtigen Umsatz ausführt. Denn aufgrund des Beginns der Versendung 
an die gesetzliche Krankenversicherung in den Niederlanden liegt im Inland kein 
steuerpflichtiger Umsatz vor, dessen Bemessungsgrundlage im Inland gemindert werden 
könnte. Zum anderen sind die in den Niederlanden an die gesetzliche Krankenversicherung 
ausgeführten Umsätze dort als innergemeinschaftliche Lieferungen steuerfrei. 

 



 

3. Praxisbeteiligungen von minderjährigen Kindern: 

Unter welchen Voraussetzungen werden sie steuerlich anerkannt? 

Beteiligt der Vater seine minderjährigen Kinder an seiner Zahnarztpraxis in Form einer 
stillen Beteiligung, kann es mit der steuerlichen Anerkennung schwierig werden. Das gilt 
insbesondere dann, wenn kein Zufluss von Mitteln in das Praxisvermögen stattfindet und 
Steuersparmotive sowie die Versorgung der Kinder im Vordergrund stehen. 
Hintergrund 

Der Kläger schloss mit jedem seiner minderjährigen Kinder einen notariellen Vertrag. Damit 
räumte er jedem Kind eine typische stille Beteiligung an seiner Zahnarztpraxis in Höhe von 
50.000 EUR ein. Die 3 Einlagen stellte er seinen Kindern "schenkweise" zur Verfügung. 
Geldflüsse mit tatsächlichen Zahlungen von Geldern in das Betriebsvermögen erfolgten nicht. 
Jede der Schenkungsvereinbarungen verwies auf eine Anlage mit dem Gesellschaftsvertrag 
über eine stille Beteiligung. 

Das zuständige Amtsgericht (Vormundschaftsgericht) genehmigte die 3 Verträge. Jeder stille 
Gesellschafter sollte mit 10 % am Gewinn der Gesellschaft beteiligt sein, höchstens aber mit 15 
% der Einlage. An einem Verlust sollte der jeweilige stille Gesellschafter ebenfalls mit 10 %, 
höchstens aber mit seiner Einlage, beteiligt sein. 

Die an die stillen Beteiligten ausgezahlten Gewinne machte der Kläger als Betriebsausgaben 
geltend. Das Finanzamt verweigerte jedoch den Abzug der Aufwendungen, da seiner Ansicht 
nach keine betriebliche Veranlassung vorlag. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte der Auffassung des Finanzamts und wies die Klage ab. 
Eine stille Beteiligung hat für einen Betrieb den Vorteil, dass ihm mit der Einlage zusätzliche 
Wirtschaftsgüter zur Verfügung gestellt werden. Vorliegend erhielt die Praxis des Klägers jedoch 
nur rein formal eine Einlage. Tatsächlich waren ihr keine zusätzlichen Mittel zugeflossen. 
Anschaffungen von Anlagegütern tätigte der Kläger ebenfalls nicht. Auch das Motiv, seine 
Kinder an die Tätigkeit als Zahnarzt heranzuführen und eventuell als Betriebsnachfolger 
aufzubauen, hatte als Indiz für eine betriebliche Veranlassung nur geringe Bedeutung. Denn die 
Kinder waren bei Abschluss der notariellen Verträge 13 Jahre, 11 Jahre und 8 Jahre alt. 

Eine Mitarbeit in der Praxis war aufgrund des Alters und der beruflichen Ausbildung unmöglich 
und bei der ärztlichen Tätigkeit zudem verboten. Die Gesellschaftsverträge sehen auch keine 
tatsächliche Mitarbeit vor. Die Kontrollrechte konnten die Kinder bis zur Volljährigkeit nicht 
ausüben. Deshalb stand die private Motivation des Klägers im Vordergrund, Steuern zu sparen 
und den Kindern einen Vorteil zukommen zu lassen. Der Betriebsausgabenabzug war deshalb 
zu Recht versagt worden. 

4. Reisekosten: 

Wo hat ein Rettungsassistent seine erste Tätigkeitsstätte? 

Erledigt ein Rettungsassistent auf der Rettungswache seine Vor- und Nachbereitung der 
Arbeit, stellt die Rettungswache die erste Tätigkeitsstätte dar. Für seine Arbeitstage kann 
er deshalb keine Verpflegungsmehraufwendungen geltend machen. 
Hintergrund 

Der Kläger arbeitete als Rettungsassistent im Schichtdienst. Diesen trat er stets in seiner 
Rettungswache an. Die Spätschicht begann um 14.00 Uhr und endete um 22.00 Uhr. Vor 
Dienstbeginn suchte der Kläger seine Wache auf, zog sich dort um, prüfte und übernahm das 
Einsatzfahrzeug und fuhr von dort zu seinem ersten Einsatzort. Nach dem Ersteinsatz verblieb 
er in dem jeweiligen Stadtteil und brachte das Einsatzfahrzeug zum Schichtende wieder zur 
Rettungswache zurück. 



 

In seiner Einkommensteuererklärung rechnete der Kläger für jeden Arbeitstag die 
Verpflegungspauschale ab, die für über 8-stündige Abwesenheiten von Wohnung und erster 
Tätigkeitstätte gilt. Das Finanzamt erkannte nur Verpflegungsmehraufwendungen für 22 Tage 
an. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht entschied, dass die arbeitstäglichen An- und Abfahrten zur bzw. von der 
Rettungswache sowie die dort verbrachte Zeit nicht zur Abwesenheitszeit zählte. Denn die 
Rettungswache war die erste Tätigkeitsstätte des Klägers. Sein Arbeitgeber hatte ihn dauerhaft 
der Wache zugeordnet. In den arbeitsvertraglichen Regelungen war von der "Dienststelle" die 
Rede war, außerdem musste sich der Kläger aufgrund mündlicher Weisung arbeitstäglich für 
Vor- und Nachbereitungsarbeiten in seiner Wache einfinden. Unerheblich war für das Gericht, 
dass der Kläger dort nur untergeordnete Tätigkeiten erledigte. 

Deshalb konnten nur für die Tage, in denen der Kläger länger als 8 Stunden von der 
Rettungswache abwesend war, Verpflegungspauschbeträge gewährt werden. Über die 22 Tage 
hinaus konnte er jedoch keine weitergehenden Verpflegungsmehraufwendungen abziehen. 

5. Notarzt im Rettungsdienst: 

Wann liegt eine Scheinselbstständigkeit vor? 

Die Honorartätigkeit eines Notarztes im Rettungsdienst kann eine abhängige 
Beschäftigung darstellen und der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Sozialversicherung unterliegen. Entscheidend dafür sind Eingliederung in vorgegebene 
Strukturen und Arbeitsabläufe und unternehmerischer Einfluss des Arztes. 
Hintergrund 

Ein Arzt übte als Honorarkraft notärztliche Tätigkeiten im Rettungsdienstbereich des klagenden 
Landkreises aus. Der Rentenversicherungsträger stellte die Versicherungspflicht des Arztes in 
der gesetzlichen Sozialversicherung fest. Hiergegen wandte sich der Kläger mit seiner Klage. 
Entscheidung 

Das Sozialgericht kam zu dem Ergebnis, dass hier keine die Versicherungspflicht 
ausschließende selbstständige Tätigkeit des Arztes vorlag. Die notärztliche Tätigkeit übte der 
Arzt vielmehr in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis aus. Maßgebliches Indiz für eine 
abhängige Beschäftigung war die Eingliederung des Arztes in die vorgegebenen Strukturen und 
Abläufe des Rettungsdienstes des Klägers. Einen eigenen, unternehmerischen Einfluss konnte 
der Arzt nicht geltend machen. 
Insbesondere waren Ort und Zeit der Dienstleistung vorgegeben, Einsätze nach Vorgaben des 
Klägers zu dokumentieren und die Buchung der Schichten nach Maßgabe eines 
Einbuchungssystems vorzunehmen. Insoweit bestanden keine wesentlichen Unterschiede in 
den Arbeitsabläufen von Mitarbeitern des Klägers mit Honorarvertrag und solchen mit 
Arbeitsvertrag. 
Ein entsprechender Unterschied wurde aufgrund der einheitlichen Berufsbekleidung auch nach 
außen hin nicht zum Ausdruck gebracht. Schließlich sprach für eine abhängige Beschäftigung, 
dass der Arzt kein eigenes, über das Gehaltsausfallrisiko hinausgehendes Unternehmerrisiko 
trug. 

6. Unfall auf dem Arbeitsweg: 

Kosten einer Operation können nicht geltend gemacht werden 

Die Behandlungs- und Operationskosten nach einem Autounfall auf dem Arbeitsweg, die 
ein Arbeitnehmer selbst trägt, können nicht zusätzlich zur Entfernungspauschale als 
Werbungskosten angesetzt werden. 
Hintergrund 



 

Die Klägerin erlitt auf dem Rückweg von ihrer ersten Tätigkeitsstätte einen Autounfall. Dieser 
zog eine operative Nasen- und Ohrmuschelkorrektur nach sich. Die von ihr selbst getragenen 
Behandlungs- und Operationskosten in Höhe von 2.400 EUR machte sie in ihrer 
Einkommensteuererklärung neben der Entfernungspauschale als Werbungskosten geltend. 

Das Finanzamt verwies darauf, dass mit der Entfernungspauschale sämtliche Kosten für den 
Arbeitsweg abgegolten sind, und lehnte den Werbungskostenabzug ab. 

Die Klägerin verwies auf eine Aussage der Bundesregierung, wonach die Finanzverwaltung 
einen Abzug der Kosten im Billigkeitswege zulässt. Konkret stützte sie sich auf eine 
entsprechende Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Meister auf eine Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Troost. 
Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab und entschied, dass die Kosten nicht neben der 
Entfernungspauschale als Werbungskosten abgezogen werden können. Denn diese werden von 
der umfassenden Abgeltungswirkung der Entfernungspauschale erfasst. Aus dem Wortlaut und 
der Systematik des Gesetzes ergibt sich, dass auch außergewöhnliche Kosten unabhängig von 
ihrer Höhe mit der Entfernungspauschale abgegolten sind. Der Bundesfinanzhof bestätigte dies 
in seiner ständigen Rechtsprechung. 
Das Finanzgericht hielt eine Sonderbehandlung von Kosten für Personenschäden wie im 
vorliegenden Fall für nicht erforderlich. 

7. Abgrenzung zwischen Barlohn und Sachlohn: 

Wann Beiträge zur betrieblichen Krankenversicherung steuerbegünstigter Sachlohn sind 

Je nachdem, ob der Arbeitgeber im Rahmen von Zukunftssicherungsleistungen 
Versicherungsschutz bietet oder nur einen Zuschuss gewährt, handelt es sich um 
steuerfreie Leistungen oder steuerpflichtigen Arbeitslohn. Der Bundesfinanzhof hat 2 
Fälle zur Abgrenzung von Bar- und Sachlohn entschieden. 
Hintergrund 

Im ersten Fall schloss der Arbeitgeber als Versicherungsnehmer für die Mitarbeiter des 
Unternehmens bei 2 Versicherungen (Gruppen-)Zusatzkrankenversicherungen für 
Vorsorgeuntersuchungen, stationäre Zusatzleistungen sowie Zahnersatz ab. Die für den 
Versicherungsschutz vom Arbeitgeber gezahlten monatlichen Beträge blieben unter der 44-
EUR-Freigrenze. 

Im zweiten Fall informierte der Arbeitgeber seine Arbeitnehmer in einem Mitarbeiteraushang 
darüber, dass er ihnen zukünftig eine klassische betriebliche (Zusatz-)Krankenversicherung über 
eine private Krankenversicherungsgesellschaft anbieten konnte. Daraufhin schlossen Mitarbeiter 
unmittelbar mit der Versicherungsgesellschaft private Zusatzkrankenversicherungsverträge ab. 
Die Versicherungsbeiträge wurden von den Mitarbeitern direkt an die Versicherung überwiesen. 
Hierfür erhielten sie monatliche Zuschüsse vom Arbeitgeber auf ihr Gehaltskonto ausgezahlt. 
Diese betrugen weniger als 44 EUR monatlich. 

Umstritten war, ob auf Beiträge des Arbeitgebers für Zukunftssicherungsleistungen die 44-EUR-
Freigrenze für Sachbezüge anzuwenden ist. Die Finanzverwaltung behandelte solche Beiträge 
bisher als nicht begünstigen Barlohn. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof bestätigte im ersten Fall das Vorliegen von Sachlohn und damit im 
Ergebnis die Steuer- und Beitragsfreiheit der Beiträge. Zu diesem Ergebnis kamen die Richter, 
weil der Arbeitgeber hier eine konkrete Leistung zusagte. 

Im zweiten Fall hatte das Finanzgericht Mecklenburg-Vorpommern noch auf steuerfreie 
Sachbezüge entschieden. Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs handelte es sich hierbei 
hingegen um Barlohn. Ein Sachbezug liegt nur vor, wenn auch ein arbeitsrechtliches 



 

Versprechen erfüllt wird, das auf Gewährung von Sachlohn gerichtet ist. Im vorliegenden Fall 
hatte der Arbeitgeber den Mitarbeitern jedoch letztlich nur den Kontakt zu dem 
Versicherungsunternehmen vermittelt und bei Vertragsschluss einen Geldzuschuss 
versprochen. Damit hatte der Arbeitgeber nach Auffassung des Gerichts - abweichend zum 
ersten Fall - den Mitarbeitern keinen Versicherungsschutz zugesagt. 

8. Wer vom Homeoffice zur Toilette geht, ist nicht unfallversichert 

Wer im Homeoffice arbeitet und auf dem Weg zur Toilette einen Unfall erleidet, steht nicht 
unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Eine hieraus resultierende 
Verletzung gilt deshalb nicht als Arbeitsunfall. 
Hintergrund 

Der Kläger war mit Einverständnis seines Arbeitgebers während seiner gesamten Arbeitszeit im 
Homeoffice beschäftigt. Dieses befand sich in einem Büro im Keller seines Hauses, wo 
regelmäßig Besprechungen mit Kollegen stattfanden. Der Arbeitgeber übernahm zudem die 
Kosten für die PC-Ausstattung. Auf dem Rückweg von der Toilette stürzte der Kläger auf der 
Treppe und zog sich dabei eine Fraktur des Fußes zu. Diese führte aufgrund von 
Komplikationen zu einer 6-monatigen Arbeitsunfähigkeit. Der Kläger machte den Sturz als 
Arbeitsunfall geltend. 
Entscheidung 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Sozialgericht lehnte die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab. 
Zwar ist der Gang zur Toilette im Betrieb nach geltender Rechtslage unfallversichert. Dieser 
Grundsatz gilt jedoch nicht, wenn wie im vorliegenden Fall der Arbeitnehmer im Homeoffice 
arbeitet. Denn dort hat der Arbeitgeber keinen Einfluss auf die Ausgestaltung und Sicherheit der 
Einrichtung. Das Homeoffice war auch nicht als Teil der Betriebsstätte des Arbeitgebers 
anzusehen. Damit galt hierfür auch nicht der Unfallversicherungsschutz. 

9. Dienstunfähigkeit: 

Privates Attest reicht nicht aus 

Wer als Beamter eine Dienstunfähigkeit geltend macht, muss ein amtsärztliches Attest 
vorlegen können. Ansonsten kann er aus dem Dienst entfernt werden. Privatärztliche 
Gutachten reichen nicht aus. 
Hintergrund 

Nachdem der Beamte im Jahr 2015 zunächst wegen einer konservativ nicht mehr zu 
behandelnden degenerativen Wirbelsäulenerkrankung in den Ruhestand versetzt worden war, 
stellte der Amtsarzt nach erfolgter Operation im Jahre 2016 eine eingeschränkte Dienstfähigkeit 
hinsichtlich Verwaltungstätigkeiten und leichter körperlicher Tätigkeiten fest. Eine 
Wiederherstellung der Feuerwehrdiensttauglichkeit war dagegen nicht zu erwarten. Daraufhin 
forderte der Dienstherr den Beamten zum Dienstantritt auf. Auch leitete er ein Verfahren des 
betrieblichen Eingliederungsmanagements ein und passte den Arbeitsplatz entsprechend an. 
Unter Vorlage privatärztlicher Atteste machte der Beamte in der Folge wiederholt geltend, dass 
er seinen Dienst aus körperlichen Gründen nicht wahrnehmen konnte. Selbst nachdem ihm 
mitgeteilt worden war, dass privatärztliche Atteste zukünftig nicht mehr als ausreichenden 
Nachweis für eine bestehende Dienstunfähigkeit angesehen werden, blieb der Beamte unter 
Vorlage privatärztlicher Atteste dem Dienst fern. 
Entscheidung 

Das Verwaltungsgericht sah in dem Verhalten des Beamten ein schuldhaft begangenes 
Dienstvergehen. Denn dieser blieb über einen Zeitraum von mehr als 16 Monaten unerlaubt 
dem Dienst fern. Die von ihm vorgelegten privatärztlichen Atteste genügten nach Ansicht der 
Richter nicht, um das Nichtvorliegen der Dienstfähigkeit zu belegen. Vielmehr war der Beklagte 
zum Nachweis durch amtsärztliche Bescheinigungen verpflichtet gewesen. 



 

Durch das unentschuldigte Fernbleiben vom Dienst verstieß der Beklagte gegen die 
beamtenrechtliche Pflicht zum vollen persönlichen Einsatz und gegen die Gehorsamspflicht. 
Eine vorsätzliche, unerlaubte Dienstversäumnis von mehr als 16 Monaten wiegt derart schwer, 
dass bereits aufgrund des Eigengewichts der Verfehlung die Entfernung aus dem Dienst als 
einzige Disziplinarmaßnahme angezeigt war. Darüber hinaus zerstörte das vorsätzliche 
unerlaubte Fernbleiben vom Dienst über einen solchen Zeitraum das Vertrauensverhältnis zum 
Dienstherrn. 

10. Fahrten zu ambulanten Behandlungen:  

Kein Anspruch auf Beihilfe 

Für Fahrten zu ambulanten Behandlungen besteht kein Anspruch auf Beihilfe. Insoweit 
liegt kein Verstoß gegen beamtenrechtliche Fürsorgepflicht vor. 
Hintergrund 

Im Anschluss an einen stationären Krankenhausaufenthalt ließ sich ein Landesbeamter 
ambulant physiotherapeutisch behandeln. Für die Wege zwischen Wohn- und Behandlungsort 
nahm er ein Taxi in Anspruch, dessen Erforderlichkeit ihm ärztlich bescheinigt wurde. Der 
Beamte stellte für die Fahrtkosten in Höhe von 1.743,04 EUR einen Beihilfeantrag, der jedoch 
überwiegend abgelehnt wurde. Das Land ging davon aus, dass eine Anschlussheilbehandlung 
und keine nachstationäre Behandlung vorlag, für die es dem Beamten lediglich 100 EUR 
erstattete. 
Entscheidung 

Das Verwaltungsgericht stufte die ambulante Physiotherapie ebenfalls nicht als nachstationäre 
Behandlung ein und wies deshalb die Klage des Beamten ab. Laut der Beihilfeverordnung ist 
eine Behandlung nur dann nachstationär, wenn sie im Anschluss an eine vollstationäre 
Unterbringung ebenfalls im Krankenhaus durchgeführt wird. Für die Richter war unerheblich, 
dass durch die Wahl einer ambulanten anstelle einer stationären Behandlung Kosten für das 
Land gespart wurden. 
Auch lag durch die Nichtgewährung von Beihilfe für Fahrtkosten zu ambulanten Maßnahmen 
kein Verstoß gegen die beamtenrechtliche Fürsorgepflicht vor. Das Land war nicht zu einer 
lückenlosen Erstattung jeglicher Aufwendungen verpflichtet. 

11. Warum Honorarärzte im Krankenhaus sozialversicherungspflichtig sind 

Ärzte, die in einem Krankenhaus als Honorarärzte tätig sind, können in dieser Tätigkeit 
nicht als Selbstständige angesehen werden. Sie gelten vielmehr als Beschäftigte des 
Krankenhauses und sind damit sozialversicherungspflichtig. 
Hintergrund 
Eine Ärztin war wiederholt im Tag- und Bereitschaftsdienst und überwiegend im OP eines 
Krankenhauses als Honorarärztin tätig. Sie nutzte bei ihrer Tätigkeit ganz überwiegend 
personelle und sachliche Ressourcen des Krankenhauses. Die Ärztin war ebenso wie die beim 
Krankenhaus angestellten Ärzte vollständig in den Betriebsablauf eingegliedert. 

Entscheidung 

Das Bundessozialgericht entschied, dass die Ärztin sozialversicherungspflichtig angestellt war. 
Entscheidend für die Bewertung der Sozialversicherungspflicht ist, ob die Betroffenen 
weisungsgebunden bzw. in eine Arbeitsorganisation eingegliedert sind. Letzteres ist bei Ärzten 
in einem Krankenhaus regelmäßig gegeben, weil dort ein hoher Grad der Organisation herrscht, 
auf die die Betroffenen keinen eigenen, unternehmerischen Einfluss haben. So sind 
Anästhesisten – wie die Ärztin im vorliegenden Fall – bei einer Operation in der Regel Teil eines 
Teams, das arbeitsteilig unter der Leitung eines Verantwortlichen zusammenarbeiten muss. 



 

Unternehmerische Entscheidungsspielräume gibt es bei einer Tätigkeit als Honorararzt im 
Krankenhaus regelmäßig nicht. Die Honorarhöhe ist nur eines von vielen in der 
Gesamtwürdigung zu berücksichtigenden Indizien und war vorliegend nicht ausschlaggebend. 

12. Unterbringung eines Angehörigen in einem Pflegeheim: 

Wer darf die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch nehmen? 

Wer in einem Pflegeheim wohnt, kann grundsätzlich die Steuerermäßigung für 
haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist jedoch, dass er 
die Aufwendungen wegen der eigenen Unterbringung oder Pflege selbst trägt. Einem 
Angehörigen, der die Kosten übernimmt, steht die Steuerermäßigung deshalb nicht zu. 
Hintergrund 

Der Kläger hatte die Aufwendungen seiner Mutter M für deren Aufenthalt in einer 
Seniorenresidenz übernommen, die ein 1-Bett-Zimmer bewohnt. Der Kläger beantragte für die 
ihm von der Seniorenresidenz in Rechnung gestellten Kosten die Steuerermäßigung nach § 35a 
EStG für haushaltsnahe Dienstleistungen. Das Finanzamt und auch das Finanzgericht lehnten 
dies jedoch ab. Zum einen waren die von M bewohnten Räumlichkeiten für eine eigenständige 
Haushaltsführung nicht geeignet und stellten daher keinen eigenen Haushalt dar. Zum anderen 
lagen die Voraussetzungen für die Steuerermäßigung nicht vor, da es wegen der Zahlungen 
durch den Kläger statt durch M an eigenen Leistungen der M fehlte. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schloss sich dem Finanzgerichtsurteil an und wies die Revision des 
Klägers zurück. Die tarifliche Einkommensteuer ermäßigt sich u. a. für die Inanspruchnahme von 
haushaltsnahen Dienstleistungen um 20 %, höchstens 4.000 EUR, der Aufwendungen eines 
Steuerpflichtigen. Das gilt auch für die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungsleistungen 
sowie für Aufwendungen, die einem Steuerpflichtigen wegen der Unterbringung in einem Heim 
oder zur dauernden Pflege erwachsen, soweit darin Kosten für Dienstleistungen enthalten sind, 
die mit denen einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. 
Diese Steuerermäßigung steht jedoch nur dem Steuerpflichtigen zu, dem die Aufwendungen 
wegen seiner eigenen Unterbringung in einem Heim oder zur dauernden Pflege entstanden 
sind. Steuerpflichtiger ist die in einem Heim untergebrachte oder gepflegte Person, also der 
Leistungsempfänger. Andere Personen, die die Kosten für die Unterbringung oder Pflege tragen, 
können die Steuerermäßigung daher nicht beanspruchen. Folglich kam ein Abzug der vom 
Kläger geltend gemachten Kosten nicht in Betracht. 

13. Warum Pflegekräfte in stationären Pflegeeinrichtungen nicht selbstständig tätig sind 

Sind Pflegekräfte als Honorarpflegekräfte in stationären Pflegeeinrichtungen tätig, sind 
sie in dieser Tätigkeit regelmäßig nicht als Selbstständige anzusehen. Vielmehr 
unterliegen sie als Beschäftigte der Sozialversicherungspflicht. 
Hintergrund 
Die Pflegefachkraft war bei einem Pflegeheim als sog. Honorarpflegekraft auf selbstständiger 
Basis beschäftigt. Sie hatte ihre Arbeitskraft vollständig eingegliedert in einem fremden 
Betriebsablauf eingesetzt – ebenso wie andere bei dem Pflegeheim angestellte 
Pflegefachkräfte. Darüber hinaus war sie nicht unternehmerisch tätig. 

Entscheidung 

Das Bundessozialgericht kam zu dem Ergebnis, dass die Pflegekraft nicht selbstständig tätig 
war. Zur Begründung führten die Richter aus: Pflegekräfte sind in der Regel in die 
Organisations- und Weisungsstruktur der stationären Pflegeeinrichtung eingebunden. 
Unternehmerische Freiheiten sind bei der konkreten Tätigkeit in einer stationären 
Pflegeeinrichtung kaum denkbar. 



 

Eine Selbstständigkeit kann nur im Ausnahmefall angenommen werden. Dafür müssen jedoch 
gewichtige Indizien sprechen. Nicht ausreichend sind bloße Freiräume bei der 
Aufgabenerledigung, z. B. ein Auswahlrecht der zu pflegenden Personen oder bei der 
Reihenfolge der einzelnen Pflegemaßnahmen. 

Der Mangel an Pflegefachkräften ändert an dieser Beurteilung nichts. Die sozialrechtlichen 
Regelungen zur Versicherungs- und Beitragspflicht sind auch in Mangelberufen zu beachten 
und dürfen nicht zugunsten einer Steigerung der Attraktivität des Berufs durch eine von 
Sozialversicherungsbeiträgen entlasteten und deshalb höheren Entlohnung missachtet werden. 

14. Vorsteuerabzug:  

Rechnungsaussteller und leistender Unternehmer müssen identisch sein 

Ein Abzug der Vorsteuer ist nur dann möglich, wenn Rechnungsaussteller und leistender 
Unternehmer identisch sind. Damit soll eine Verbindung zwischen einer bestimmten 
wirtschaftlichen Transaktion und dem Rechnungsaussteller hergestellt und 
Umsatzsteuerbetrug vorgebeugt werden. 
Hintergrund 

X erzielte steuerpflichtige Umsätze aus dem Vertrieb von Hard- und Software. Für 2008 machte 
er den Vorsteuerabzug aus dem Erwerb von Elektronikartikeln von 2 Firmen, T und F, geltend. 
Die Ware wurde X durch die A-AG angeboten und von ihm entweder bei A abgeholt oder direkt 
von A an seine Abnehmer gesandt. X hatte dabei ausschließlich Kontakt mit Angestellten der A 
bzw. einem Herrn K, der sich ihm gegenüber als Handelsvertreter der A ausgab. 

Im Mai 2008 erwarb eine unter gefälschtem Ausweis aufgetretene Person die Geschäftsanteile 
der beiden Firmen und verlegte den Sitz nach Berlin. Unter der in den Rechnungen 
angegebenen Anschrift der Firmen in Berlin befand sich ein Büroservice-Center, in dem den 
Firmen lediglich Ablagefächer bzw. -container zur Verfügung standen. 

Das Finanzamt versagte X den Vorsteuerabzug aus den angeblichen Lieferungen der T und F. 
Dem folgte das Finanzgericht. Die unstreitig an X erfolgten Lieferungen wurden nicht von den 
angegebenen Rechnungsausstellern T und F, sondern von A ausgeführt. Ungeachtet der 
Mitteilung der Steuernummern für T und F durch K und der Handelsregisterauszüge konnte X 
nicht annehmen, dass K im Auftrag von T und F als Lieferanten handelte. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass dem X der geltend gemachte Vorsteueranspruch nicht 
zustand. Zur Begründung führten die Richter aus: Die zum Vorsteuerabzug berechtigende 
Rechnung muss insbesondere Angaben über den leistenden Unternehmer enthalten. Der 
Vorsteuerabzug ist damit nur zulässig, wenn Rechnungsaussteller und leistender Unternehmer 
identisch sind. Die Identität von leistendem Unternehmer und Rechnungsaussteller ermöglicht 
es der Steuerverwaltung, die Entrichtung der geschuldeten Umsatzsteuer und das Bestehen des 
Vorsteueranspruchs zu kontrollieren. 

Die notwendige Identität zwischen leistendem Unternehmer und Rechnungsaussteller war im 
vorliegenden Fall nicht gegeben. Die fraglichen Lieferungen wurden nicht von den 
Rechnungsausstellern T und F, sondern von A ausgeführt. Denn X hatte ausschließlich Kontakt 
mit K, der sich gegenüber X als Handelsvertreter der A ausgegeben hatte. Die Lieferungen 
wurden demnach von A und nicht von T bzw. F ausgeführt. Es fehlte an der notwendigen 
Verbindung zwischen den Lieferungen und den Rechnungsausstellern. 
Der Vorsteuerabzug konnte X auch nicht im Billigkeitsverfahren gewährt werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass der begehrende Unternehmer gutgläubig war und alle Maßnahmen ergriffen hat, 
die vernünftigerweise von ihm verlangt werden können, um sich von der Richtigkeit der Angaben 
in der Rechnung zu überzeugen, und wenn außerdem seine Beteiligung an einem Betrug 
ausgeschlossen ist. Im Streitfall fehlte es an einer Grundlage für einen derartigen 



 

Vertrauensschutz. Denn X kannte den Umstand, dass Lieferanten nicht die Rechnungsaussteller 
T und F waren, sondern A. 

15. Wer steuerlich unzuverlässig ist, bekommt keine Umsatzsteuernummer 

Wurden in der Vergangenheit steuerliche Pflichten in erheblichem Maße verletzt, darf das 
Finanzamt die Erteilung einer Steuernummer für Umsatzsteuerzwecke versagen. Das gilt 
insbesondere dann, wenn Anhaltspunkte für eine beabsichtigte betrügerische 
Verwendung bestehen. 
Hintergrund 

Der Antragsteller war u. a. als Software-Entwickler tätig. Dieser Tätigkeit ging er zum Teil als 
Geschäftsführer von Handelsgesellschaften und zum Teil einzelunternehmerisch nach. Für das 
Jahr 2013 hatte er keine Umsatzsteuererklärung abgegeben. Die im Schätzungswege 
festgesetzte Umsatzsteuer wurde nicht beglichen. In der Folgezeit wurden weitere 
einzelunternehmerische Tätigkeiten an- und wieder abgemeldet, Steuererklärungen teilweise 
nicht eingereicht und Steuernachforderungen nicht pünktlich bezahlt. 
Am 3.7.2018 reichte der Antragsteller einen Fragebogen zur steuerlichen Erfassung wegen der 
Aufnahme einer freiberuflichen Tätigkeit beim Finanzamt ein. Darin erklärte er, seit dem 
1.3.2018 als Unternehmensberater tätig zu sein. Er erwartete im Jahr 2018 Umsätze in Höhe 
von 10.000 EUR. Mit Bescheid vom 31.10.2018 versagte das Finanzamt dem Antragsteller eine 
Steuernummer für umsatzsteuerliche Zwecke. Zu diesem Zeitpunkt war ein Betrag in Höhe von 
rund 50.000 EUR offen und fällig. Dieser setzte sich ausschließlich aus Einkommensteuer, 
Maßstabsteuern und Nebenleistungen zusammen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dem Finanzamt Recht und entschied, dass der Antragsteller keinen 
Anspruch auf Erteilung einer Umsatzsteuernummer hat. Steuerpflichtige, die ernsthaft erklären, 
ein selbstständiges gewerbliches oder berufliches Tätigkeitwerden zu beabsichtigen, haben 
zwar Anspruch auf Erteilung einer Steuernummer für Umsatzsteuerzwecke. Das gilt allerdings 
nicht, wenn objektive Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Steuerpflichtige eine ihm 
zugeteilte Steuernummer für Umsatzsteuerzwecke in betrügerischer Weise verwenden wird. 
Nach den Feststellungen des Gerichts verletzte der Antragsteller in der Vergangenheit seine 
steuerlichen Pflichten in erheblichem Maße. 

Dem Finanzamt standen nach Ansicht des Finanzgerichts auch keine anderen Mittel zur 
Verfügung, um den Ausfall von Umsatzsteuerforderungen zu verhindern. Da die vom 
Antragsteller angestrebte Tätigkeit kein Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung darstellte, 
konnte das Finanzamt kein Gewerbeuntersagungsverfahren mit Aussicht auf Erfolg anregen. 
Die Anordnung einer Sicherheitsleistung käme nur dann in Betracht, wenn der Antragsteller 
Umsatzsteuervergütungen anmelden sollte. 

16. Krankheitskosten: 

Wer auf die Erstattung verzichtet, geht steuerlich leer aus 

Trägt ein Steuerpflichtiger seine Krankheitskosten selbst, um eine Beitragsrückerstattung 
von seiner privaten Krankenkasse zu erhalten, kann er diese Aufwendungen nicht als 
außergewöhnliche Belastung steuerlich geltend machen. Es fehlt an der 
Zwangsläufigkeit. 
Hintergrund 

Dem Kläger entstanden Krankheitskosten. Um in den Genuss einer Beitragsrückerstattung zu 
kommen, machte er diese jedoch gegenüber seiner Krankenkasse nicht geltend, sondern trug 
sie selbst. Die selbst getragenen Krankheitskosten erkannte das Finanzamt jedoch nicht als 
außergewöhnliche Belastungen an. 
Entscheidung 



 

Das Finanzgericht gab dem Finanzamt Recht und entschied, dass der Verzicht des Klägers auf 
die Erstattung der von ihm getragenen Aufwendungen für Krankheitskosten die Zwangsläufigkeit 
der Aufwendungen entfallen ließ. Dies galt selbst dann, wenn dieser Verzicht aufgrund der 
hierdurch bedingten Beitragsrückerstattung von Krankenkassenbeiträgen wirtschaftlich für ihn 
vorteilhaft war. Denn der wirtschaftliche Vorteil, der durch den Verzicht entstand, führte nicht zu 
einer Unzumutbarkeit der Geltendmachung der Ersatzansprüche gegen die Krankenkasse. 
Kann sich ein Steuerpflichtiger durch Rückgriff gegen seinen Versicherer schadlos halten, 
erscheint eine Abwälzung seiner Kosten auf die Allgemeinheit als nicht gerechtfertigt. Denn Ziel 
der gesetzlichen Regelung ist es nicht, dem Steuerpflichtigen die Inanspruchnahme seiner 
Versicherung zu ersparen, wenn dies für ihn zu einer Reduzierung der Versicherungsprämien 
durch eine Beitragsrückerstattung führt. 

17. Kann bei der teilweisen Veräußerung einer Arztpraxis der Gewinn ermäßigt besteuert 
werden? 

Wird ein Teil einer Arztpraxis verkauft, kommt grundsätzlich für den Veräußerungsgewinn 
eine ermäßigte Besteuerung in Betracht. Dabei müssen jedoch bestimmte Punkte 
beachtet werden. Welche das sind, stellt das Finanzgericht München in seinem Urteil dar. 
Hintergrund 
Die Klägerin war als Ärztin selbstständig tätig. Zusammen mit einem weiteren Berufsträger 
betrieb sie eine Praxisgemeinschaft mit jeweils eigener Arztpraxis in der Rechtsform einer 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) mit jeweils hälftiger Beteiligung. Die Klägerin war 
zusätzlich als Prüfärztin für Medikamentenstudien (Testung von noch nicht zugelassenen 
Medikamenten) selbstständig tätig (Prüfarzttätigkeit). Über die GbR erfolgte der wirtschaftliche 
Betrieb der beiden Arztpraxen, insbesondere die Anmietung und Einrichtung der Praxisräume 
sowie die Einstellung des Personals. 

Im Streitjahr veräußerte die Klägerin ihre Arztpraxis und ihren Anteil an der GbR an einen 
Berufskollegen, der die bisherige Gemeinschaftspraxis fortführte. Die Prüfarzttätigkeit der 
Klägerin war von den Regelungen des Veräußerungsvertrags ausdrücklich ausgenommen. 
Nach dem Verkauf erzielte die Klägerin Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit aus in der vom 
Erwerber weitergeführten Praxis als angestellte Ärztin sowie Einkünfte aus selbstständiger 
Arbeit aus ihrer weiterhin in den Räumlichkeiten der GbR ausgeübten Prüfarzttätigkeit. 
In ihrer Einkommensteuererklärung für das Streitjahr erklärte die Klägerin u.a. aus der 
Veräußerung ihrer Praxis einen Veräußerungsgewinn. Dieser sollte ermäßigt besteuert werden. 
Das Finanzamt war jedoch der Ansicht, dass der Veräußerungsgewinn als laufender Gewinn zu 
besteuern ist. Insbesondere lag kein eigener und entsprechend steuerlich begünstigt 
veräußerbarer Teilbetrieb vor. 
Entscheidung 

Die zulässige Klage wies das Finanzgericht als unbegründet zurück, da die vorliegende 
Veräußerung nicht die Tatbestandsvoraussetzungen der Veräußerung eines Vermögens in 
Gestalt eines ganzen Betriebes erfüllt. Die Klägerin hatte nicht ihre gesamte freiberufliche 
Tätigkeit in vollem Umfang aufgegeben. Vielmehr nahm sie die von ihr ausgeübte 
Prüfarzttätigkeit im Veräußerungsvertrag ausdrücklich aus und behielt sich deren weitere 
Ausübung vor. 
Die von der Klägerin nicht aufgegebene Prüfarzttätigkeit war nach der Überzeugung des 
Gerichts nicht unwesentlich. Aus der von der Klägerin über den Verkaufszeitpunkt hinaus 
fortgeführten Prüfarzttätigkeit erzielte sie deutlich mehr als 10 % ihrer jeweiligen 
Jahreseinnahmen. 

Die Veräußerung und Übertragung der Praxis durch die Klägerin erfüllt auch nicht die 
Tatbestandsvoraussetzungen für eine lediglich ermäßigt zu besteuernde Veräußerung eines 
Teilbetriebs. Eine solche Teilpraxisveräußerung bzw. -aufgabe setzt einen mit einer gewissen 



 

Selbstständigkeit ausgestatteten, organisatorisch in sich geschlossenen und für sich 
lebensfähigen Teil der Gesamtpraxis voraus. Dabei kann die erforderliche Selbstständigkeit nur 
dann angenommen werden, wenn sich die freiberufliche Arbeit entweder auf wesensmäßig 
verschiedene Tätigkeiten in den Teilpraxen mit zugehörigen unterschiedlichen Patientenkreisen 
erstreckt oder bei gleichartiger Tätigkeit in den Teilpraxen in voneinander getrennten örtlich 
abgegrenzten Bereichen ausgeübt wird. 
Übt ein Freiberufler 2 wesensmäßig verschiedene Tätigkeiten aus, setzt die Annahme zweier 
Teilpraxen das Vorliegen einer gewissen organisatorischen Verselbständigung der 
verschiedenen Praxisteile voraus. Ob ein Betriebs- bzw. Praxisteil die für die Annahme eines 
Teilbetriebs erforderliche Selbstständigkeit besitzt, ist nach dem Gesamtbild der Verhältnisse 
beim Veräußerer zu entscheiden. Bei dieser Gesamtwürdigung sind die von der 
Rechtsprechung herausgearbeiteten Abgrenzungsmerkmale – z. B. räumliche Trennung vom 
Hauptbetrieb, eigener Wirkungskreis, gesonderte Buchführung, eigenes Personal, eigene 
Verwaltung usw. – zu beachten. Diese Merkmale brauchen zwar nicht sämtlich vorzuliegen, der 
Teilbetrieb erfordert allerdings eine gewisse Selbstständigkeit gegenüber dem Hauptbetrieb. 

Die von der Klägerin in der Praxis der Klägerin ausgeübte Tätigkeit als Ärztin erfüllte nach der 
Überzeugung des Gerichts nicht diese Voraussetzungen für einen entsprechenden Teilbetrieb. 
Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Veräußerungsvertrags bestanden nicht 2 von der Klägerin 
im Rahmen ihrer gesamten selbstständigen Arbeit betriebene Teilpraxen. Zwar handelt es sich 
bei den beiden Tätigkeiten der Klägerin um 2 wesensmäßig verschiedene Tätigkeiten. Diese 
beiden Tätigkeiten betrafen auch jeweils unterschiedliche Patientenkreise, zum einen die 
Patienten der Praxis und zum anderen die Studienauftraggeber. Es wurden jedoch im Hinblick 
auf die Zuordnung der Betriebsausgaben Artpraxis und Prüfarztpraxis keine getrennten 
Gewinnermittlungen durchgeführt. Auch gab es keine Hinweise, die für eine organisatorische 
Selbstständigkeit der beiden Teilbereiche sprachen. 

18. Vorsteuervergütungsantrag: 

Darf statt der Rechnungsnummer eine Referenznummer angegeben werden? 

Welche Angaben muss ein Steuerpflichtiger in einem Vorsteuervergütungsantrag zur 
Nummer der Rechnung machen? Ist damit die Rechnungsnummer gemeint? Oder genügt 
eine Referenznummer? Diese Fragen muss der Europäische Gerichtshof nun klären. 
Hintergrund 

Die Klägerin ist eine österreichische Spedition. Sie übermittelte dem Bundeszentralamt für 
Steuern einen Vorsteuervergütungsantrag über das von der österreichischen Finanzverwaltung 
eingerichtete Portal elektronisch. Dem Antrag lagen Rechnungen über die Lieferung von 
Kraftstoffen, aus denen die Klägerin den Vorsteuerabzug geltend machte, zugrunde. In der 
amtlichen Anlage zum Antrag ist zu den Rechnungen in der Spalte "Beleg-Nr." nicht die in der 
jeweiligen Rechnung aufgeführte Rechnungsnummer, sondern eine jeweils in der Rechnung 
ausgewiesene und in der Buchhaltung der Klägerin erfasste Referenznummer eingetragen. 
Das Bundeszentralamt für Steuern lehnte die Vergütung ab. Seiner Ansicht nach entsprach der 
Antrag nicht den gesetzlichen Anforderungen, weil nicht die auf den Rechnungen angegebenen 
Rechnungsnummern eingetragen wurden. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt, weil es die Angabe der Referenznummern für 
ausreichend hielt. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof setzte das Revisionsverfahren aus und legte die Sache dem Europäischen 
Gerichtshof zur Vorabentscheidung vor. Dieser muss nun insbesondere folgende Fragen klären: 
Genügt in einem Vorsteuervergütungsantrag, in dem u.a. die Nummer der Rechnung anzugeben 
ist, die Angabe der Referenznummer, die neben der Rechnungsnummer auf dem 
Rechnungsbeleg ausgewiesen ist? 



 

Falls nein, gilt ein Erstattungsantrag, in dem statt der Rechnungsnummer die Referenznummer 
angegeben ist, als formell vollständig und damit als fristwahrend vorgelegt? 

19. Yoga und Meditation kann berufliche Weiterbildung sein 

Unter bestimmten Voraussetzungen hat ein Arbeitnehmer Anspruch auf Bildungsurlaub. 
Das kann nach einem neuen Urteil aus Berlin auch ein Yogakurs sein. 
Hintergrund 
Ein Arbeitnehmer belegte einen von der Volkshochschule angebotenen 5-tägigen Kurs "Yoga I – 
erfolgreich und entspannt im Beruf mit Yoga und Meditation". Diesen wollte der Arbeitnehmer als 
Bildungsurlaub anerkannt bekommen. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts erfüllte der Kurs die Voraussetzungen gem. § 1 Berliner 
Bildungsurlaubsgesetz (BiUrlG). Es reichte aus, dass eine Veranstaltung entweder der 
politischen Bildung oder der beruflichen Weiterbildung diente. 

Denn der Begriff der beruflichen Weiterbildung war nach der Gesetzesbegründung weit zu 
verstehen. Danach sollten insbesondere Anpassungsfähigkeit und Selbstbehauptung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern unter den Bedingungen fortwährenden und sich 
beschleunigenden technischen und sozialen Wandels gefördert werden. Diese 
Voraussetzungen konnte auch ein Yogakurs mit einem geeigneten didaktischen Konzept 
erfüllen. 

20. Schwerbehinderte Bewerber müssen nicht zwingend zum Vorstellungsgespräch eingeladen 
werden 

Grundsätzlich sind zwar öffentliche Arbeitgeber verpflichtet, schwerbehinderte Bewerber 
zum Vorstellungsgespräch einzuladen. Jedoch gibt es bei sog. gestuften 
Ausschreibungsverfahren eine Ausnahme, wie ein Urteil aus Schleswig-Holstein zeigt. 
Hintergrund 

Der öffentliche Arbeitgeber besetzte in dem gestuften Ausschreibungsverfahren alle intern wie 
extern ausgeschriebenen Stellen mit internen Bewerbern. Die Klägerin war eine externe 
Bewerberin, die einem schwerbehinderten Menschen gleichgestellt ist. Ohne zu einem 
Vorstellungsgespräch eingeladen zu werden, erhielt sie eine Absage auf ihre Bewerbung. 
Deshalb klagte sie vor Gericht auf eine Entschädigung in Höhe von 5 Monatsgehältern. Der 
Umstand, dass sie nicht zum Vorstellungsgespräch eingeladen worden sei, hielt sie für ein 
hinreichendes Indiz für eine Diskriminierung. 

Der Beklagte erachtete seine Praxis, externe Bewerber prinzipiell und unabhängig von einer 
Schwerbehinderung nicht einzuladen, als rechtmäßig. Durch die Berücksichtigung interner 
Bewerber in dem gestuften Ausschreibungsverfahren sei das Indiz einer Benachteiligung 
widerlegt. 
Entscheidung 

Das Landesarbeitsgericht schloss sich der Auffassung des beklagten Arbeitgebers an. Denn 
allein die Tatsache, dass der Arbeitgeber die Bewerberin nicht zum Vorstellungsgespräch 
eingeladen hatte, konnte kein Indiz für eine Diskriminierung wegen ihrer 
Schwerbehinderteneigenschaft darstellen. Vielmehr hatte die schwerbehinderte Bewerberin die 
formale Voraussetzung als interne Bewerberin nicht erfüllt. Darüber hinaus bestand eine 
Einladungspflicht von externen schwerbehinderten Bewerbern in einem internen 
Bewerbungsverfahren gerade nicht. Die nicht erfolgte Einladung war letztlich als Indiz für eine 
Diskriminierung ungeeignet. 

Weiterhin waren die Richter überzeugt, dass die Einladung zum Vorstellungsgespräch nur 
deshalb ausgeblieben war, weil es sich um eine externe Bewerbung gehandelt hatte. Die 
klagende Bewerberin wurde also – wie alle anderen externen Bewerber übrigens auch – nur aus 



 

diesem Grund nicht eingeladen. Die Schwerbehinderung war nicht ursächlich dafür, die 
Bewerberin nicht zum Gespräch einzuladen. Die von der Klägerin geforderte Entschädigung 
lehnte das Gericht deshalb ab. 

21. Ist die Tätigkeit eines Heileurythmisten gewerblich? 

Wurde zwischen dem Berufsverband der Heileurythmisten und einer gesetzlichen 
Krankenkasse ein Integrierter Versorgungsvertrag nach § 140a ff. SGB V abgeschlossen, 
spricht dies dafür, dass die Tätigkeit des Heileurythmisten freiberuflich und nicht 
gewerblich ist. 
Hintergrund 
Die Klägerin K war als Heileurythmistin selbstständig tätig und Mitglied des Berufsverbandes 
Heileurythmie e.V. Anfang 2006 schlossen 12 gesetzliche Krankenkassen mit den 
Berufsverbänden der anthroposophischen Heilkunst, zu denen der Berufsverband der K gehört, 
Verträge zur Durchführung Integrierter Versorgung mit Anthroposophischer Medizin auf der 
Grundlage der §§ 140a ff. SGB V (sog. IV-Verträge). Danach übernehmen die Kassen die 
Kosten für ärztlich verordnete und durch anerkannte Therapeuten erbrachte Leistungen der 
Heileurythmie nach bestimmten Gebührensätzen. 

Das Finanzamt sah die Tätigkeit der K als gewerblich an. Da K keine Gewerbesteuererklärung 
abgegeben hatte, erließ das Finanzamt einen Gewerbesteuermessbescheid auf der Grundlage 
einer Schätzung. Die Klage der K vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung 

Vor dem Bundesfinanzhof hatte K jedoch Erfolg. Dieser entschied, dass die Tätigkeit als 
Heileurythmistin der Tätigkeit des Katalogberufs des Krankengymnasten bzw. 
Physiotherapeuten ähnlich war und sie deshalb eine freiberufliche Tätigkeit ausübte. 
Ein ähnlicher Beruf liegt vor, wenn er in wesentlichen Punkten mit einem der Katalogberufe 
vergleichbar ist. Dazu gehört die Vergleichbarkeit sowohl der Ausbildung als auch der 
ausgeübten beruflichen Tätigkeit. Erfordert der Katalogberuf eine Erlaubnis, muss für die 
Ausübung des ähnlichen Berufs ebenfalls eine solche erforderlich sein. 

Die Heileurythmie gehört zu den Versorgungsinhalten der anthroposophischen Medizin, fällt also 
unter den Begriff der Heilkunst. Deshalb ist die Tätigkeit eines Heileurythmisten mit der eines 
Krankengymnasten vergleichbar. Die Ausbildung zum Heileurythmisten ist zwar nicht staatlich 
geregelt. Dem Ziel, eine fachgerechte Berufsausübung zu gewährleisten, dienen jedoch auch 
die Regelungen in den sog. IV-Verträgen. Diese stellen hohe Anforderungen an die Qualifikation 
des Erbringers der Heilleistung. Die Ausbildung und Eignung des Therapeuten müssen durch 
den Berufsverband überprüft und anerkannt sein. Aufgrund dessen kam der Bundesfinanzhof zu 
dem Ergebnis, dass die Zulassung der K durch den Berufsverband zur Erbringung von 
Leistungen der Anthroposophischen Medizin auf der Grundlage sog. IV-Verträge für das 
Vorliegen einer dem Katalogberuf ähnlichen Tätigkeit sprach. 

22. Atembeschwerden durch Tonerstaub ist keine berufsbedingte Erkrankung 

Tonerstaub aus Kopierern und Druckern wird nicht als Ursache einer Berufskrankheit 
anerkannt, da deren gesundheitsschädliche Wirkung nicht generell nachgewiesen ist. 
Hintergrund 

Der Kläger war fast 4 Jahre in einem Kopierraum tätig. In dem 30 m² großen Raum erledigte er 
täglich Kopier- und Druckaufträge im Umfang von 5.000 bis 10.000 Blatt. Mit der Zeit litt er 
zunehmend an Atembeschwerden. Er vermutete deshalb, dass die Krankheit sich berufsbedingt 
entwickelt hatte und beantragte die Anerkennung als Berufskrankheit. Der 
Sozialversicherungsträger ließ ein medizinisches Gutachten erstellen und den Arbeitsplatz 
untersuchen. Letztendlich lehnte er die Anerkennung ab. 
Entscheidung 



 

Das Landessozialgerichts lehnte die Anerkennung einer Berufskrankheit ab. Grund dafür war u. 
a. ein weiteres Sachverständigengutachten. Welchen Stoffen der Betroffene genau ausgesetzt 
war, ließ sich allerdings nicht mehr nachweisen. Der Arbeitsplatz, an dem der Mann gearbeitet 
hatte, war in der Zwischenzeit umgestaltet worden. Deshalb konnte keine Analyse vor Ort mehr 
durchgeführt werden. Einen arbeitsplatzbezogenen Inhalationstest zum Nachweis einer 
allergischen Reaktion hatte der Kläger zudem verweigert. 
Schon vor seiner Tätigkeit im Kopierraum litt der Kläger saisonal an Heuschnupfen. In einem 
ärztlichen Gutachten von 2004 hieß es, dass eine Verschlimmerung der Asthmaerkrankung 
durch die berufliche Tätigkeit als Vervielfältiger möglich war. Allerdings ist davon auszugehen, 
dass nicht der Tonerstaub, sondern vor allem feine und ultrafeine Staubpartikel eine reizende 
Wirkung auf die über Jahre hinweg chronisch entzündlich veränderten Schleimhäute der oberen 
und unteren Atemwege hatten. Eine solche Erkrankung gibt es in der Liste der 
Berufskrankheiten jedoch nicht. 

23. Ehegatte als Minijobber: 

Vorsicht bei der Überlassung eines Firmenwagens 

Wer seinen Ehepartner im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses 
beschäftigt, sollte ihm keinen Dienstwagen zur unbeschränkten und 
selbstbeteiligungsfreien Privatnutzung überlassen. Denn dies ist fremdunüblich, sodass 
das Arbeitsverhältnis nicht anerkannt wird. 
Hintergrund 

Der Ehemann M führte einen Einzelhandel. Seine Ehefrau F, die in ihrem Hauptberuf 
teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerin war, wurde in den Jahren 2012 bis 2014 von M im Rahmen 
eines Minijobs als Büro- und Kurierkraft angestellt. Der Arbeitslohn wurde im Wesentlichen 
durch die private Nutzungsmöglichkeit eines von F für die Kurierfahrten einzusetzenden 
Betriebs-Pkw abgegolten. Den Sachbezug aus der Pkw-Nutzung ermittelte M nach der 1-%-
Regelung. Den Differenzbetrag zum Lohnanspruch zahlte er aus. 

Die vereinbarte Vergütung aus dem Minijob plus Abgaben und sämtliche 
Fahrzeugaufwendungen erfasste M als Betriebsausgaben, als fiktive Betriebseinnahme setzte er 
den Sachbezug aus der privaten Nutzungsmöglichkeit an. 
Das Finanzamt war der Ansicht, dass das Arbeitsverhältnis einem Fremdvergleich nicht 
standhielt. Die mit dem Pkw in Zusammenhang stehenden Aufwendungen und Erträge ließ es 
deshalb ebenso unberücksichtigt wie die Lohnaufwendungen und die als fiktive 
Betriebseinnahme erfassten Sachbezüge aus der Nutzungsüberlassung. Für M ergaben sich 
daraus jährliche Gewinnerhöhungen zwischen 6.000 EUR und 7.000 EUR. 
Entscheidung 

Nachdem das Finanzgericht das Arbeitsverhältnis anerkannt hatte, widersprach der 
Bundesfinanzhof diesem Urteil. Im Rahmen der Gesamtwürdigung muss geprüft werden, ob die 
Vertragschancen und -risiken in fremdüblicher Weise verteilt sind. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass ein Arbeitgeber typischerweise nur dann ein Fahrzeug zur uneingeschränkten 
Privatnutzung überlässt, wenn sich sein Aufwand zuzüglich des Barlohns als wertangemessene 
Gegenleistung für die Zurverfügungstellung der Arbeitskraft darstellt. 
Während sich bei einem hohen Gehalt der Umfang der Privatnutzung auf den Aufwand des 
Arbeitgebers nur verhältnismäßig gering auswirkt und daher bei der Kalkulation des 
Kostenaufwands untergeordnet sein kann, stellte sich dies bei dem vorliegend niedrigen Gehalt 
anders dar. Denn bei einer geringfügigen monatlichen Vergütung, die durch die private Pkw-
Nutzung erfüllt wird, hängt der Gesamtaufwand des Arbeitgebers praktisch unmittelbar vom 
Umfang der Privatnutzung ab. Bei einer Steigerung der Privatnutzung kann sich somit der 
Gesamtaufwand des Arbeitgebers im Vergleich zu der vereinbarten Grundvergütung 
unverhältnismäßig erhöhen. Dieses Risiko führt zur Fremdunüblichkeit und damit zur 



 

steuerlichen Nichtanerkennung des Arbeitsverhältnisses. Ein fremder Arbeitgeber eines 
geringfügig beschäftigten Arbeitnehmers würde diesem ein Fahrzeug nur unter einer 
Kilometerbegrenzung für private Fahrten oder einer Zuzahlung stellen. 

24. Ehegatten-Arbeitsverhältnisse:  

Gehaltsumwandlung muss Fremdvergleich standhalten 

Bei den Regelungen im Rahmen eines Ehegatten-Arbeitsverhältnisses muss der 
Fremdvergleich immer im Auge behalten werden. Sonst wird die Beschäftigung steuerlich 
nicht anerkannt – so z. B., wenn knapp 50 % des Arbeitslohns über eine 
Gehaltsumwandlung in eine überbetriebliche Unterstützungskasse eingezahlt wird. 
Hintergrund 

Die Ehefrau war als Verkaufsleiterin im Betrieb ihres Ehemanns angestellt und wurde wegen 
des Ehegatten-Arbeitsverhältnisses nicht als sozialversicherungspflichtig behandelt. Darum 
wurde vereinbart, dass ein Teil ihres Arbeitslohns (1.830 EUR monatlich) in eine 
überbetriebliche Unterstützungskasse und über diese in eine Rückdeckungsversicherung 
eingezahlt werden. Das Finanzamt sah die gewählte Art der Alterssicherung als nicht 
fremdüblich an und verweigerte den Abzug der Einzahlungen in die Unterstützungskasse als 
Betriebsausgaben. Vielmehr stellte es die Zahlungen in einen aktiven 
Rechnungsabgrenzungsposten ein. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung des Finanzamts an und entschied, dass die 
Regelungen im Arbeitsverhältnis zwischen den Ehegatten nicht fremdüblich waren. Fremdüblich 
müssten dabei nicht nur die Höhe des Arbeitslohns sein, sondern auch die Modalitäten der 
Gehaltsumwandlung. Ein fremder Arbeitnehmer hätte das Ausfallrisiko der Unterstützungskasse 
nicht übernommen. Aus der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, nach der für 
arbeitnehmerfinanzierte Altersversorgungen großzügigere Maßstäbe gelten als für eine 
arbeitgeberfinanzierte Alterssicherung, ließ sich nach Ansicht der Richter nichts Gegenteiliges 
herleiten. 

25. Leistungen eines Arbeitgebers an einen Pensionsfonds zur Übernahme bestehender 
Versorgungsverpflichtungen: Arbeitslohn? 

Wird eine Pensionsverpflichtung auf einen Pensionsfonds übertragen und erwirbt der 
Beschäftigte dadurch einen eigenen Anspruch gegen den Pensionsfonds, stellt sich die 
Frage: Liegt steuerpflichtiger Arbeitslohn vor? Grundsätzlich ist die Antwort ja, auf 
Antrag kann jedoch eine Steuerbefreiung gewährt werden. 
Hintergrund 

Der Kläger war Gesellschafter und Geschäftsführer einer GmbH, die ihm eine Pensionszusage 
erteilt hatte. Mit der Veräußerung der GmbH endete die Tätigkeit des Klägers als 
Geschäftsführer. Die Pensionsverpflichtung wurde auf einen Pensionsfonds übertragen. Ob mit 
der Übertragung der Pensionsverpflichtung auf einen Pensionsfonds steuerpflichtiger 
Arbeitslohn vorlag, musste das Finanzgericht klären. 

Entscheidung 

Steht dem Mitarbeiter gegen die Versorgungseinrichtung, an die der Arbeitgeber Beiträge 
geleistet hat, ein unentziehbarer Rechtsanspruch auf die Leistung zu, entsteht durch die 
Übertragung der Zusage auf den Fonds Arbeitslohn. Dieser Fall lag hier vor, dementsprechend 
bejahte das Finanzgericht einen solchen Anspruch gegen den Pensionsfonds. 
Liegt Arbeitslohn vor, muss der Arbeitgeber grundsätzlich Lohnsteuer einbehalten. Der 
Ablösungsbetrag kann aber in bestimmten Fällen und unter weiteren Voraussetzungen auch 
steuerfrei bleiben. Das Gesetz befreit insbesondere Leistungen eines Arbeitgebers an einen 
Pensionsfonds zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder 



 

Versorgungsanwartschaften durch den Pensionsfonds. Diese Steuerbefreiung erfolgt jedoch nur 
auf Antrag. Im Urteilsfall wurde dieser nicht gestellt. Deshalb war die Übertragung 
steuerpflichtig. 

26. Sind medizinische Hotlines von der Umsatzsteuer befreit? 

Ist die telefonische Beratung zu Gesundheits- und Krankheitsfragen als Heilbehandlung 
von der Umsatzsteuer steuerbefreit? Mit dieser Frage muss sich jetzt der Europäische 
Gerichtshof beschäftigen. 
Hintergrund 

Eine GmbH betrieb im Auftrag von gesetzlichen Krankenkassen ein Gesundheitstelefon, bei 
dem Versicherte medizinisch beraten wurden, und führte darüber hinaus Begleitprogramme für 
längere Zeit erkrankte Patienten durch. Die Versicherten erhielten auf der Basis von 
Abrechnungsdaten und Krankheitsbildern Informationen zu ihrer Erkrankung, ihnen wurden 
Diagnosen und mögliche Therapien erklärt und Ratschläge zu Verhaltens- und 
Behandlungsänderungen erteilt. Die telefonischen Beratungen erbrachten Krankenschwestern 
und medizinische Fachangestellte, die größtenteils über eine Ausbildung zum 
"Gesundheitscoach" verfügten. In rund 1/3 der Fälle wurde ein Arzt hinzugezogen. 

Das Finanzamt beurteilte die Umsätze aus dem Betrieb des Gesundheitstelefons und der 
Patientenbegleitprogramme als umsatzsteuerpflichtig. 

Das Finanzgericht wies die Klage ab, da die telefonischen Beratungen keinen hinreichend 
engen Bezug zu den von den behandelnden Ärzten durchgeführten Maßnahmen hatten. 

Entscheidung 

Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin sind von der Umsatzsteuer befreit. Bei einer 
Heilbehandlung handelt es sich um die Beurteilung einer medizinischen Frage, die auf 
medizinischen Feststellungen beruhen muss, die von dem entsprechenden Fachpersonal 
getroffen worden sind. Bei einer telefonischen Beratungsleistung steht jedoch weder fest, ob 
sich an die Beratung eine ärztliche Heilbehandlung anschließt, noch, ob die Beratungen als 
"Erstberatung" Bestandteil einer komplexen Heilbehandlung werden. Im vorliegenden Fall 
erfolgte die Information der Anrufenden teilweise nicht auf Grundlage vorheriger medizinischer 
Feststellungen oder Anordnungen und außerdem in allen Fällen ohne persönlichen Kontakt nur 
am Telefon. 

Der Bundesfinanzhof beantragte eine Klärung durch den Europäischen Gerichtshof, ob 
telefonische Beratungsleistungen, die möglicherweise im Vorfeld einer ärztlichen Behandlung 
sattfinden, nicht unter die Steuerbefreiung fallen. 
Bei den Patientenbegleitprogrammen handelte es sich um Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin, da diese als Patientenschulungen im Rahmen der ergänzenden Leistungen zur 
Rehabilitation nur gegenüber Teilnehmern mit von ärztlichem Fachpersonal diagnostizierter 
chronischer Krankheit erbracht wurden und damit nachgewiesen einen therapeutischen Zweck 
hatten. Auf das Fehlen einer ärztlichen Anordnung kam es insoweit nicht an. 
Es stellte sich jedoch sowohl für die Patientenbegleitprogramme als auch für den Bereich des 
Gesundheitstelefons die Frage, ob eine Zusatzqualifikation der Ausführenden zu fordern ist. 
Eine Heilbehandlung liegt vor, wenn sie im Rahmen der Ausübung ärztlicher und arztähnlicher 
Berufe erbracht wird. Fraglich ist, ob die für herkömmliche Heilbehandlungen definierten 
Qualifikationsmerkmale eines ärztlichen und arztähnlichen Berufs auch für Heilbehandlungen 
gelten, die z. B. im Bereich der Telemedizin ohne persönlichen Kontakt erbracht werden bzw. ob 
und inwieweit hier andere Anforderungen zu stellen sind. 

 

 



 

27. Honorarärzte: Eingliederung in den Krankenhausbetrieb führt zur abhängigen 
Beschäftigung 

Sind Honorarärzte entsprechend ihrer ärztlichen Ausbildung in den klinischen Alltag 
eingegliedert und erhalten sie einen festen Stundenlohn, liegt in der Regel eine 
abhängige Beschäftigung vor, für die Sozialversicherungsbeiträge abzuführen sind. 
1. Fall 
Hier ging es zum einen um einen Facharzt für Allgemeinmedizin, der als Stationsarzt in einer 
internistischen Abteilung arbeitete, zum anderen um einen Facharzt für Urologie sowie 
physikalische und rehabilitative Medizin, der von einem Krankenhaus als Stationsarzt in der 
neurologischen Abteilung eingesetzt wurde. 

Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen stellte fest, dass die Ärzte einem 
arbeitnehmertypischen umfassenden Weisungsrecht hinsichtlich der Arbeitszeit und erst recht 
hinsichtlich der Art und Weise der Arbeit unterlagen. Aus der Übernahme der Aufgaben eines 
Assistenz- bzw. Stationsarztes, verbunden mit der Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit den 
Chef- und Oberärzten, folgte deren einseitiges Bestimmungsrecht hinsichtlich der zeitlichen 
Strukturierung der Abläufe im Laufe eines Arbeitstages. Bereits aus den Honorarverträgen ergab 
sich, dass das Krankenhaus das Recht hatte, die Aufgaben des Arztes bei Erforderlichkeit durch 
Einzelweisungen zu konkretisieren. Auch die tatsächlich gelebten Vertragsbeziehungen 
rechtfertigten nicht ihre Einstufung als Selbstständige. 

2. Fall 
In einem Fall schloss das klagende Krankenhaus mit einer Gynäkologin einen 
Honorararztvertrag. Die Ärztin sollte für einen Monat Patienten in der Abteilung Gynäkologie und 
Geburtshilfe betreuen und behandeln. Nach dem Wortlaut des abgeschlossenen 
Honorararztvertrages war die Ärztin als Selbstständige tätig. Die Patienten wurden der Ärztin 
zugewiesen. Die Behandlung erfolgte selbstständig, das Letztentscheidungsrecht lag beim 
Chefarzt. Die Gynäkologin arbeitete im Team mit den im Krankenhaus tätigen weiteren Ärzten 
und dem nichtärztlichen Personal. 
Das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen kam zu dem Ergebnis, dass die Ärztin 
abhängig beschäftigt war. Dies ergab sich vor allem daraus, dass die Ärztin kein 
Unternehmerrisiko tragen musste und in den Arbeitsprozess des Krankenhauses eingegliedert 
war. Die Ärztin arbeitete im Team mit den anderen Mitarbeitern des Krankenhauses. Dass die 
Ärztin, solange der Chefarzt ihr diesbezüglich keine konkreten Vorgaben erteilte, selbst 
entscheiden konnte, in welcher Reihenfolge sie die ihr jeweils zugewiesenen Patienten 
behandelte, entsprach dem Ablauf auf der Station. Auch trug die Gynäkologin kein 
unternehmerisches Risiko. Eine Gewinn- und Verlustbeteiligung, die für die Annahme einer 
selbstständigen Tätigkeit sprechen könnte, sahen die vertraglichen Vereinbarungen 
ausdrücklich nicht vor. Eigene Betriebsmittel – bis auf die Arbeitskleidung – waren nicht 
eingesetzt worden. 

28. Notärztlicher Bereitschaftsdienst ist Heilbehandlung und deshalb umsatzsteuerfrei 

Übernimmt ein Arzt bei Veranstaltungen die notärztliche Betreuung, mit der 
gesundheitliche Gefahrensituationen frühzeitig erkannt werden sollen, um sofort 
geeignete Maßnahmen einleiten zu können, handelt es sich hierbei um Heilbehandlungen 
im Bereich der Humanmedizin, die nicht der Umsatzsteuer unterliegen. 
Hintergrund 
Der Arzt A übernahm den Bereitschaftsdienst bei Sport- und ähnlichen Veranstaltungen. Seine 
Aufgaben bestanden in der Kontrolle des Veranstaltungsbereichs im Vorfeld und der Beratung 
der Verantwortlichen hinsichtlich möglicher Gesundheitsgefährdungen. Weiterhin sollte A bei 
Rundgängen während der Veranstaltungen frühzeitig Gefahren und gesundheitliche Probleme 



 

der anwesenden Personen erkennen. Bei Bedarf führte er ärztliche Untersuchungen und 
Behandlungen von Patienten durch. 

Diese gegenüber dem Veranstalter erbrachten Leistungen unterwarf das Finanzamt der 
Umsatzsteuer. Die Klage des A vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Die Richter waren 
der Meinung, dass die bloße Anwesenheit und Leistungsbereitschaft des A keine ärztliche 
Leistung darstellte. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof entschied dagegen, dass der notärztliche Bereitschaftsdienst als 
umsatzsteuerfreie Heilbehandlung zu werten war. Der notärztliche Bereitschaftsdienst fällt unter 
den Begriff der Heilbehandlung im Bereich der Humanmedizin i. S. d. Umsatzsteuergesetzes. 
Der Begriff der "Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin" ist nicht eng auszulegen. Er 
umfasst die Diagnose, die Behandlung und die Heilung von Krankheiten oder 
Gesundheitsstörungen. Heilbehandlungen müssen einen therapeutischen Zweck haben. Dazu 
gehören auch Leistungen, die zum Zweck der Vorbeugung erbracht werden. Die 
Steuerbefreiung kommt auch ärztlichen Leistungen zugute, die den Schutz, die 
Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der menschlichen Gesundheit bezwecken. 

Hiervon ausgehend handelte es sich bei dem von A ausgeführten Notfalldienst um 
Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin. Der Dienst diente unmittelbar dem Schutz und 
der Aufrechterhaltung der menschlichen Gesundheit. A leistete nicht lediglich Anwesenheit und 
Einsatzbereitschaft. Denn seine Notfalldienste zielten darauf ab, gesundheitliche 
Gefahrensituationen frühzeitig zu erkennen, um sofort entsprechende Maßnahmen einleiten und 
damit einen größtmöglichen Erfolg einer (späteren) Behandlung sicherstellen zu können. Das ist 
eine unmittelbar ärztliche Tätigkeit, die nur von einem Arzt geleistet werden kann. 

29. Ist ein Eingabefehler eine offenbare Unrichtigkeit? 

Unterläuft dem Finanzbeamten ein Eingabefehler, kann dies eine offenbare Unrichtigkeit 
darstellen. Das gilt auch dann, wenn der Fehler von 3 Sachbearbeitern im Finanzamt nicht 
erkannt wurde. 
Hintergrund 

Der Kläger veräußerte im November 2011 einen Gesellschaftsanteil an einer GmbH zu einem 
Verkaufspreis von 138.000 EUR. Da er diese Beteiligung in seinem Privatvermögen hielt, 
erzielte er aus der Veräußerung einen Veräußerungsgewinn. Dieser war steuerpflichtig und 
unterlag dem Teileinkünfteverfahren. Mit der Einkommensteuererklärung 2011 erklärte der 
Kläger diesen Gewinn zutreffend. Der Sachbearbeiter im Finanzamt prüfte die Berechnung des 
Veräußerungsgewinns und sah sie als richtig an. Aufgrund einer fehlerhaften Eingabe in die 
EDV des Finanzamts wurde jedoch von dem zutreffenden Veräußerungsgewinn von 80.000 
EUR ein angeblich steuerfreier Veräußerungsgewinn von 80.000 EUR abgezogen. So ergab 
sich ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn von Null. 
Dieser Fehler fiel weder dem Veranlagungssachbearbeiter noch dem Qualitätssicherer noch der 
Sachgebietsleiterin auf. Die Einkommensteuerveranlagung erfolgte entsprechend. Nachdem der 
Fehler bei einer Betriebsprüfung bei der GmbH erkannt worden war, änderte das Finanzamt die 
Einkommensteuerveranlagung für 2011 aufgrund einer offenbaren Unrichtigkeit. Dagegen 
wehrte sich der Kläger mit seiner Klage. 
Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage ab. Es entschied, dass der Steuerbescheid geändert werden 
durfte. Das Finanzamt darf Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, 
die beim Erlass eines Verwaltungsakts unterlaufen sind, jederzeit berichtigen. Ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten liegen insbesondere dann vor, wenn es sich um Eingabe- oder 
Übertragungsfehler handelt, die für jeden unvoreingenommenen Dritten klar und deutlich 



 

erkennbar seien. Hierbei muss es sich um mechanische Fehler handeln, Rechtsirrtümer fallen 
nicht unter die Regelung. 

Im vorliegenden Fall würdigten die Sachbearbeiter im Finanzamt die Rechtslage zwar 
zutreffend. Dann unterlief jedoch dem Veranlagungssachbearbeiter ein mechanischer Fehler bei 
der Eingabe. Dieser führte dazu, dass der Veräußerungsgewinn fälschlicherweise als steuerfrei 
in die Berechnung einbezogen wurde. Diesen mechanischen Fehler bemerkten weder die zweite 
Bearbeiterin noch die Sachgebietsleiterin. Insoweit durfte das Finanzamt die Steuerveranlagung 
2011 unter Berufung auf eine offenbare Unrichtigkeit ändern. Auch die Tatsache, dass gleich 3 
Bearbeiter im Finanzamt den Fehler übersahen, änderte nach Ansicht des Finanzgerichts nichts 
daran, dass der Fehler offenbar war. 

30. Besteht Unfallversicherungsschutz bei Handynutzung? 

Zwar sind Unfälle auf dem Weg zur oder von der Arbeit grundsätzlich als Wegeunfall 
gesetzlich unfallversichert. Dieser Unfallversicherungsschutz entfällt jedoch, wenn der 
Unfall aufgrund einer Handynutzung passiert. 
Hintergrund 

Die Klägerin war in einem großen Hotel beschäftigt. Auf dem Heimweg wurde sie beim 
Überqueren eines unbeschrankten Bahnübergangs von einer Bahn erfasst. Dabei erlitt sie 
Frakturen im Kopfbereich und eine Hirnblutung. Sie befand sich deshalb in monatelanger 
stationärer Behandlung. 
Da die Klägerin zum Zeitpunkt des Unfalls mit dem Handy telefoniert hatte, lehnte es die 
Berufsgenossenschaft ab, den Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen. 
Entscheidung 

Das Sozialgericht wies die gegen die Berufsgenossenschaft erhobene Klage ab. Die Klägerin 
war zwar auf dem Heimweg grundsätzlich gesetzlich unfallversichert. Nicht versichert war 
jedoch das gleichzeitige Telefonieren mit dem Handy. Hier lag eine sog. gemischte Tätigkeit vor. 
So wurde gleichzeitig eine versicherte Verrichtung, nämlich das Nachhausegehen, und eine 
unversicherte Verrichtung, das Telefonieren, ausgeübt. 

Ein Arbeitsunfall liegt aber nur vor, wenn der Unfall und damit verbundene Gesundheitsschaden 
wesentlich durch die versicherte Tätigkeit verursacht wird. Dagegen ist ein Arbeitsunfall 
abzulehnen, wenn eine unversicherte Tätigkeit die wesentliche Unfallursache ist. Dies war 
vorliegend der Fall. Denn durch das Telefonieren war die Wahrnehmungsfähigkeit der Klägerin 
im Verkehr deutlich eingeschränkt, sodass das dadurch begründete erhebliche Risiko 
maßgeblich zu dem Unfall beigetragen hatte. 

31. Pflichtbeitrag einer Pflegerin zur Pflegekammer ist nicht verfassungswidrig 

Die Pflichtmitgliedschaft einer Gesundheits- und Krankenpflegerin in der Pflegekammer 
Niedersachsen und die damit verbundene Beitragspflicht verstoßen nicht gegen ihre 
Grundrechte. Denn die Errichtung der Pflegekammer verfolgt einen legitimen Zweck. 
Hintergrund 

Die als Gesundheits- und Krankenpflegerin tätige Klägerin war auch Geschäftsführerin und 
stellvertretende Pflegeleiterin in einem Pflegeheim. Nachdem im Jahr 2017 in Niedersachsen 
eine Pflegekammer eingerichtet worden war, wurde die Klägerin dort Pflichtmitglied. Mit ihrer 
Klage wendete sich die Pflegerin gegen diese Pflichtmitgliedschaft. 

Entscheidung 
Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Verwaltungsgericht entschied, dass die Errichtung der 
Pflegekammer verhältnismäßig war und einen legitimen Zweck verfolgte. Zur Begründung 
führten die Richter aus, dass die heutige Gesellschaft geprägt ist durch den demografischen 
Wandel und Änderungen der Familienstrukturen. Daher bedarf es im Pflegesektor dringend 
einer Steigerung von Qualität und Attraktivität. Durch die Einrichtung der Pflegekammer leistete 



 

der Staat einen Beitrag zur Sicherung der Versorgung der Bevölkerung mit standardgerechter 
Pflege. Die Pflichtmitgliedschaft war deshalb nicht zu beanstanden. 

32. Sind privat finanzierte Leistungen zu Pensionskassen sozialversicherungspflichtig? 

Aus privat finanzierten Anteilen eines Versorgungsbezugs müssen in bestimmten Fällen 
keine Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung gezahlt werden. Diese Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts macht rückwirkende Korrekturen im Beitrags- und 
Meldeverfahren erforderlich. 
Hintergrund 

2 Mitarbeiter zahlten nach ihrem Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis auf freiwilliger Basis 
weiter Beiträge in ihre Pensionskasse ein. Im Rentenalter stellten sie fest, dass die 
Krankenkassen auch aus dem ausschließlich privat finanzierten Anteil der Pension 
entsprechende Beiträge forderten. 

Entscheidung 
Diese Vorgehensweise verstößt nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts gegen das 
Gleichheitsgebot im Grundgesetz. Denn vergleichbare Leistungen aus privat finanzierten 
Lebensversicherungen werden nicht der Beitragspflicht unterworfen. 

Aus dieser Entscheidung folgt, dass die Krankenkassen einen verfassungskonformen Zustand 
herstellen müssen. In der Konsequenz erhalten die versicherungspflichtigen Pensionäre die aus 
dem privaten Anteil gezahlten Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge zurück. Dies gilt 
allerdings nur für die letzten 4 Kalenderjahre. Der Erstattungsanspruch davor ist verjährt. 
Hinweis 

Die Pensionskassen werden in den betroffenen Fällen die an die Krankenkassen abgegebenen 
Meldungen rückwirkend korrigieren. Zu melden ist dann nur noch der beitragspflichtige Anteil 
der Pension ohne den privat finanzierten Anteil. Auf diese Verfahrensweise haben sich Kranken- 
und Pensionskassen verständigt. 

Soweit die Pensionskasse die rückwirkende Beitragskorrektur und damit die Auszahlung der 
Beiträge nicht bis zum Jahr 2014 vornehmen kann, erstattet die Krankenkasse auf Antrag den 
restlichen Erstattungsbetrag. Eine Bescheinigung der Pensionskasse, aus der hervorgeht, für 
welche Zeiträume bereits eine Erstattung durch die Pensionskasse erfolgt ist, sollte dem 
Erstattungsantrag beigefügt werden. Damit wird eine doppelte Erstattung von Beiträgen 
verhindert. 

33. Ist eine Entschädigung aufgrund einer missglückten Operation steuerpflichtiger 
Arbeitslohn? 

Erhält ein Erwerbsloser eine Entschädigung wegen einer missglückten Operation, stellt 
sich die Frage, ob diese steuerpflichtig ist oder nicht. Das hängt davon ab, ob damit 
steuerbare und steuerpflichtige Einnahmen ersetzt werden sollen. 
Hintergrund 

Der 1964 geborene A schied nach betriebsbedingter Kündigung zum Jahresende 2000 gegen 
Zahlung einer Abfindung aus dem Betrieb aus. Seitdem war er arbeitslos gemeldet. Als Folge 
einer missglückten Operation im Jahr 2003 wurde er dauerhaft erwerbsunfähig. Seit 
Februar/März 2004 bezog er Arbeitslosengeld II. 

Im Jahr 2009 zahlte der Haftpflichtversicherer des Schädigers dem A zum Ausgleich sämtlicher 
Schäden insgesamt 490.000 EUR. Davon waren 255.000 EUR Schmerzensgeld und 
Haushaltsführungsschaden und 235.000 EUR für Verdienstausfall. Gleichzeitig sicherte A zu, 
keine Leistungen eines Sozialversicherungsträgers zu erhalten. Bereits vor 2009 geleistete 
Vorschüsse von 50.000 EUR sollten angerechnet werden. Die Versicherung bemaß den 
Erwerbsschaden des A für die Vergangenheit mit 60.000 EUR und für die Zukunft mit 175.000 
EUR (Summe 235.000 EUR). Zur Ermittlung des Verdienstausfalls hatte A der Versicherung die 



 

Lohnabrechnungen eines gleich qualifizierten Arbeitskollegen zur Verfügung gestellt, der eine 
vergleichbare Tätigkeit ausübte. Nachdem A der Vereinbarung im Jahr 2009 zugestimmt hatte, 
leistete die Versicherung die Abschlusszahlung von 440.000 EUR (490.000 EUR ./. 50.000 
EUR) ebenfalls im Jahr 2009. 

Das Finanzamt wertete die Entschädigung für den Verdienstausfall als Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit und wendete darauf die Tarifermäßigung nach der Fünftel-Regelung 
an. Das Finanzgericht wies die Klage ab, da es für die steuerliche Erfassung unerheblich war, 
dass A zum Zeitpunkt des schädigenden Ereignisses nicht in einem Beschäftigungsverhältnis 
stand. 

Entscheidung 
Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit kommt eine Entschädigung als Ersatz für entgangene 
oder entgehende Einnahmen nur für Zahlungen in Betracht, die den Erwerbs- und 
Fortkommensschaden ausgleichen sollen. Nur insoweit wird Ersatz für entgangene oder 
entgehende Einnahmen geleistet. Beträge, mit denen Arzt- und Heilungskosten oder andere 
verletzungsbedingte Mehraufwendungen ersetzt werden oder die als Schmerzensgeld 
immaterielle Einbußen ausgleichen sollen, fallen nicht darunter. Bei den Einnahmen, deren 
Ausfall ersetzt werden soll, muss es sich um steuerbare und steuerpflichtige Einnahmen 
handeln, die unter eine bestimmte Einkunftsart fallen. Entscheidend für die steuerliche 
Erfassung ist daher, ob mit der Zahlung steuerbare und steuerpflichtige Einnahmen ersetzt 
werden sollen (sog. Verdienstausfall) oder ob der Wegfall des Anspruchs auf steuerfreie 
Sozialleistungen wie das Arbeitslosengeld I bzw. II ausgeglichen werden soll. 
Bei der Auslegung einer Entschädigungsvereinbarung ist nicht die Bezeichnung der 
Entschädigungszahlung entscheidend, sondern der Zweck der Leistung. 
Da sich aus dem Finanzgerichtsurteil nicht ergab, auf welcher Grundlage die Entschädigung 
errechnet wurde bzw. welchen Schaden die Versicherung ersetzen wollte, war es aufzuheben. 
Zwar hatte A auf die Lohnabrechnungen eines Berufskollegen verwiesen, ob die Versicherung 
diese Umstände aber tatsächlich berücksichtigt hat, wurde vom Finanzgericht nicht festgestellt. 
Der Bundesfinanzhof verwies den Fall daher zur weiteren Sachverhaltsfeststellung an das 
Finanzgericht zurück. 

34. Selbstanzeige: 

Welche Ablaufhemmung gilt? 

Beginnen die Ermittlungen der Steuerfahndung, bevor die Festsetzungsfrist abgelaufen 
ist, und beruht die Steuerfestsetzung auf konkreten Ermittlungen der Steuerfahndung, 
stellt sich die Frage, welche Folgen eine Selbstanzeige des Steuerpflichtigen auf die 
Ablaufhemmung hat. 
Hintergrund 
Die Eheleute und Kläger gaben ihre Einkommensteuererklärungen für die Jahre 1996 und 1997 
im Jahr 1998 ab. Im Jahr 2008 gaben sie für die Jahre 1996, 1997 und für die Jahre 2000 bis 
2006 Selbstanzeigen ab. In diesen erklärten sie Kapitalerträge aus Liechtenstein nach. Durch 
eine sog. Steuer-CD hatte das Finanzamt schon im Jahr 2007 Hinweise auf das Depot der 
Eheleute in Liechtenstein erhalten. Die Prüferin der Steuerfahndung wertete die übermittelten 
Unterlagen und die Steuerakten im Jahr 2007 aus. Das Vorermittlungsergebnis für 1996 bis 
2006 hielt sie in einem Verdachtsprüfungsvermerk vom September 2007 fest. Im Januar 2008 
leitete die Steuerfahndung ein Steuerstrafverfahren wegen unrichtiger Erklärungen für die Jahre 
2002 bis 2006 ein. Nachdem im April 2008 ein Prüfungsauftrag der Steuerfahndung für den 
Zeitraum 1996 bis 2006 ergangen war, forderte die Prüferin von den Eheleuten Unterlagen zu 
den liechtensteinischen Anlagen an. 
Im Juni 2010 erließ das Finanzamt Änderungsbescheide für 1996 und 1997 wegen nachträglich 
bekannt gewordener Tatsachen. Die Eheleute machten Festsetzungsverjährung geltend, da 



 

aufgrund der Abgabe der Steuererklärungen im Jahr 1998 die bei Steuerhinterziehung geltende 
reguläre 10-jährige Verjährungsfrist zum Jahresende 2008 abgelaufen war. Auch die 
Verlängerung der Festsetzungsfrist bei Selbstanzeigen um 1 Jahr nach Eingang der Anzeige im 
Mai 2008 war ihrer Meinung nach im Mai 2009 abgelaufen. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass eine Nacherklärung von Besteuerungsgrundlagen eine auf 
Ermittlungen der Steuerfahndung beruhende Ablaufhemmung hinsichtlich derselben 
Besteuerungsgrundlagen nicht ausschloss. Das Finanzamt musste damit nach der Abgabe der 
Nacherklärung nicht abwarten, ob die Kläger zu den hinterzogenen Einkünften bis zum Ablauf 
der 1-jährigen Hemmungsfrist ausreichende Angaben machten. Vielmehr konnte das Finanzamt 
vor Ablauf der ungehemmten Festsetzungsfrist eigene Ermittlungen anstellen, um selbst eine 
Hemmung herbeizuführen. Diese Ablaufhemmung endet erst, wenn aufgrund der Prüfung 
Steuerbescheide ergehen und diese unanfechtbar werden. Voraussetzung für den Eintritt der 
Hemmung ist jedoch, dass die Steuerfestsetzung auf den Ermittlungen der Steuerfahndung 
beruht. 

Die Ablaufhemmung war deshalb für die Jahre 1996 und 1997 nur eingetreten, wenn die 
Steuerfahndung noch im Jahr 2008 Ermittlungshandlungen vorgenommen hatte, die der 
Überprüfung der nacherklärten Besteuerungsgrundlagen dieser Jahre dienten. Ob diese 
Voraussetzung vorlag, ließ sich aus Sicht des Bundesfinanzhofs jedoch nicht klären. Der 
Geschehensablauf sprach eher dafür, dass die Prüferin der Steuerfahndung erst im Februar 
2009 und somit nach Fristablauf eine detaillierte Ermittlungshandlung hinsichtlich der Jahre 
1996 und 1997 vornahm. Auf die Aktenauswertung und den Verdachtsprüfungsvermerk vom 
September 2007 konnte nicht abgestellt werden. Denn insoweit handelte es sich lediglich um 
Vorbereitungshandlungen für eine durchzuführende Prüfung. Die begonnene Fahndungsprüfung 
wurde nach Beendigung der Vorbereitungshandlungen zunächst wieder unterbrochen. 

Das Finanzgericht muss feststellen, ob vor Jahresende 2008 detailliert Unterlagen zur Prüfung 
der nacherklärten Erträge für die Jahre 1996 und 1997 angefordert wurden und ob die späteren 
Steuerfestsetzungen auf dieser Unterlagenanforderung beruhten. 

35. Private Postdienstleister: 

Welche Auswirkungen ergeben sich für die Bekanntgabe von Verwaltungsakten? 

Wird die Post durch einen privaten Postdienstleister befördert und schaltet dieser ein 
Subunternehmen ein, kann dies zu einem längeren Postlauf führen – was für die 
Zugangsvermutung innerhalb der 3-Tage-Frist von Bedeutung sein kann. 
Hintergrund 
Der Vater V stellte einen Antrag auf Kindergeld für seine Töchter. Gegen den 
Ablehnungsbescheid legte er Einspruch ein, den die Familienkasse mit Einspruchsentscheidung 
v. 5.11.2015 als unbegründet zurückwies. Da als Absendedatum der 6.11.2015 vermerkt war, 
war nach der Zugangsvermutung der 3-Tage-Frist die Einspruchsentscheidung am 9.11.2015 
zugegangen. Damit war die Klagefrist am 9.12.2015 abgelaufen. Mit seiner am 10.12.2015 
erhobenen Klage trug V vor, dass die Klagefrist gewahrt war, da ihm die 
Einspruchsentscheidung erst am 12.11.2015 zugegangen war. Am Absendetag am 6.11.2015 
war die Post zwischen 12:30 Uhr und 13 Uhr durch den Kurierdienst, einen Subunternehmer der 
X-Post (lizenzierter privater Postdienstleister), abgeholt worden. Das Finanzgericht wies die 
Klage als unzulässig ab, da sie verfristet war. 

Entscheidung 

Grundsätzlich gilt: Behauptet der Steuerpflichtige, dass er den Bescheid nicht innerhalb des 3-
Tage-Zeitraums erhalten hat, muss er sein Vorbringen substanziieren, um Zweifel an der 3-
Tage-Vermutung zu begründen. Einfaches Bestreiten genügt dafür nicht, sondern es müssen 
Tatsachen vorgetragen werden, die den Schluss zulassen, dass ein anderer Geschehensablauf 



 

als der typische Zugang innerhalb der 3-Tage-Frist ernstlich in Betracht kommt. Auf einen 
hinreichend substanziierten Vortrag muss sodann die Behörde beweisen, wann der 
Verwaltungsakt zugegangen ist. 
Der Bundesfinanzhof bekräftigte in seiner Entscheidung, dass die Zugangsvermutung auch bei 
der Übermittlung durch einen privaten Postdienstleister gilt. Im vorliegenden Fall lagen jedoch 
besondere Umstände vor, die den typischen Geschehensablauf und den Zugang innerhalb der 
3-Tage-Frist in Zweifel zogen. Da im Rahmen der Lizenzierung privater Postdienstleister die 
Einhaltung konkreter Postlaufzeiten nicht geprüft wird, muss ermittelt werden, ob nach den bei 
dem Dienstleister X vorgesehenen organisatorischen und betrieblichen Vorkehrungen 
regelmäßig von einem Zugang innerhalb der 3-Tage-Frist ausgegangen werden kann. Die 
Zwischenschaltung eines weiteren Dienstleistungsunternehmens könnte möglicherweise einen 
längeren Postlauf zur Folge haben. Der Bundesfinanzhof verwies den Fall zur Nachholung der 
entsprechenden Feststellungen an das Finanzgericht zurück. 

36. Betriebsveranstaltung: 

Kurzfristige Absagen gehen nicht zulasten der Anwesenden 

Bei Betriebsveranstaltungen berechnet sich die Höhe der Zuwendung nach Ansicht der 
Finanzverwaltung nach der Anzahl der Teilnehmer. Ein Finanzgericht hat jetzt jedoch 
entschieden, dass die kurzfristige Absage der Teilnahme steuerlich nicht zulasten der 
tatsächlich Feiernden gehen darf. 
Hintergrund 

Der Arbeitgeber plante die Durchführung eines gemeinsamen Kochkurses als Weihnachtsfeier. 
Nach dem Konzept des Veranstalters durfte jeder Teilnehmer unbegrenzt Speisen und Getränke 
verzehren. Von den ursprünglich angemeldeten 27 Mitarbeitern sagten 2 kurzfristig ab. Eine 
Reduzierung der bereits veranschlagten Kosten durch den Veranstalter fand nicht statt. 
Der Arbeitgeber berechnete bei der Lohnsteuer die Zuwendung an die einzelnen Arbeitnehmer, 
indem er die ursprünglich angemeldeten 27 Personen berücksichtigte. Demgegenüber stellte 
das Finanzamt auf die tatsächlichen 25 Teilnehmer ab. Das führte zu einem höheren zu 
versteuernden Betrag. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht gab der dagegen erhobenen Klage statt. Zur Begründung führten die Richter 
aus: Seiner Ansicht nach ist nicht nachzuvollziehen, warum die vergeblichen Aufwendungen des 
Arbeitgebers für die nicht erschienenen Arbeitnehmer den anwesenden Feiernden zugerechnet 
werden sollte. Im vorliegenden Fall hatten die Feiernden auch gar keinen Vorteil durch die 
Absage ihrer beiden Kollegen. Außerdem durfte nach dem Veranstaltungskonzept jeder 
Teilnehmer ohnehin nach seinem Belieben unbegrenzt viele Speisen und Getränke 
konsumieren. 

37. Zumutbare Belastung: 

Wer sich über eine Steuererstattung freuen darf 

Einige Bundesländer prüfen und ändern in einer Sonderaktion Steuerbescheide. Grund 
ist das Urteil des Bundesfinanzhofs, nach dem die zumutbare Belastung bei der 
Berücksichtigung von Aufwendungen für Krankheit und Pflege als außergewöhnliche 
Belastung anders als bisher berechnet werden muss. 
Durch die Entscheidung des Bundesfinanzhofs wird klargestellt, dass bei der Berechnung jetzt 
nur noch der Teil des Gesamtbetrags der Einkünfte, der den gesetzlichen Stufengrenzbetrag 
übersteigt, mit dem jeweils höheren Steuer-Prozentsatz belastet wird. Dies führt in vielen Fällen 
zu einer Entlastung für die Steuerpflichtigen. 



 

Um in den Genuss einer Änderung zu kommen, ist kein Antrag der Betroffenen erforderlich. Die 
Finanzverwaltung wird automatisch tätig, wenn die neue Berechnungsweise zu einer 
Steuererstattung führen sollte. 
Geprüft und geändert wird derzeit in Bayern, die Finanzverwaltung in Rheinland-Pfalz kündigte 
ebenfalls eine Sonderaktion an. Dabei werden alle Fälle aufgegriffen, bei denen in den 
Steuererklärungen der Vorjahre außergewöhnliche Belastungen, insbesondere Krankheits- und 
Pflegeaufwendungen, erklärt wurden, die zumutbare Belastung jedoch noch nach den alten 
Grenzen berechnet wurde. 
Eine Änderung ist jedoch nur möglich, wenn der Bescheid mit dem seit Ende August 2013 
versehenen Vorläufigkeitsvermerk zur Frage der Verfassungsmäßigkeit einer zumutbaren 
Belastung bei Krankheits- und Pflegeaufwendungen bekannt gegeben wurde. 

Darüber hinaus sollen auch in Thüringen, Baden-Württemberg, Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern und Hessen Bescheide geprüft und ggf. geändert werden. 

38. Unter welchen Voraussetzungen Ausbildungskosten zurückgezahlt werden müssen 

Enthält ein Darlehensvertrag eine Rückzahlungsverpflichtung dahingehend, dass der 
Auszubildende die vom Arbeitgeber getragenen Ausbildungskosten in monatlichen Raten 
zurückzahlen muss, darf dies keine unangemessene Benachteiligung darstellen. Eine 
Zahlungsverpflichtung, die unabhängig davon gilt, ob der Auszubildende tatsächlich 
einen Arbeitsplatz beim Arbeitgeber erhält, ist jedenfalls unwirksam. 
Hintergrund 

Der Betreiber einer Pflegeeinrichtung warb ausländische Pflegekräfte an. Die Kosten für den 
Deutsch- sowie Pflegekurs übernahm zunächst die Pflegeeinrichtung, schloss aber mit den 
Auszubildenden einen Darlehensvertrag über 12.900 EUR. Die Rückzahlungsverpflichtung in 
Höhe von 400 EUR monatlich galt unabhängig davon, ob der Auszubildende bei der 
Pflegeeinrichtung eine Stelle als Pfleger erhielt. Nachdem der Auszubildende zwar zunächst 
tatsächlich eingesetzt, dann aber die Arbeit wegen Streitigkeiten eingestellt hatte, forderte die 
Pflegeeinrichtung die Rückzahlung der gesamten Darlehenssumme. 

Entscheidung 
Das Arbeitsgericht entschied zugunsten des Auszubildenden. Nach Ansicht der Richter muss er 
die Darlehenssumme nicht zurückzahlen. Zur Begründung führten die Richter aus: Der 
Darlehensvertrag benachteiligte den Auszubildenden unangemessen und war daher unwirksam. 

Rückzahlungsvereinbarungen über Aus- und Fortbildungskosten müssen den Maßstäben des 
Bundesarbeitsgerichts entsprechen. Deshalb ist eine Vereinbarung unwirksam, wenn die 
Rückzahlungsverpflichtung auch für den Fall gilt, dass der potenzielle Arbeitgeber dem 
potenziellen Arbeitnehmer keinen Arbeitsplatz anbieten kann oder will. Dies war vorliegend 
gegeben, denn es war völlig unklar, ob der Auszubildende eine Stelle als Pfleger erhielt oder 
nicht. 

Zudem war die konkrete Zusammensetzung der Darlehenssumme von 12.900 EUR unklar, 
sodass der Darlehensvertrag auch aus diesem Grund unwirksam war. 

39. Wann vom Arbeitgeber gezahlte Fortbildungskosten nicht zurückgezahlt werden müssen 

Eine Rückzahlungsvereinbarung über Fortbildungskosten, die mehr als ein halbes Jahr 
nach Beginn der Ausbildung unterzeichnet wird, ist unwirksam. 
Hintergrund 
Der Arbeitgeber musste bei einem Zertifizierungsverfahren im Herbst 2014 nachweisen, dass er 
über mindestens 2 Fachpfleger für Intensivpflege und Anästhesie verfügt. Da es für ihn zu der 
Zeit nicht möglich war, Fachkräfte mit dieser Qualifizierung auf dem Arbeitsmarkt zu finden, 
suchte er per Aushang 2 Mitarbeiter, die er zu Fachpflegern für Intensivpflege und Anästhesie 
qualifizieren wollte. Hierzu sollten sie eine 2-jährige Fachweiterbildung absolvieren, die zu einem 



 

staatlich anerkannten Abschluss führte. Die Arbeitnehmerin begann die Weiterbildung im Jahr 
2014 und schloss sie 2016 erfolgreich ab. 2017 kündigte sie das Arbeitsverhältnis. Daraufhin 
forderte der Arbeitgeber die Rückzahlung der Fortbildungskosten von rund 38.500 EUR. 
Seiner Ansicht nach enthielten die tariflichen Regelungen eine umfassende und abschließende 
Regelung zur Rückzahlung. Zudem hatte der Arbeitgeber eine Rückzahlungsverpflichtung der 
Arbeitnehmerin in einer Fortbildungsvereinbarung festgehalten. 

Entscheidung 
Die Klage des Arbeitgebers hatte keinen Erfolg. Das Landesarbeitsgericht entschied, dass die 
Rückzahlungsvereinbarung im Fortbildungsvertrag unwirksam war. Denn diese war erst mehr 
als ein halbes Jahr nach Beginn der Ausbildung unterzeichnet worden. 

Nach ständiger Rechtsprechung ist die Vereinbarung einer Rückzahlung von Ausbildungskosten 
durch den Arbeitnehmer nur dann zulässig, wenn dieser mit der Ausbildung eine angemessene 
Gegenleistung für diese Rückzahlungsverpflichtung erhält. Auch muss dem Arbeitnehmer vor 
Beginn des Vertragsverhältnisses klar sein, unter welchen Voraussetzungen und in etwa 
welcher Höhe die Vergütung zurückgezahlt werden muss. 

Im vorliegenden Fall hatte jedoch die Arbeitnehmerin bei Fortbildungsbeginn die Folgen, 
insbesondere die Bindung an den Arbeitgeber und die Rückzahlungsverpflichtungen, sowie die 
Folgen eines Ausbildungsabbruchs nicht absehen können. Denn zu diesem Zeitpunkt befand sie 
sich noch in der arbeitsvertraglichen Probezeit des Arbeitsverhältnisses. 
Auch nach dem geltenden Tarifvertrag ergab sich keine Rückzahlungsverpflichtung der 
Arbeitnehmerin. Nach diesem musste die Fortbildung einerseits auf Veranlassung des 
Arbeitgebers stattfinden, andererseits "im Rahmen des Personalbedarfs". Eine Fortbildung 
erfolgt aber nur dann "im Rahmen des Personalbedarfs", wenn beim Arbeitgeber in einem 3-
jährigen Bindungszeitraum wahrscheinlich Stellen zu besetzen sind, für die eine durch die 
Weiterbildung erworbene Qualifikation Voraussetzung ist. Dies war hier nicht erfüllt. Denn die 
Arbeitnehmerin wurde nach ihrer Fortbildung nicht im Bereich der Intensivpflege und Anästhesie 
eingesetzt. Es gab auch keine entsprechende Planung. Die Qualifikation diente vielmehr in ganz 
überwiegendem Umfang dem Arbeitgeber, der hierauf für die Zertifizierung und Abrechnung 
gegenüber den Kostenträgern angewiesen war. 

40. Auch für die Bereitschaftszeit von Rettungsassistenten gilt der gesetzliche Mindestlohn 

Auch für Bereitschaftszeit muss der gesetzliche Mindestlohn gezahlt werden. Ob diese 
jedoch separat entlohnt werden muss, hängt davon ab, ob mit der Vergütung der 
Vollarbeit der Bereitschaftsdienst abgegolten ist und der Mindestlohn pro Stunde erreicht 
wird. 
Hintergrund 

Der Kläger war als Rettungsassistent bei dem Beklagten beschäftigt und erhielt dafür 2.446,41 
EUR brutto monatlich. Auf das Arbeitsverhältnis fand der DRK-Reformtarifvertrag Anwendung. 
Die regelmäßige Arbeitszeit für die Mitarbeiter im Rettungsdienst betrug danach wöchentlich 
38,5 Stunden. Im Januar 2015 und von März bis September 2015 leistete der Kläger insgesamt 
318,2 Stunden Arbeitsbereitschaft. Nach der tariflichen Regelung konnte die Arbeitszeit auf bis 
zu 12 Stunden täglich und durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich verlängert werden, wenn in 
sie regelmäßig eine Arbeitsbereitschaft von durchschnittlich mindestens 3 Stunden täglich fiel. 
Mit dem Entgelt war die regelmäßige Arbeitszeit, auch wenn sie verlängert war, abgegolten. 

Mit seiner Klage verlangte der Kläger den gesetzlichen Mindestlohn für 318,2 Stunden geleistete 
Bereitschaft. Er begründete das damit, dass die tarifvertragliche Regelung mit Inkrafttreten des 
Mindestlohngesetzes unwirksam geworden war und mit dem tariflichen Entgelt nur die 
regelmäßige Arbeitszeit von 38,5 Stunden vergütet wurde. 

 



 

Entscheidung 

Mit seiner Klage hatte der Rettungsassistent keinen Erfolg. Das Bundesarbeitsgericht entschied 
zwar, dass auch für Zeiten der Bereitschaft der gesetzliche Mindestlohn gezahlt werden muss. 
Im vorliegenden Fall war der Anspruch jedoch bereits erfüllt. Denn der Kläger hatte in allen 
Monaten ein Entgelt von 2.446,41 EUR brutto erhalten, wodurch jede der geleisteten Stunden 
mit dem Mindestlohn bezahlt wurde. 

Der Kläger hatte nicht mehr als 48 Wochenstunden gearbeitet, was bezogen auf den Monat 208 
Stunden ergab. Multipliziert mit dem damaligen Mindestlohn von 8,50 EUR pro Stunde betrug 
der Mindestlohn 1.768,00 EUR brutto. Ähnliches ergab sich bei Anwendung der 
tarifvertraglichen Formel zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils des 
Tabellenentgelts. Daraus errechnete sich ein gesetzlicher Mindestlohn von 1.773,95 EUR brutto. 
In beiden Fällen überstieg demnach die gezahlte tarifliche Monatsvergütung den gesetzlichen 
Mindestlohn. Eine zusätzliche Vergütung der Bereitschaftszeiten kam nicht in Betracht. 

41. Sachgrundlose Befristung: 

Bundesverfassungsgericht kippt Praxis des Bundesarbeitsgerichts zum Verbot der 
Vorbeschäftigung 

Arbeitgeber dürfen Mitarbeiter ohne Sachgrund nicht mehrfach befristet beschäftigen. 
Das Bundesverfassungsgericht hält diese Regelung für verfassungsgemäß. Damit erteilt 
es der gängigen Praxis des Bundesarbeitsgerichts eine deutliche Absage. 
Hintergrund 

Der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts lagen eine Verfassungsbeschwerde eines 
Arbeitnehmers sowie ein Vorlagebeschluss eines Arbeitsgerichts auf die Entfristung eines 
Arbeitsvertrags zugrunde. Die Beschäftigten machten gegenüber dem jeweiligen Arbeitgeber 
geltend, dass die zuletzt vereinbarte sachgrundlose Befristung ihres Arbeitsverhältnisses 
unwirksam war. Sie verstieß gegen § 14 Abs. 2 Satz 2 Teilzeitbefristungsgesetz, weil sie bereits 
zuvor bei demselben Arbeitgeber beschäftigt waren. 
Das Arbeitsgericht stellte in dem Vorlageverfahren die Frage, ob diese Regelung mit den 
Grundrechten vereinbar ist, denn damit könnte eine sachgrundlose Befristung auf die erstmalige 
Beschäftigung beim jeweiligen Vertragsarbeitgeber beschränkt sein. 

Im anderen Verfahren wehrte sich der Arbeitnehmer dagegen, erneut befristet beschäftigt zu 
werden. Nachdem die jeweils zuständigen Arbeitsgerichte jedoch der bislang aktuellen 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts folgten, waren seine Klagen erfolglos. Mit der 
Verfassungsbeschwerde wandte er sich gegen die ablehnenden Urteile, da die Auslegung der 
gesetzlichen Regelung durch das Bundesarbeitsgericht seine Grundrechte verletzten. 

Entscheidung 
Diesen Argumenten folgte das Bundesverfassungsgericht. Der Erste Senat erteilte damit der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts eine Absage. 
Seit 2011 las das Bundesarbeitsgericht in den Gesetzeswortlaut des § 14 Abs. 2 Satz 2 
Teilzeitbefristungsgesetz eine Art Sperrfrist von 3 Jahren hinein. Eine Vorbeschäftigung des 
Arbeitnehmers bei demselben Arbeitgeber stand also einer sachgrundlosen Befristung nicht 
entgegen, wenn das vorherige Arbeitsverhältnis länger als 3 Jahre zurücklag. 

Für das Bundesverfassungsgericht ist diese Auslegung des Bundesarbeitsgerichts jedoch nicht 
mehr vom Willen des Gesetzgebers gedeckt. Die richterliche Rechtsfortbildung durfte diesen 
klar erkennbaren Willen nicht übergehen und durch ein eigenes Regelungsmodell ersetzen. Im 
Fall des Verbots der Vorbeschäftigung hatte sich der Gesetzgeber klar erkennbar gegen eine 
Frist entschieden. 

Die Fachgerichte müssen bei der Auslegung der Gesetze die gesetzgeberische 
Grundentscheidung respektieren. Dazu müssen auch die Gesetzesmaterialien in Betracht 



 

gezogen werden. Im konkreten Fall bedeutete das: Eine sachgrundlose Befristung zwischen 
denselben Arbeitsvertragsparteien sollte grundsätzlich nur einmal und nur bei der erstmaligen 
Einstellung zulässig sein. Das gesetzliche Regelungskonzept war damit klar erkennbar. Dieses 
durfte von den Arbeitsgerichten und vom Bundesarbeitsgericht nicht übergangen und durch ein 
eigenes Konzept ersetzt werden. 

Prinzipiell ist die Regelung des § 14 Abs. 2 Satz 2 Teilzeitbefristungsgesetz mit der Verfassung 
vereinbar. Weder die Berufsfreiheit der Beschäftigten noch die berufliche und wirtschaftliche 
Betätigungsfreiheit der Arbeitgeber wird durch die Norm verletzt. 
Das Bundesverfassungsgericht nannte aber auch Ausnahmen vom Verbot der 
Vorbeschäftigung, wenn etwa eine Vorbeschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders 
geartet war oder von sehr kurzer Dauer gewesen ist. Konkret könnten das bestimmte 
geringfügige Nebenbeschäftigungen während der Schul- und Studienzeit oder der Familienzeit, 
die Tätigkeit von Werkstudierenden oder die lange zurückliegende Beschäftigung von 
Menschen, die sich später beruflich völlig neu orientieren, sein. 

Im Ergebnis darf damit der per Verfassungsbeschwerde klagende Arbeitnehmer auf ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis hoffen. Das abweisende Urteil hat das Bundesverfassungsgericht 
aufgehoben und den Fall zur erneuten Verhandlung an das Landesarbeitsgericht 
zurückverwiesen. 

42. Kann an dem 10-Tageszeitraum bei § 11 EStG festgehalten werden? 

Als "kurze Zeit" im Sinne des § 11 EStG gilt normalerweise ein Zeitraum von 10 Tagen. 
Das Finanzgericht München ist jetzt allerdings der Meinung, dass auch 12 Tage noch 
"kurz" sind. Und was sagt der Bundesfinanzhof? 
Hintergrund 

Der Kläger hatte die Umsatzsteuervoranmeldung für den Dezember 2014 durch 
Banküberweisung vom 4.1.2015 beglichen. Da der 10.1. ein Samstag war und sich die 
gesetzliche Fälligkeit der Umsatzsteuervoranmeldung auf den nächstfolgenden Werktag 
verschob, trat die Fälligkeit erst am 12.1.2015 ein. Da der gesetzliche Fälligkeitstag somit 
außerhalb des 10-Tageszeitraums lag, lehnte das Finanzamt den Abzug des Zahlungsbetrags 
bei der Einnahmen-Überschussrechnung 2014 als Betriebsausgabe ab. 
Entscheidung 

Das Finanzgericht gab dem Kläger recht und rechnete die Umsatzsteuervorauszahlung für 
Dezember 2014 dem Wirtschaftsjahr 2014 zu. Das Gericht hielt die Auslegung des 
Rechtsbegriffs der "kurzen Zeit" für modifizierungsbedürftig. Auch wenn der 10-Tageszeitraum 
auf eine lange Tradition zurückblicken kann, war dieser willkürlich gewählt. Deshalb müsste der 
Zeitraum auf mindestens 12 Tage erweitert werden. 

43. Nachzahlungszinsen: 

Vorläufiger Rechtsschutz 

Der Bundesfinanzhof äußerte kürzlich in einem Urteil schwerwiegende 
verfassungsrechtliche Zweifel an der Höhe von Nachzahlungszinsen. Das gilt zumindest 
für Verzinsungszeiträume ab dem 1.4.2015. Die Finanzverwaltung gewährt nun aufgrund 
dessen vorläufigen Rechtsschutz. 
Hintergrund 

Der Zinssatz beträgt 0,5 % für jeden vollen Kalendermonat des Zinslaufs, mithin 6 % per anno. 
Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs in seiner neuesten Entscheidung begegnet diese 
Zinshöhe durch ihre realitätsfremde Bemessung im Hinblick auf den allgemeinen 
Gleichheitsgrundsatz und das Übermaßverbot für Verzinsungszeiträume ab dem 1.4.2015 
schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Bedenken. Der gesetzlich festgelegte Zinssatz 
überschreitet angesichts der zu dieser Zeit bereits eingetretenen strukturellen und nachhaltigen 



 

Verfestigung des niedrigen Marktzinsniveaus den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen 
Realität in erheblichem Maße. 

Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für Verzinsungszeiträume nach dem 31.12.2009 bzw. 
31.12.2011 verfassungsgemäß ist, liegen dem Bundesverfassungsgericht jedoch seit längerer 
Zeit die Verfassungsbeschwerden 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17 gegen 
verwaltungsgerichtliche Entscheidungen wegen der Höhe des Zinssatzes von 
Nachforderungszinsen zur Gewerbesteuer vor. 

Verfügung 

Obwohl der Bundesfinanzhof die Verfassungsmäßigkeit der Verzinsung für in das Jahr 2013 
fallende Verzinsungszeiträume bestätigte, haben die obersten Finanzbehörden des Bundes und 
der Länder beschlossen, den Beschluss des Bundesfinanzhofs über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus in allen Fällen, in denen eine vollziehbare Zinsfestsetzung vorliegt, in der der 
gesetzliche Zinssatz zugrunde gelegt wird, für Verzinsungszeiträume ab dem 1.4.2015 
anzuwenden und insoweit auf Antrag des Zinsschuldners im Einspruchsverfahren Aussetzung 
der Vollziehung zu gewähren. 
Für die Zeit bis zu einer abschließenden Klärung dieser Rechtsfrage durch das 
Bundesverfassungsgericht werden die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder 
darüber hinaus mit geeigneten Maßnahmen Vorsorge treffen, dass die ausstehende 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in möglichst allen betroffenen Fällen zur Wirkung 
gebracht werden kann. Gegen Zinsfestsetzungen, die insoweit nicht vorläufig ergangen sind, 
bedarf es im Einzelfall allerdings der Einlegung eines Einspruchs, und zwar unabhängig davon, 
ob die Aussetzung der Vollziehung der Zinsfestsetzung beantragt wird. 

44. Gemischt genutztes Arbeitszimmer: 

Einsprüche per Allgemeinverfügung zurückgewiesen 

Nachdem der Bundesfinanzhof klargestellt hatte, dass ein Kostenabzug für ein gemischt 
genutztes Arbeitszimmer nicht infrage kam, wurde die Finanzverwaltung jetzt tätig: Alle 
anhängigen Einsprüche werden per Allgemeinverfügung zurückgewiesen. 
Hintergrund 
Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat eindeutig entschieden, dass die Kosten für ein 
häusliches Arbeitszimmer steuerlich nicht abziehbar sind, wenn der Raum privat und 
beruflich/betrieblich genutzt wird. Noch nicht einmal ein anteiliger Kostenabzug kommt infrage. 

Vielmehr dürfen die Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers nur dann steuerlich abgezogen 
werden, wenn der Raum ausschließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche und 
berufliche Zwecke genutzt wird. Ein anteiliger Kostenabzug ist auch für Arbeitsecken im 
Wohnzimmer oder beruflich genutzte Durchgangszimmer ausgeschlossen. 
Nachdem die höchstrichterliche Rechtsprechung dieser Leitentscheidung in der Folgezeit in 
zahlreichen Entscheidungen gefolgt war und das Bundesverfassungsgericht eine 
Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung angenommen hat, reagierten nun die obersten 
Finanzbehörden der Länder. 

Verfügung 

Mit einer Allgemeinverfügung haben die Finanzbehörden alle an diesem Tag anhängigen und 
zulässigen Einsprüche gegen Einkommensteuerbescheide und Feststellungen zurückgewiesen. 
Dies betrifft die Fälle, in denen die Einspruchsführer geltend gemacht haben, dass die 
Kostenaberkennung für privat mitgenutzte Arbeitszimmer einfachgesetzlich fraglich ist oder 
gegen das Grundgesetz verstößt. 

Allgemein zurückgewiesen wurden mit der Allgemeinverfügung ferner entsprechende Anträge 
auf Aufhebung oder Änderung von Einkommensteuerbescheiden und Feststellungen, die 
außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfahrens gestellt worden sind. 



 

45. Dienstkleidung vorgeschrieben? Dann muss Umkleidezeit bezahlt werden 

Ist das Personal verpflichtet, auffällige Dienstkleidung zu tragen, gehört die Umkleidezeit 
zur vergütungspflichtigen Arbeitszeit. 
Hintergrund 
Der Kläger ist bei der Beklagten als Krankenpfleger beschäftigt. Die Beklagte stellte den 
Beschäftigten für die Zeit der dienstlichen Verpflichtung Dienstkleidung zur Verfügung, die jeder 
Beschäftigte während des Dienstes tragen musste. Dafür wurden Umkleideräume und 
abschließbare Schränke für jeden Beschäftigten zur Verfügung gestellt. Die Dienstkleidung wies 
keine Beschriftung oder ähnliche Kennzeichnung auf. 
Der Kläger machte Überstundenvergütung wegen Umkleidezeit und dadurch veranlasster 
innerbetrieblicher Wegezeiten geltend. An 100 Arbeitstagen hatte er durchschnittlich 12 Minuten 
für das An- und Ablegen der Dienstkleidung und für die Wegezeiten vom Umkleideraum zur 
Arbeitsstelle und zurück benötigt. 

Entscheidung 

Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass es sich bei den Umkleide- und Wegezeiten um 
vergütungspflichtige Arbeitszeit handelte, und gab damit dem Kläger recht. 

Die gesetzliche Vergütungspflicht des Arbeitgebers knüpft an die Leistung der versprochenen 
Dienste an. Zu den "versprochenen Diensten" zählt nicht nur die eigentliche Tätigkeit, sondern 
jede vom Arbeitgeber verlangte sonstige Tätigkeit oder Maßnahme, die mit der eigentlichen 
Tätigkeit oder der Art und Weise ihrer Erbringung unmittelbar zusammenhängt. 
So handelt es sich bei dem An- und Ablegen einer besonders auffälligen Dienstkleidung um 
vergütungspflichtige Arbeit, weil ein Arbeitnehmer an der Offenlegung der von ihm ausgeübten 
beruflichen Tätigkeit gegenüber Dritten außerhalb seiner Arbeitszeit kein objektiv feststellbares 
eigenes Interesse hat. Eine solche auffällige Dienstkleidung lag auch hier durch das Tragen 
weißer Kleidung ohne Beschriftung vor, da die Farbe Weiß in der Öffentlichkeit den Heilberufen 
zugeordnet und in Verbindung gebracht wird. 

Da das An- und Ablegen der Dienstkleidung und der damit verbundene Zeitaufwand des 
Arbeitnehmers, wie auch das Aufsuchen der Umkleideräume, auf der Anweisung des 
Arbeitgebers zum Tragen der Dienstkleidung während der Arbeitszeit beruhte, schuldete der 
Arbeitgeber die Vergütung für die durch den Arbeitnehmer aufgewendete Zeit. 

46. Außergewöhnliche Belastungen: 

Keine Rechtsprechungsänderung bei Krankheitskosten und Bestattungskosten 

Der Bundesfinanzhof bleibt dabei: Auch bei Krankheitskosten ist die zumutbare 
Belastung verfassungsgemäß. Und: Beerdigungskosten können nur als 
außergewöhnliche Belastungen abgezogen werden, soweit sie nicht aus dem Nachlass 
oder durch sonstige Geldleistungen gedeckt sind. Die neue bzw. bisherige 
Rechtsprechung festigt sich. 
Hintergrund 
A ist neben anderen Miterben Erbe nach seiner Ehefrau E, die 2009 verstorben war. A machte 
für das Jahr 2009 rund 14.000 EUR Krankheitskosten und Bestattungskosten als 
außergewöhnliche Belastung geltend. Die Krankheitskosten entstanden durch die stationäre 
Behandlung in einer Privatklinik, die von der Krankenkasse nur zu Hälfte übernommen wurden. 
Das Finanzamt erkannte die für den Klinikaufenthalt geltend gemachten Krankheitskosten in 
Höhe von rund 7.000 EUR als außergewöhnliche Belastung an. Unberücksichtigt blieben jedoch 
die Aufwendungen für "Reiki-Behandlungen" (Handauflegen), für Schuhe, für verschiedene 
Medikamente und für weitere nicht näher spezifizierte Aufwendungen. 
Die Bestattungskosten von rund 6.000 EUR erkannte das Finanzamt ebenfalls nicht an. 



 

Nachdem im Jahr 2013 die Krankenkasse sich bereit erklärt hatte, die Krankenhauskosten 
vollständig zu übernehmen, setzte das Finanzamt die bisher berücksichtigten 
außergewöhnlichen Belastungen um rund 4.000 EUR herab. Nach Abzug der zumutbaren 
Belastung ergab sich keine Steuerminderung mehr. 

Die Klage des A vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung 

Auch vor dem Bundesfinanzhof scheiterte die Revision des A. Damit bestätigten die Richter ihre 
bisherige Rechtsprechung. Sie entschieden: Selbst wenn es sich bei den erworbenen 
Medikamenten um Arzneimittel handelte, fehlt es am dem erforderlichen Nachweis. E konnte 
keine vor dem Erwerb ausgestellte Verordnung eines Arztes oder Heilpraktikers vorlegen. 
Entsprechendes gilt für die Schuhe, für die kein Nachweis durch ein amtsärztliches Gutachten 
oder eine ärztliche Bescheinigung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) 
erbracht wurde. 

Das Handauflegen ("Reiki"), das im Übrigen durch eine nicht zur Ausübung der Heilkunde 
zugelassene Person aus der Ferne über Gedankenübertragung praktiziert wurde, ist eine 
wissenschaftlich nicht anerkannte Behandlungsmethode. Ein zum Nachweis der 
Zwangsläufigkeit der Aufwendungen erforderliches amtsärztliches Gutachten oder eine ärztliche 
Bescheinigung des MDK haben die Erben nicht vorgelegt. 

Auch die Beerdigungskosten waren nicht zum Abzug zuzulassen. A war zwar aufgrund seiner 
persönlichen Beziehung als Ehemann grundsätzlich nicht nur zivilrechtlich, sondern auch sittlich 
verpflichtet, die Beerdigungskosten zu tragen. Er konnte die Kosten jedoch aus seinem Anteil 
am Nachlass bestreiten. Damit war er durch die Kosten nicht wirtschaftlich belastet. 
Die anerkannten Krankheitskosten des Jahres 2009 waren um die in 2013 erhaltene Zahlung 
der Krankenkasse zu mindern. Da die Krankheitskosten nur insoweit zu berücksichtigen sind, 
als sie das Einkommen tatsächlich und endgültig belasten, sind bei der Ermittlung der Höhe der 
außergewöhnlichen Belastung auch solche Ersatzleistungen, Beihilfen und andere 
Erstattungsbeträge abzuziehen, die der Steuerpflichtige erst in einem späteren Jahr erhält. 
Nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut kann auch bei Krankheitskosten auf den Ansatz einer 
zumutbaren Belastung nicht verzichtet werden. Denn das Gesetz differenziert nicht zwischen 
Krankheitskosten und anderen abziehbaren Aufwendungen. Es war im vorliegenden Fall auch 
nicht geboten, vom Ansatz der zumutbaren Belastung abzusehen. 

47. Nachzahlungszinsen: 

Bundesfinanzhof zweifelt an der Verfassungsmäßigkeit 

6 % Zinsen auf Steuernachzahlungen – das ist unangemessen, urteilte der 
Bundesfinanzhof. Das gilt zumindest für Verzinsungszeiträume ab 2015. 
Hintergrund 

Aus der Steuerfestsetzung für das Jahr 2009 ergab sich für die Eheleute eine 
Steuernachzahlung von 1.984.800 EUR. In dem entsprechenden Zinsbescheid für den Zeitraum 
1.4.2015 bis 16.11.2017 setzte das Finanzamt Nachzahlungszinsen von 240.831 EUR fest. Die 
Eheleute legten sowohl gegen den Einkommensteuer- als auch gegen den Zinsbescheid 
Einspruch ein. Das Einspruchsverfahren gegen die Zinsfestsetzung ruhte wegen eines beim 
BVerfG anhängigen Verfahrens. 
Die Eheleute beantragten die Aussetzung der Vollziehung des Zinsbescheids. Dies begründeten 
sie damit, dass die Höhe der Zinsen von 0,5 % pro Monat, also 6 % pro Jahr, verfassungswidrig 
ist. Das Finanzamt und das Finanzgericht lehnten dies ab. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof gewährte dagegen die Aussetzung der Vollziehung. 



 

Die Vollziehung eines angefochtenen Bescheids ist insbesondere auszusetzen, wenn sich bei 
summarischer Prüfung gewichtige Gründe ergeben, die zu Unentschiedenheit oder Unsicherheit 
in der Beurteilung entscheidungserheblicher Rechtsfragen führen. Das kann auch bei 
verfassungsrechtlichen Zweifeln an der Gültigkeit einer Norm der Fall sein. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs überschreitet der gesetzliche Zinssatz ab 2015 angesichts 
der eingetretenen strukturellen und nachhaltigen Verfestigung des niedrigen Marktzinsniveaus 
den angemessenen Rahmen der wirtschaftlichen Realität. Eine sachliche Rechtfertigung für die 
gesetzliche Zinshöhe besteht nicht. Aufgrund der modernen EDV-Technik und Automation in der 
Steuerverwaltung können Erwägungen wie Praktikabilität und Verwaltungsvereinfachung einer 
Anpassung der seit 1961 unveränderten Zinshöhe an den jeweiligen Marktzinssatz oder an den 
Basiszinssatz nicht mehr entgegenstehen. 
Die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsregelung hielt der Bundesfinanzhof für 
schwerwiegend. Die Interessenabwägung fiel daher zugunsten der Eheleute aus. 

48. Unfallversicherung: 

Der Weg vom Arzt zur Arbeit ist Privatsache 

Besucht ein Arbeitnehmer während der Arbeitszeit einen Arzt und hat er auf dem 
Rückweg zur Arbeit einen Unfall, handelt es sich hierbei nicht um einen Arbeitsunfall. 
Hintergrund 
Nach dem Besuch eines Orthopäden befand sich ein Arbeitnehmer auf dem Rückweg zu seiner 
Arbeitsstätte. Bei einem Verkehrsunfall verletzte er sich erheblich. Von der 
Berufsgenossenschaft verlangte er, diesen Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen. 

Die Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung jedoch ab. Ihrer Ansicht nach stellte der Weg 
zum Arzt und zurück eine unversicherte private Tätigkeit dar. Dagegen erhob der Arbeitnehmer 
Klage. 

Entscheidung 

Das Sozialgericht wies die Klage als unbegründet ab, da der Kläger nicht auf einem mit seiner 
versicherten Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Betriebsweg verunglückt war. Der 
Arztbesuch war als Maßnahme zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Gesundheit dem 
persönlichen Lebensbereich des Versicherten zuzurechnen und daher unversichert. 
Unerheblich war, dass der Arztbesuch auch der Erhaltung oder Wiederherstellung seiner 
Arbeitskraft und damit betrieblichen Belangen diente. Mit dem Arztbesuch erfüllte der Kläger 
keine Pflicht aus dem Beschäftigungsverhältnis. 

Auch ein Wegeunfall sahen die Richter nicht als gegeben an. Denn der Kläger hatte sich zum 
Zeitpunkt des Unfalls nicht auf einem versicherten Weg von einem sog. dritten Ort zu seiner 
Arbeitsstätte befunden. Hierfür hätte er sich mindestens 2 Stunden in der Arztpraxis aufhalten 
müssen, was jedoch nicht der Fall war. 

49. Dienst im Katastrophenschutz verlängert nicht den Anspruch auf Kindergeld 

Wer einen Dienst im Katastrophenschutz ableistet, um sich damit von der Wehrpflicht zu 
befreien, kann nicht damit rechnen, dass sich deshalb der Anspruch auf Kindergeld über 
das 25. Lebensjahr hinaus verlängert. 
Hintergrund 

Der Sohn absolvierte nach seiner schulischen Ausbildung ein Studium. Dieses schloss er kurz 
vor Vollendung des 26. Lebensjahres ab. Bereits mit 18 Jahren hatte er sich zum Dienst im 
Katastrophenschutz für mindestens 6 Jahre verpflichtet und konnte sich damit vom Wehrdienst 
freistellen lassen. Die Familienkasse gewährte dem Vater das Kindergeld nur bis zu dem Monat, 
in dem der Sohn sein 25. Lebensjahr vollendete. Den Antrag des Vaters, das Kindergeld wegen 



 

des Dienstes im Katastrophenschutz weiter zu gewähren, lehnten die Familienkasse und auch 
das Finanzgericht ab. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schloss sich diesen Entscheidungen an und wies die Revision des Vaters 
zurück. Zur Begründung führten die Richter aus, dass der Sohn nicht die Voraussetzungen für 
die Verlängerung des Berücksichtigungszeitraums über das 25. Lebensjahr hinaus erfüllt. Weder 
hat er den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst geleistet, noch hat er sich freiwillig für 
die Dauer von höchstens 3 Jahren zum Wehrdienst verpflichtet. Darüber hinaus übte er keine 
Tätigkeit als Entwicklungshelfer aus, die vom Grundwehrdienst oder Zivildienst befreit. Die 
gesetzliche Regelung enthält eine abschließende Aufzählung der Verlängerungstatbestände. 
Der ersatzweise geleistete Dienst im Zivil- oder Katastrophenschutz ist hier nicht genannt und 
kann deshalb nicht als Verlängerungstatbestand anerkannt werden. 

Außerdem werden die in den Verlängerungstatbeständen erfassten Dienste typischerweise in 
Vollzeit geleistet, was bei dem vom Sohn geleisteten Dienst im Katastrophendienst nicht der Fall 
war. Dieser Dienst konnte neben einer Ausbildung durchgeführt werden, sodass sich dadurch 
die Ausbildung nicht verzögerte. Eine Regelungslücke im Gesetz konnten die Richter demnach 
nicht erkennen. 

50. Krankheitskosten gehören nicht zu den Sonderausgaben 

Wer im Rahmen einer privaten Krankenversicherung seine Krankheitskosten selbst trägt, 
um damit eine Beitragsrückerstattung zu erreichen, kann diese Kosten nicht von den 
erstatteten Beiträgen abziehen. 
Hintergrund 

Die Eheleute waren privat krankenversichert. Ihre Beiträge beliefen sich im Jahr 2013 auf rund 
3.400 EUR. Für das Vorjahr erhielten sie im Jahr 2013 eine Beitragserstattung von 1.000 EUR. 
Um in den Genuss dieser Beitragserstattung zu kommen, hatten sie im Vorjahr angefallene 
Krankheitskosten i. H. v. 600 EUR selbst getragen und nicht bei ihrer Krankenversicherung 
geltend gemacht. 

In der Steuererklärung kürzten die Eheleute die als Sonderausgaben abziehbaren gezahlten 
Krankenversicherungsbeiträge um die erhaltenen Beitragserstattungen. Gleichzeitig minderten 
sie aber auch die Erstattungen um die selbst getragenen Krankheitskosten. Denn ihrer Meinung 
nach waren sie insoweit wirtschaftlich belastet. 
Sowohl das Finanzamt als auch das Finanzgericht lehnten die Kürzung der Erstattungen ab. 
Denn dabei handelt es sich nicht um "Beiträge" im Sinne der gesetzlichen Regelung. Eine 
Verrechnung darf auch nicht dazu führen, dass Krankheitskosten als Sonderausgaben 
abgezogen werden können. 

Entscheidung 

Die Revision der Eheleute beim Bundesfinanzhof hatte keinen Erfolg. Die Richter entschieden, 
dass aus der gesetzlichen Formulierung (Beiträge "zu" einer Krankenversicherung) folgt, dass 
nur solche Ausgaben als Beiträge zur Krankenversicherung anzusehen sind, die zumindest im 
Zusammenhang mit der Erlangung des Versicherungsschutzes stehen und damit der Vorsorge 
dienen. Zahlungen aufgrund von Selbst- bzw. Eigenbeteiligungen an entstehenden Kosten sind 
jedoch keine Beiträge zu einer Versicherung. Der Unterschied zum Selbstbehalt liegt lediglich 
darin, dass dort bereits im Vorhinein verbindlich auf einen Versicherungsschutz verzichtet wird. 
Bei Vorliegen der konkreten Krankheitskosten kann man sich entscheiden, ob man sie selbst 
tragen will, um die Beitragserstattungen zu erhalten. In beiden Fällen trägt der Versicherte die 
Krankheitskosten aber nicht, um den Versicherungsschutz als solchen zu erlangen. Die 
Krankheitskosten der Eheleute konnten sich deshalb auf die Höhe des Sonderausgabenabzugs 
nicht auswirken. 

 



 

51. Teambildende Maßnahmen und Arbeitsunfall 

Bei Privatveranstaltungen gibt es keinen Versicherungsschutz durch die gesetzliche 
Unfallversicherung. Das gilt auch dann, wenn die Veranstaltung als teambildende 
Maßnahme betriebsdienlich ist. 
Hintergrund 

Die Klägerin stand als Teamleiterin einer 10-köpfigen Abteilung vor. Als teambildende 
Maßnahme unternahm sie mit der Abteilung einen Ausflug zur Eisbahn. Dafür gab es keine 
Zeitgutschrift. Die Kosten der Veranstaltung übernahm die Teamleiterin. Beim Betreten der 
Eisfläche rutschte die Klägerin aus und brach sich durch den Sturz das Handgelenk. Nachdem 
die Berufsgenossenschaft ihren Antrag auf Anerkennung eines Arbeitsunfalls abgelehnt hatte, 
erhob die Teamleiterin Klage beim Sozialgericht. 

Entscheidung 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Sozialgericht lehnte einen Arbeitsunfall ab und gab mit seiner 
Entscheidung der Berufsgenossenschaft recht. Eine teambildende Maßnahme wie das Eislaufen 
konnte nicht als arbeitsvertragliche Pflicht gewertet werden. Darüber hinaus war die Teamleiterin 
lediglich zur Organisation der Veranstaltung verpflichtet. Eine Verpflichtung zur aktiven 
Teilnahme bestand jedoch nicht. 

Das Eislaufen stellte auch keine Gemeinschaftsveranstaltung wie beispielsweise eine 
Weihnachtsfeier dar. Hierfür fehlte es an dem erforderlichen Einvernehmen der 
Unternehmensleitung. Durch die Übernahme der Kosten durch die Teamleiterin handelte es sich 
vielmehr um eine private Veranstaltung. Und diese begründet keinen Versicherungsschutz, 
selbst wenn sie betriebsdienlich sein sollte. 

52. Kein Krankengeld während Erholungsurlaub? 

Bei Krankengeldbeziehern muss die Krankenkasse auch mögliche Vorteile eines 
Erholungsurlaubs berücksichtigen. Sie darf deshalb die Zahlung von Krankengeld 
während eines Urlaubs im Ausland nicht grundsätzlich verweigern. Das gilt zumindest 
dann, wenn die Arbeitsunfähigkeit durchgehend bescheinigt wurde und der behandelnde 
Arzt keine Bedenken gegen den Auslandsurlaub hatte. 
Hintergrund 

Der Kläger war gesetzlich krankenversichert. Er war arbeitsunfähig erkrankt und bezog 
Krankengeld von seiner Krankenkasse. Da sein Arzt ihm die Reisefähigkeit bescheinigt hatte, 
wollte der Kläger mit seiner Familie für einen Erholungsurlaub für knapp 2 Wochen in ein 
Ferienhaus an der Mittelmeerküste fahren. In diesem Zeitraum waren keine Arzttermine geplant. 

Die Krankenkasse verweigerte dem Kläger für die Zeit seines Urlaubs im Ausland die Zahlung 
von Krankengeld. Insbesondere wendete sie ein, dass die Erkrankung des Klägers sich im 
Urlaub verschlechtern könnte. Zudem war eine positive Auswirkung des Urlaubs auf dessen 
Genesung nicht gesichert. Gegen die Streichung des Krankengelds legte der Versicherte Klage 
beim Sozialgericht ein. 

Entscheidung 
Die Klage des Versicherten hatte Erfolg. Das Sozialgericht entschied, dass die Krankenkasse ihr 
Ermessen fehlerhaft ausgeübt hatte. Denn sie berücksichtigte einen möglichen Vorteil eines 
Erholungsurlaubs für den Kläger nicht genügend. Darüber hinaus hätte die Krankenkasse 
beachten müssen, dass der Urlaub des Klägers schon vor seiner Arbeitsunfähigkeit gebucht 
worden war. 
Die Vorschriften über das Ruhen des Krankengeldanspruchs bei einem Auslandsurlaub sollten 
nur eine ungerechtfertigte Inanspruchnahme von Krankengeld in den Fällen verhindern, in 
denen die Arbeitsunfähigkeit im Ausland nur mit Schwierigkeiten festgestellt werden kann. Bei 
dem Kläger war die Arbeitsunfähigkeit jedoch in Deutschland festgestellt worden und lag auch 



 

während des Urlaubs vor. Damit verblieb für eine Ablehnung durch die Krankenkasse kein 
Raum mehr. 

53. Unfallversicherung: 

Sind Umwege versichert? 

Eigentlich ist es klar geregelt: Der gesetzliche Unfallversicherungsschutz besteht 
grundsätzlich nur für den direkten Weg zwischen Arbeitsstätte und der Wohnung. Von 
diesem Grundsatz machen die Gerichte so gut wie keine Ausnahme. Auch nicht im Fall 
eines Arbeitnehmers, der den richtigen Ausstieg am Bahnhof verpasste. 
Hintergrund 

Die Arbeitnehmerin fuhr mit dem Zug von der Arbeit nach Hause. Sie verpasste den Ausstieg an 
ihrem Heimatbahnhof und verblieb im Zug. Diesen verließ sie an der nächsten Haltestelle. Dort 
überquerte sie die Bahngleise, um den am gegenüberliegenden Bahnsteig bereitstehenden Zug 
in die Gegenrichtung zu erreichen. Dabei wurde sie von einer Rangierlok erfasst und tödlich 
verletzt. 

Nachdem die Berufsgenossenschaft das Vorliegen eines Arbeitsunfalls verneint hatte, wurde 
gegen die Ablehnung Klage erhoben. Das Sozialgericht hat die dagegen gerichtete Klage 
abgewiesen. 

Entscheidung 

Die Vorinstanz hatte die Klage abgewiesen und ebenso wies das Landessozialgericht die 
Berufung zurück. Damit bestätigte das Gericht die Auffassung der Berufsgenossenschaft, dass 
auf einem Um- bzw. Abweg kein Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung 
besteht. Denn unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung steht grundsätzlich nur der 
direkte Weg von der Arbeitsstätte zur Wohnung. Sobald der direkte Weg verlassen und der 
Abweg begonnen wird, existiert daher kein Versicherungsschutz in der gesetzlichen 
Unfallversicherung mehr. Erst wenn sich der Versicherte wieder auf dem direkten Weg befindet 
und der Abweg beendet ist, lebt der Versicherungsschutz wieder auf. 

Im vorliegenden Fall war der Umweg auch nicht verkehrsbedingt erforderlich geworden, da der 
Haltepunkt am Heimatbahnhof nicht ausgefallen war. Deshalb konnte das Abweichen von dem 
direkten Weg auch nicht ausnahmsweise in den Schutz der Wegeunfallversicherung einbezogen 
werden. 

54. Warum der Bereitschaftsdienst Arbeitszeit ist 

Muss ein Arbeitnehmer während eines Bereitschaftsdienstes innerhalb kürzester Zeit 
einsatzbereit sein, zählt dieser Dienst zur Arbeitszeit. Das gilt auch dann, wenn die 
Bereitschaft zu Hause abgeleistet wird. 
Hintergrund 

Ein Feuerwehrmann aus Nivelles in Belgien musste sich in einer Woche pro Monat abends und 
am Wochenende für Einsätze bereithalten und dabei innerhalb von höchstens 8 Minuten auf der 
Feuerwehrwache erscheinen. Er war deshalb der Meinung, dass diese Bereitschaftszeiten als 
Arbeitszeiten anzusehen sind. Vor dem belgischen Arbeitsgericht klagte er gegen seinen 
Arbeitgeber und verlangte die Vergütung seiner daheim geleisteten Bereitschaftsdienste. Das 
zuständige Arbeitsgericht in Brüssel fragte zu dem Fall den Europäischen Gerichtshof an. 
Entscheidung 

Der Europäische Gerichtshof gab dem Kläger recht und entschied, dass es als Arbeitszeit 
anzusehen ist, wenn der Feuerwehrmann nach Vorgabe des Arbeitgebers im Falle eines Notrufs 
innerhalb von 8 Minuten auf der Wache erscheinen muss. Die Verpflichtung des Arbeitnehmers, 
persönlich an einem vom Arbeitgeber bestimmten Ort innerhalb von 8 Minuten zu erscheinen, 
schränkt ihn objektiv darin ein, sich eigenen Tätigkeiten zu widmen. Dadurch unterschied sich 
die Situation des betroffenen Feuerwehrmanns von der anderer Arbeitnehmer, die einfach nur 



 

für ihren Arbeitgeber erreichbar sein müssten. Für unerheblich hielten sie es die Richter, dass 
der Arbeitnehmer sich dabei zu Hause aufhielt. 

Zur Frage, inwiefern Bereitschaftsdienste vergütet werden müssen, hat der Europäische 
Gerichtshof nicht entschieden, da hier nationale Regeln ausschlaggebend sind und nicht EU-
Recht. Die endgültige Entscheidung über die Vergütung der Bereitschaftsdienstzeiten im Fall 
des belgischen Feuerwehrmanns muss nun das zuständige Brüsseler Gericht treffen. 

55. Ist der ärztliche Bereitschaftsdienst bei Veranstaltungen von der Umsatzsteuer befreit? 

Es liegt keine von der Umsatzsteuer befreite ärztliche Heilbehandlung vor, wenn bei einer 
Veranstaltung einem Arzt die Anwesenheit vom Veranstalter pauschal stundenweise 
vergütet wird. 
Hintergrund 
Der Kläger erzielte als Arzt u. a. Einnahmen für den Bereitschaftsdienst bei Sport- und ähnlichen 
Veranstaltungen. Zu seinen Aufgaben gehörte es, den Veranstaltungsbereich im Vorfeld zu 
kontrollieren und die Verantwortlichen im Hinblick auf mögliche Gesundheitsgefährdungen zu 
beraten. Während der Veranstaltung sollte er kontinuierlich Rundgänge durchführen, um dabei 
frühzeitig Gefahren und gesundheitliche Probleme der anwesenden Personen zu erkennen. 
Dazu gehörte insbesondere eine Herzsportgruppe. Diese Leistungen wertete das Finanzamt 
insgesamt als umsatzsteuerpflichtig. Dagegen wehrte sich der Arzt mit seiner Klage. 

Entscheidung 

Die Klage hatte immerhin teilweise Erfolg. Denn zumindest die ärztliche Überwachung der 
Vitalwerte der Teilnehmer einer sog. Herzsportgruppe stellte nach Auffassung des Gerichts eine 
umsatzsteuerfreie ärztliche Heilbehandlung dar. 

Dagegen wertete es die notärztliche Betreuung von und die Einsatzbereitschaft bei 
Veranstaltungen nicht als umsatzsteuerfreie Heilbehandlung. Vielmehr stellte sich der Arzt durch 
seine Anwesenheit für eventuelle Heilbehandlungen erst zur Verfügung. Gegenüber dem 
Veranstalter als Leistungsempfänger leistete er nur seine Anwesenheit und Einsatzbereitschaft. 
Die Anwesenheit bei Einsatzbereitschaft war aber nicht Teil eines konkreten, individuellen, der 
Diagnose, Behandlung, Vorbeugung und Heilung von Krankheiten oder Gesundheitsstörungen 
dienenden Leistungskonzepts. Es fehlte ein Leistungskonzept, das sich auf eine konkrete 
Person bezog. Vielmehr war völlig ungewiss, wer und ob überhaupt jemand eine ärztliche 
Behandlung beanspruchen wird. 
Im Ergebnis konnte der Arzt deshalb die Umsatzsteuerbefreiung nicht in Anspruch nehmen. 

56. Sportveranstaltung des Arbeitgebers: 

Wann liegt ein Arbeitsunfall vor? 

Ob eine vom Arbeitgeber organisierte Sportveranstaltung eine versicherte Tätigkeit 
darstellt, hängt insbesondere davon ab, ob die Gemeinschaft oder der 
Wettkampfcharakter im Vordergrund steht. 
Hintergrund 
Ein Arbeitgeber organisierte ein Volleyballturnier. An diesem nahmen 150 bis 200 Beschäftigte 
teil. Darüber hinaus waren auch Familienmitglieder und weitere Zuschauer eingeladen. Bei dem 
Turnier zog sich eine Arbeitnehmerin eine Knieverletzung zu. Diesen machte sie als 
Arbeitsunfall geltend. 

Entscheidung 

Die Klage der Arbeitnehmerin hatte keinen Erfolg, das Sozialgericht verneinte einen 
Arbeitsunfall. Damit eine versicherte Tätigkeit im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung 
angenommen werden kann, muss sich die entsprechende Veranstaltung an alle 
Betriebsangehörigen richten, um die Zusammengehörigkeit zu fördern. Wenn allerdings auch 



 

andere Personen neben den Beschäftigten eingeladen werden und ein Rahmenprogramm für 
die nicht sportinteressierten Arbeitnehmer fehlt, ist diese Voraussetzung nicht gegeben. Denn 
dadurch ist ein Teil der Beschäftigten von vornherein von der Veranstaltung ausgeschlossen. 
Stehen zudem Freizeit und Unterhaltung bzw. sportliche Interessen im Vordergrund, fehlt es 
ebenfalls an einem betrieblichen Zusammenhang, um einen Arbeitsunfall bejahen zu können. 
Da es sich im vorliegenden Fall um eine rein sportliche Veranstaltung mit Wettkampfcharakter 
handelte und die Stärkung des Zusammengehörigkeitsgefühls nicht im Vordergrund stand, war 
die Teilnahme keine versicherte Tätigkeit. Damit war die Knieverletzung der Arbeitnehmerin kein 
Arbeitsunfall. 

57. Wiederholte befristete Anstellungen: 

Vorsicht bei älteren Arbeitnehmern 

Will ein Arbeitgeber einen älteren Arbeitnehmer wiederholt befristet einstellen, darf er 
sich nicht jedes Mal auf § 14 Abs. 3 Teilzeitbefristungsgesetz berufen. Denn dies ist nach 
einem Urteil des Arbeitsgerichts Köln unzulässig, weil ein Verstoß gegen das Verbot der 
Altersdiskriminierung vorliegt. 
Hintergrund 

Eine 52-jährige Arbeitnehmerin war mehr als 4 Monate arbeitslos. Von 2007 bis 2012 arbeitete 
sie bei einer Arbeitgeberin, das Beschäftigungsverhältnis war mit Verweis auf § 14 Abs. 3 
Teilzeitbefristungsgesetz befristet worden. Nach einer anschließenden weiteren Arbeitslosigkeit 
von 4 Monaten nahm die Arbeitnehmerin bei derselben Arbeitgeberin ihre Arbeit wieder auf. Der 
Vertrag wurde erneut aufgrund § 14 Abs. 3 Teilzeitbefristungsgesetz bis Juli 2017 befristet. 
Gegen diese Befristung klagte die Arbeitnehmerin. 
Entscheidung 

Das Arbeitsgericht gab der Arbeitnehmerin recht und entschied, dass die Befristung unzulässig 
war. Wird die Befristungsregelung des § 14 Abs. 3 Teilzeitbefristungsgesetz durch denselben 
Arbeitgeber mehrfach in Anspruch genommen, liegt eine unzulässige Altersdiskriminierung vor. 
Nach § 14 Abs. 3 Teilzeitbefristungsgesetz darf mit einem älteren Arbeitnehmer ab dem 52. 
Lebensjahr für die Dauer von bis zu 5 Jahren ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen 
Grund abgeschlossen werden. Eine solche auf § 14 Abs. 3 Teilzeitbefristungsgesetz gestützte 
Befristung kann bei demselben Arbeitgeber jedoch nach Ansicht der Arbeitsrichter nur einmal in 
Anspruch genommen werden. Denn ansonsten wäre die Befristung nicht mit Unionsrecht 
vereinbar. 

58. Impfung durch Betriebsarzt: 

Arbeitgeber haftet nicht für Schäden 

Lässt sich ein Arbeitnehmer bei einem Betriebsarzt impfen, muss dieser über die 
möglichen Risiken aufklären. Ein Verstoß kann nicht dem Arbeitgeber zugerechnet 
werden. 
Hintergrund 

Die Klägerin war von Mai 2011 bis Mai 2012 bei dem Arbeitgeber beschäftigt und ließ sich von 
einer Betriebsärztin gegen Grippe impfen. Nach dem Vertrag zwischen der Ärztin und dem 
Arbeitgeber hatte der Arbeitgeber ihr die Aufgabe eines Betriebsarztes übertragen. Sie 
übernahm diese Aufgabe als freiberuflich tätige Betriebsärztin. 

Die Kosten der Grippeschutzimpfung trug der Arbeitgeber. Nach der am 8.11.2011 
durchgeführten Impfung behauptete die Klägerin, dass sie einen Impfschaden erlitten hatte. Sie 
war der Ansicht, dass der Arbeitgeber für den Impfschaden haftet, da sie vor der Impfung nicht 
ordnungsgemäß aufgeklärt worden war. Denn wäre sie ordnungsgemäß aufgeklärt worden, 
hätte sie die angebotene Grippeschutzimpfung nicht durchführen lassen. 



 

Die Klägerin fordert deshalb die Zahlung eines Schmerzensgeldes und den Ersatz aller 
materiellen und immateriellen Schäden, die ihr aus der Influenza-Impfung noch entstehen 
werden. 
Entscheidung 

Nachdem die Vorinstanzen die Klage bereits abgewiesen hatten, hatte auch die Revision der 
Klägerin beim Bundesarbeitsgericht keinen Erfolg. Die Richter entschieden, dass der 
Arbeitgeber der Klägerin nicht für den von dieser behaupteten Impfschaden haftet, da er keine 
Pflichten gegenüber der Beschäftigten verletzt hat. Denn zwischen der Klägerin und dem 
Arbeitgeber war kein Behandlungsvertrag zustande gekommen, aus dem der Arbeitgeber zur 
Aufklärung verpflichtet gewesen wäre. 
Der Arbeitgeber war auch nicht aufgrund des zwischen ihm und der Angestellten bestehenden 
Arbeitsverhältnisses verpflichtet, die Klägerin über mögliche Risiken der Impfung aufzuklären. 
Darüber hinaus musste sich der Arbeitgeber auch einen etwaigen Verstoß der Ärztin gegen die 
Aufklärungspflicht nicht zurechnen lassen. 

59. Künstliche Befruchtung: 

Auch gleichgeschlechtliche Partner dürfen die Kosten steuerlich absetzen 

Lässt sich eine empfängnisunfähige Frau mit Spendersamen künstlich befruchten, darf 
sie die Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen steuermindernd ansetzen. Das 
gilt auch dann, wenn die Frau in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft lebt. 
Hintergrund 
Die Klägerin lebte in 2011 in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft, die zu diesem Zeitpunkt 
aber noch nicht eingetragen war. Da sie wegen einer primären Sterilität ohne medizinischen 
Eingriff nicht schwanger werden konnte, ließ sie in einer Klinik in Dänemark eine In-vitro-
Fertilisation (IVF) unter Verwendung von Spendersamen durchführen. Die Klinik unterlag der 
Kontrolle der dänischen Gesundheitsbehörden. Aufgrund der Behandlung entstanden der 
Klägerin Kosten von rund 8.500 EUR (Medikamente, Durchführung der IVF, Fahrt- und 
Übernachtungskosten). 

Das Finanzamt erkannte die Kosten jedoch nicht an, denn die Maßnahme war nicht 
entsprechend den Richtlinien der ärztlichen Berufsordnungen vorgenommen worden. 

Das Finanzgericht wies die Klage ab und argumentierte, dass die Kinderlosigkeit der Klägerin 
nicht unmittelbare Folge ihrer Unfruchtbarkeit gewesen, sondern zugleich dadurch begründet 
war, dass sie in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft lebte. Eine Zeugung eines Kindes 
auf natürlichem Wege war deshalb ausgeschlossen. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof hob dieses Urteil auf und gab der Klägerin in vollem Umfang Recht. 

In ständiger Rechtsprechung geht der Bundesfinanzhof davon aus, dass Krankheitskosten aus 
tatsächlichen Gründen zwangsläufig erwachsen. Die Empfängnisunfähigkeit einer Frau ist eine 
Krankheit. Dementsprechend erkennt der Bundesfinanzhof Aufwendungen für eine künstliche 
Befruchtung als Behandlung bei Sterilität an. Voraussetzung ist, dass diese in Übereinstimmung 
mit den Richtlinien der Berufsordnungen der Ärzte vorgenommen wird und die Behandlung mit 
der innerstaatlichen Rechtsordnung im Einklang steht. Die Behandlung darf also nicht gegen 
das Embryonenschutzgesetz verstoßen und muss den Richtlinien der Berufsordnungen der 
Ärzte entsprechen. 

Im Fall der Klägerin handelt es sich bei den Aufwendungen der künstlichen Befruchtung um 
Krankheitskosten, die als außergewöhnliche Belastungen abgezogen werden dürfen. 
Unerheblich war, dass die IVF mit heterologem Samen (Spendersamen) durchgeführt wurde. 
Der Bundesfinanzhof sieht keinen Widerspruch zu den Richtlinien der ärztlichen 
Berufsordnungen. Nach verschiedenen von den Landesärztekammern auf der Grundlage der 



 

Musterrichtlinie der Bundesärztekammer zur Durchführung der assistierten Reproduktion 
erlassenen Landes-Richtlinien ist eine heterologe Insemination bei Frauen, die in einer 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft leben, nicht explizit ausgeschlossen. Da es bei 
Behandlungen, die im Ausland durchgeführt werden, ausreichend ist, wenn die Behandlung 
zumindest in einem Bundesland hätte vorgenommen werden können, ist es im Streitfall auch 
unschädlich, dass A sich der Behandlung in Dänemark unterzogen hat. 

60. Sind Leistungen von Laborärzten umsatzsteuerfrei? 

Sind medizinische Analysen eines Laborarztes von der Umsatzsteuer befreit, obwohl kein 
Vertrauensverhältnis zum Patienten besteht? Diese Frage legte der Bundesfinanzhof jetzt 
dem Europäischen Gerichtshof zur Klärung vor. 
Hintergrund 

Ein Facharzt für klinische Chemie und Laboratoriumsdiagnostik führte in den Jahren 2009 bis 
2012 ausschließlich Umsätze an ein Laborunternehmen aus. Dieses erbrachte Laborleistungen 
an niedergelassene Ärzte, Rehakliniken, Gesundheitsämter und Krankenhäuser. Der Laborarzt 
leistete monatlich vergütete medizinische Analysen, die der vorbeugenden Beobachtung und 
Untersuchung von Patienten im Rahmen konkreter Behandlungsverhältnisse dienten. 

Anders als der Arzt, der davon ausging, dass seine Umsätze gegenüber dem 
Laborunternehmen als Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin umsatzsteuerfrei sind, 
behandelte das Finanzamt seine Umsätze als steuerpflichtig. Denn die Leistungen beruhten 
nicht auf einem persönlichen Vertrauensverhältnis zu den Patienten. 

Das Finanzgericht gab dem Arzt recht und entschied, dass begünstigte ärztliche Leistungen für 
Heilbehandlungen kein Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patient voraussetzen. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof folgt der Entscheidung des Finanzgerichts und vertritt die Auffassung, 
dass die von einem Laborarzt durchgeführten medizinischen Analysen, die außerhalb der 
Praxisräume des sie anordnenden Arztes durchgeführt werden, Heilbehandlungen im Bereich 
der Humanmedizin sind. Damit erfüllen die Leistungen eines Laborarztes die Voraussetzungen 
der Steuerbefreiung. Denn medizinische Analysen ermöglichen die vorbeugende Untersuchung 
der Patienten und dienen damit dem mit der Steuerbefreiung verfolgten Zweck der Senkung der 
ärztlichen Kosten. 

Fraglich ist jedoch, ob dieser Einschätzung europarechtliche Regelungen entgegenstehen. Dem 
Europäischen Gerichtshof wird deshalb die Frage zur Klärung vorgelegt, unter welchen 
Voraussetzungen Laborleistungen steuerbefreit sind. 
Außerdem stellt sich die Frage, ob ein persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und 
Patient vorausgesetzt wird. Denn das in früheren Entscheidungen des Europäischen 
Gerichtshofs behandelte Merkmal "im Rahmen eines Vertrauensverhältnisses zwischen Patient 
und Behandelndem" findet sich in neueren Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs 
nicht mehr. Der Bundesfinanzhof vertritt die Auffassung, dass das Bestehen eines 
Vertrauensverhältnisses zwischen Arzt und Patient keine zwingende Voraussetzung für die 
Steuerbefreiung einer Tätigkeit im Rahmen einer Heilbehandlung ist. Ein solches 
Vertrauensverhältnis bildet lediglich einen typischen Anwendungsfall der Befreiungsvorschrift. 
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1. Warum ein amtlich bestellter Betreuer keinen Pflege-Pauschbetrag geltend machen kann 

BFH, Urteil v. 4.9.2019, VI R 52/17 
Für den Pflege-Pauschbetrag stellt der BFH zwar geringere Anforderungen an eine sittliche 
Verpflichtung als bei § 33 Abs. 2 EStG. Im Rahmen des § 33b Abs. 6 EStG erkennt er eine 
sittliche Verpflichtung zur Pflege bereits unter der Voraussetzung an, dass eine enge 
persönliche Beziehung zu der gepflegten Person besteht (BFH, Urteil v. 29.8.1996, III R 4/95, 
BStBl II 1997 S. 199). Dem vom FG festgestellten Sachverhalt (§ 118 Abs. 2 FGO) ist jedoch 
nicht zu entnehmen, dass im Streitjahr enge persönliche Beziehungen zwischen X und H 
bestanden. 

Was unter einer "engen persönlichen Beziehung", die zur Anerkennung einer sittlichen 
Verpflichtung zur Pflege im Rahmen des § 33b EStG führen kann, ist bisher wenig konturiert. Im 
Schrifttum wird dies z. B. für Fälle der Nachbarschaftshilfe bejaht (auch OFD Hannover, 
Verfügung v. 15.5.1998, S 2286-82-StO 213). 

2. Apothekenrabatt bei grenzüberschreitender Arzneimittellieferung: 

Europäischer Gerichtshof muss entscheiden 

BFH, Beschluss v. 6.6.2019, V R 41/17 

Vorsorglich weist der BFH darauf hin, dass dem von der A geltend gemachten Anspruch, 
aufgrund einer Rabattgewährung an kassenversicherte Personen zu einer Minderung der 
Bemessungsgrundlage für Lieferungen an Privatversicherte berechtigt zu sein, nicht zu folgen 
ist. Denn es handelt sich nicht um 2 Lieferungen desselben Gegenstandes, die aufeinander 
folgen, sondern um Lieferungen, die nichts miteinander zu tun haben. 

Die Problematik war bereits Gegenstand im einstweiligen Rechtsschutzverfahren. Die 
Beschwerde der A wurde zurückgewiesen (BFH, Beschluss v. 24.2.2015, V B 147/14, BFH/NV 
2015 S. 768). Es bleibt abzuwarten, ob der EuGH einen Weg findet, die bestehende 
Ungleichheit aus dem Weg zu schaffen. 

3. Praxisbeteiligungen von minderjährigen Kindern: 

Unter welchen Voraussetzungen werden sie steuerlich anerkannt? 

FG München, Gerichtsbescheid v. 17.5.2019, 6 K 756/18 
In seiner Urteilsbegründung wies das FG darauf hin, dass es höchstrichterlich noch nicht 
abschließend geklärt ist, wie in Fällen der schenkweisen Einlagegewährung hinsichtlich der 
steuerrechtlichen Anerkennung derartiger Gestaltungen zu verfahren ist. Entsprechend wurde 
die Revision zugelassen. 

4. Reisekosten: 

Wo hat ein Rettungsassistent seine erste Tätigkeitsstätte? 

FG Nürnberg, Urteil v. 3.5.2018, 6 K 1218/17 

Erst mit dem Verlassen der Rettungswache für Einsatzfahrten begann für den Rettungssanitäter 
also die Abwesenheitszeit, die für den Ansatz von Verpflegungsmehraufwendungen maßgeblich 
ist. Da die Einsätze für sich gesehen die 8-Stunden-Grenze nicht überschritten hatten, war für 
sie kein Ansatz von Verpflegungsmehraufwendungen eröffnet. Das letzte Wort liegt nun beim 
BFH, Rev. eingelegt, Az beim BFH VI R 11/19. 

5. Notarzt im Rettungsdienst: 

Wann liegt eine Scheinselbstständigkeit vor? 

Sozialgericht Dortmund, Urteil v. 17.9.2019, S 34 BA 58/18 

Es war ohne Belang, dass der Arzt in seiner notärztlichen Einzelfalltätigkeit, abgesehen von 
medizinischen Vorgaben durch den ärztlichen Leiter des Rettungsdienstes, weitgehend 
weisungsfrei gearbeitet hatte. Fehlende Einzelweisungen und die Möglichkeit, die Arbeitszeit im 



 

Rahmen der betrieblichen Erfordernisse frei zu gestalten, seien bei höher qualifizierten 
Tätigkeiten üblich, ohne Anhaltspunkte für eine Selbstständigkeit zu bieten. 

6. Unfall auf dem Arbeitsweg:  

Kosten einer Operation können nicht geltend gemacht werden 

FG Baden-Württemberg, Urteil v. 19.1.2018, 5 K 500/17 

Nach der aktuellen Weisungslage der Finanzverwaltung dürfen Unfallschäden nach wie vor 
zusätzlich zur Entfernungspauschale als Werbungskosten anerkannt werden (H 9.10 LStH 2019 
(Unfallschäden)). Das FG Baden-Württemberg erklärt, dass sowohl diese Weisungslage als 
auch die von der Klägerin angeführte Auskunft des Parlamentarischen Staatsekretärs nicht mit 
dem Gesetz vereinbar ist. Die Revision ist beim BFH anhängig (Rev. eingelegt, Az beim BFH VI 
R 8/18). 

7. Abgrenzung zwischen Barlohn und Sachlohn: 

Wann Beiträge zur betrieblichen Krankenversicherung steuerbegünstigter Sachlohn sind 

BFH, Urteil v. 7.6.2018, VI R 13/16 (Private Zusatzkrankenversicherung als Sachbezug) und 
BFH, Urteil v. 4.7.2018, VI R 16/17 (Private Zusatzkrankenversicherung als Barlohn). 

Der Streit zwischen Arbeitgebern und Finanzverwaltung um die Anwendung der 44-EUR-
Sachbezugsfreigrenze für Zusatzversicherungen geht also letztlich unentschieden aus. Es bleibt 
abzuwarten, wie die Finanzverwaltung ihre Sichtweise an die neue Rechtsprechung anpasst. 

Der Bundesfinanzhof weist ausdrücklich auf die in den Urteilen zum Ausdruck kommende 
Gestaltungsfreiheit für die Arbeitgeber hin: Entscheidet sich der Arbeitgeber dafür, seinen 
Mitarbeitern - wie im ersten Fall - unmittelbar Versicherungsschutz zu gewähren, liegt 
begünstigter Sachlohn vor. Dann allerdings ist das Potenzial für weitere (steuerfreie) 
Sachbezüge angesichts der monatlichen Freigrenze von maximal 44 EUR eingeschränkt bzw. 
verbraucht. Jegliche Überschreitung der 44-EUR-Sachbezugsfreigrenze führt zum vollständigen 
Wegfall der Steuerfreiheit. 

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2019 sind keine Neuregelungen zur Abgrenzung von 
Sach- und Barlohn vorgesehen. Die unten beschriebene BFH-Rechtsprechung gilt daher vorerst 
ohne Einschränkungen. 

8. Wer vom Homeoffice zur Toilette geht, ist nicht unfallversichert 

Sozialgericht München, Urteil v. 4.7.2019, S 40 U 227/18 
9. Dienstunfähigkeit: 

Privates Attest reicht nicht aus 

VG Trier, Urteil v. 18.4.2019, 3 K 5849/18.TR 
Gegen den im Dienste einer rheinland-pfälzischen Stadt stehenden Beamten war bereits im 
Jahre 2014 ein Disziplinarverfahren wegen nicht vorgelegter ärztlicher Atteste eingeleitet 
worden. Von der beabsichtigten Disziplinarmaßnahme eines Verweises wurde seinerzeit aus 
nicht bekannten Gründen jedoch abgesehen. 

10. Fahrten zu ambulanten Behandlungen: 

Kein Anspruch auf Beihilfe 

VG Koblenz, Urteil v. 14.6.2019, 5 K 1067/18.KO 

11. Warum Honorarärzte im Krankenhaus sozialversicherungspflichtig sind 

BSG, Urteil v. 4.6.2019, B 12 R 11/18 R als Leitfall 
Bei einer Tätigkeit als Arzt ist eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nicht von 
vornherein wegen der besonderen Qualität der ärztlichen Heilkunde als Dienst "höherer Art" 
ausgeschlossen. 



 

Ein etwaiger Fachkräftemangel im Gesundheitswesen hat keinen Einfluss auf die rechtliche 
Beurteilung des Vorliegens von Versicherungspflicht. Sozialrechtliche Regelungen zur 
Versicherungs- und Beitragspflicht können nicht außer Kraft gesetzt werden, um eine Steigerung 
der Attraktivität des Berufs durch eine von Sozialversicherungsbeiträgen "entlastete" und 
deshalb höhere Entlohnung zu ermöglichen. 

12. Unterbringung eines Angehörigen in einem Pflegeheim:  

Wer darf die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch nehmen? 

BFH, Urteil v. 3.4.2019, VI R 19/17 

Im Schrifttum wird überwiegend das Vorhandensein eines eigenen Haushalts im Heim oder am 
Ort der dauernden Pflege auch für § 35a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 EStG für erforderlich 
gehalten. Nach dem BMF ist dagegen ein eigener Haushalt nicht vorausgesetzt (BMF, 
Schreiben v. 9.11.2016, IV C 8 - S 2296 - b/07/10003 :008, BStBl I 2016, 1213, Rz. 14). 

Im Streitfall ging es nicht um den Abzug der Heimkosten als außergewöhnliche Belastung nach 
§ 33 EStG. Eine Berücksichtigung unter dem Gesichtspunkt der Übernahme von 
Krankheitskosten auf der Grundlage der gesetzlichen Unterhaltspflicht des X gegenüber M kam 
offenbar schon deshalb nicht in Betracht, weil M in die (damalige) "Pflegstufe Null" eingestuft 
und somit nicht krank war. Außerdem was sie wohl auch nicht bedürftig. Unterhaltsleistungen 
nach § 33a EStG erkannte das Finanzamt wegen der Höhe der Einkünfte und Bezüge der M 
ebenfalls nicht an. 
Die Frage, ob M die Aufwendungen des X für ihre Unterbringung im Heim als Drittaufwand unter 
dem Gesichtspunkt des abgekürzten Zahlungswegs abziehen könnte, stellte sich im Streitfall 
nicht, da es um die Steuer des X und nicht der M ging. Eine Berücksichtigung bei M könnte in 
Betracht kommen, wenn X im Einvernehmen mit M gehandelt hat und erkennbar deren Schuld 
begleichen wollte. 

13. Warum Pflegekräfte in stationären Pflegeeinrichtungen nicht selbstständig tätig sind 

BSG, Urteil v. 7.6.2019, B 12 R 6/18 R als Leitfall 

Eine zwingende übergeordnete Wirkung hinsichtlich des sozialversicherungsrechtlichen Status 
von in stationären Einrichtungen tätigen Pflegefachkräften haben zwar weder der 
Versorgungsauftrag einer stationären Pflegeeinrichtung noch die Regelungen über die 
Erbringung stationärer Pflegeleistungen nach dem SGB XI oder das Heimrecht des jeweiligen 
Landes. 

Regulatorische Vorgaben sind jedoch bei der Gewichtung der Indizien zur Beurteilung der 
Versicherungspflicht zu berücksichtigen. 

14. Vorsteuerabzug: 

Rechnungsaussteller und leistender Unternehmer müssen identisch sein 

BFH, Urteil v. 14.2.1019, V R 47/16 

Der Streitfall ist dadurch gekennzeichnet, dass einerseits die von T und F abgerechneten 
Lieferungen nicht erbracht wurden, während andererseits über die tatsächlich von A erbrachten 
Lieferungen nicht abgerechnet wurde. Zu der in dem Vorlagebeschluss v. 6.4.2018 
aufgeworfenen Frage (BFH, Beschluss v. 6.4.2018, V R 25/15, BFH/NV 2016 S. 1401), ob der 
Vorsteuerabzug bereits dann zu gewähren ist, wenn keine Steuerhinterziehung vorliegt bzw. der 
Steuerpflichtige die Einbeziehung in einen Betrug weder kannte noch kennen konnte oder ob 
der Vertrauensschutz weiter voraussetzt, dass der Steuerpflichtige alles getan hat, was von ihm 
zumutbar verlangt werden kann, um die Richtigkeit der Rechnungsangaben zu überprüfen, 
verweist der BFH auf das EuGH-Urteil Santogal (EuGH v. 14.6.2017, C-26/16, EU:C:2017, 453). 
Danach muss der Unternehmer alle Maßnahmen ergriffen haben, die vernünftigerweise von ihm 
verlangt werden können, um sich von der Richtigkeit der Angaben in der Rechnung zu 



 

überzeugen und seine Beteiligung an einem Betrug auszuschließen. Daran fehlt es hier, da X 
das Auftreten des K für A bekannt war. 

15. Wer steuerlich unzuverlässig ist, bekommt keine Umsatzsteuernummer 

FG Berlin-Brandenburg, Beschluss v. 10.1.2019, 7 V 7203/18 
Die Beschwerde gegen den Beschluss wurde zugelassen, weil die Frage, ob erhebliche 
steuerliche Pflichtverletzungen einem Anspruch auf Erteilung einer Steuernummer für 
Umsatzsteuerzwecke entgegenstehen, höchstrichterlich nicht geklärt ist. 

16. Krankheitskosten:  

Wer auf die Erstattung verzichtet, geht steuerlich leer aus 

Niedersächsisches FG, Urteil v. 20.2.2019, 9 K 325/16 

Das FG machte deutlich, dass es nicht Aufgabe des Steuerrechts sei, dafür zu sorgen, dass der 
Vorteil (Erhalt der Beitragsrückerstattung) auch nach Durchführung der Besteuerung erhalten 
bleibt. Der Steuerpflichtige kann sich frei entscheiden, ob er sich Krankenkassenbeiträge 
erstatten lässt oder nicht. Er hat damit die Möglichkeit – auch unter Berücksichtigung der 
steuerlichen Auswirkungen – sich für die voraussichtlich günstigste Variante zu entscheiden. 

Das FG hat die Revision zugelassen, da die Frage, ob Krankheitskosten, die ein 
krankenversicherter Steuerpflichtiger selbst trägt, um eine Beitragsrückerstattung zu erlangen, 
zwangsläufig im Sinne des § 33 EStG sind, höchstrichterlich noch nicht entschieden ist 

17. Kann bei der teilweisen Veräußerung einer Arztpraxis der Gewinn ermäßigt besteuert 
werden? 

FG München, Urteil v. 29.11.2017, 1 K 311/16 

Gegen die Nichtzulassung der Revision wurde Beschwerde eingelegt. Der BFH hat mittlerweile 
das Verfahren zur Entscheidung angenommen. Es wird unter dem Az. VIII R 36/18 beim BFH 
geführt. In einschlägigen Fällen sollten die Verfahren unter Hinweis auf das Urteil offengehalten 
werden. 
Im Übrigen liegt das Besprechungsurteil auf der bisher vom BFH propagierten 
Rechtsprechungslinie (BFH, Urteil v. 4.11.2004, IV R 17/03, BStBl 2005 II S. 208). Hieraus folgt 
für die Praxis, in welcher die Veräußerung von Praxisteilen und die Anerkennung von Teilpraxen 
angestrebt wird, dass im Vorfeld auf eine nachvollziehbare organisatorische Trennung der 
Teilbereiche zu achten ist. Hierbei kommt insbesondere der buchmäßigen Trennung eine 
besondere Bedeutung zu, weil das ein besonders augenfälliges Indiz für Teilpraxen darstellt. 

18. Vorsteuervergütungsantrag: 

Darf statt der Rechnungsnummer eine Referenznummer angegeben werden? 

BFH, Beschluss v. 13.2.2019, XI R 13/17 

In der rechtlichen Würdigung seines Vorlagebeschlusses macht der BFH deutlich, dass er die 
Vorentscheidung des FG für zutreffend hält und deshalb erwägt, die Revision des BZSt als 
unbegründet zurückzuweisen. 

Die Angabe der Referenznummer einer Rechnung statt der Rechnungsnummer mag zwar - so 
der BFH - inhaltlich nicht zutreffend sein, sie ist jedoch nicht "inhaltsleer" und verfügt über einen 
eigenständigen Erklärungswert. Denn die Angabe der Referenznummer ermöglicht in gleicher 
Weise wie die Angabe der Rechnungsnummer eine eindeutige Zuordnung der Rechnungen, die 
Gegenstand des Vorsteuervergütungsantrags sind. Da der Antrag demnach allenfalls unrichtig, 
aber nicht unvollständig war und auch innerhalb der Ausschlussfrist beim BZSt eingegangen ist, 
war er von der Klägerin wohl wirksam vorgelegt worden. 

Nachdem es der BFH allerdings nicht für zweifelsfrei hält, ob dieses Ergebnis im Einklang mit 
dem Unionsrecht steht, hat er den EuGH angerufen. 



 

19. Yoga und Meditation kann berufliche Weiterbildung sein 

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 11.4.2019, 10 Sa 2076/18 
Die Rechtsprechung muss sich immer wieder mit ausgefallenen Themen beschäftigen, die die 
Arbeitnehmer zum Inhalt ihrer Freistellung zum Bildungsurlaub wählen. 
Anerkannt wurden zum Beispiel folgende Veranstaltungen: 

• "Der Berg ruft nicht mehr – er kommt. Sanfter Alpentourismus" (LAG Düsseldorf, Urteil v. 
30.11.1993, 16 (13) Sa 608/93) 

• "Nordsee – Müllkippe Europas?" (BAG, Urteil v. 5.12.1995, 9 AZR 666/94) 

• "Auf neuen Wegen mobil. Der Verkehr der Zukunft zwischen Fahrrad und Transrapid" 
(LAG Hamm, Urteil v. 25.9.1995, 15 Sa 1731/95) 

• "Sylt – Eine Insel in Not" (BAG, Urteil v. 1711.1998, 9 AZR 503/97; BAG, Urteil v. 
24.10.2000, 9 AZR 645/99) 

Abgelehnt wurden folgende Veranstaltungen: 
• "Wann ist der Mann ein Mann?" auf der Insel Norderney (LAG, Düsseldorf Urteil v. 

10.3.1994, 13 Sa 1803/93) 
• "Mit dem Fahrrad auf Gesundheitskurs" (BAG, Urteil v. 9.5.1995, 9 AZR 185/94) 

• "Anlage und Pflege von Hecken in der freien Landschaft" eines Elektrotechnikers (ArbG 
Krefeld, Urteil v. 1.4.1992, 1 Ca 80/92) 

• "Das Meer – Ressource und Abfalleimer" (BAG, Urteil v. 24.10.1995, 9 AZR 433/94) 

• "Zur aktuellen politischen und sozialen Situation in Cuba" mit Flug nach Havanna (BAG, 
Urteil v. 16.3.1999, 9 AZR 166/98). 

20. Schwerbehinderte Bewerber müssen nicht zwingend zum Vorstellungsgespräch eingeladen 
werden 

LAG Schleswig-Holstein, Urteil v. 18.12.2018, 1 Sa 26 öD/18 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Das LAG Schleswig-Holstein hat die Revision nicht 
zugelassen. 
Prinzipiell müssen öffentliche Arbeitgeber schwerbehinderte Bewerber gemäß § 165 SGB IX 
zum Vorstellungsgespräch einladen. Unterbleibt die Einladung zum Vorstellungsgespräch, kann 
dies bei einer AGG-Klage als Indiz für eine Diskriminierung durch den Arbeitgeber gelten. Im 
konkreten Fall vor dem Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein haben die Richter jedoch – 
trotz ausgebliebener Einladung – eine solche Indizwirkung abgelehnt, da es sich um ein 
sogenanntes gestuftes Ausschreibungsverfahren handelte. Dabei steht die externe 
Ausschreibung unter dem Vorbehalt, dass externe Bewerber nur zum Zuge kommen sollen, 
wenn sich nicht genug interne Bewerber finden. In einem solchen Fall muss der öffentliche 
Arbeitgeber einen schwerbehinderten externen Bewerber nicht zwingend zum 
Vorstellungsgespräch einladen, entschied nun das LAG. 

21. Ist die Tätigkeit eines Heileurythmisten gewerblich? 

BFH, Urteil v. 20.11.2018, VIII R 26/15 
Mit Urteil v. 28.8.2003, IV R 69/00, (BStBl II 2004 S. 954) hat der BFH erstmals entschieden, 
dass – entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung – die Ähnlichkeit eines Heilberufs mit dem 
Katalogberuf des Krankengymnasten nicht notwendigerweise eine staatliche Erlaubnis der 
Tätigkeit voraussetzt. 

Die vorliegende Entscheidung entspricht der Rechtsprechung des BFH zum Nachweis der 
erforderlichen Berufsqualifikation eines Heileurythmisten bei der Auslegung des § 4 Nr. 14 
UStG. Auch der für die Befreiung von der Umsatzsteuer erforderliche Befähigungsnachweis für 
die Erbringung von Heilbehandlungen kann sich aus dem Abschluss eines Integrierten 



 

Versorgungsvertrags nach §§ 140a ff. SGB V zwischen dem Berufsverband des 
Leistungserbringers und den gesetzlichen Krankenkassen ergeben (BFH, Urteil v. 8.3.2012, V R 
30/9, BStBl II 2012 S. 623, Rz 43). 

22. Atembeschwerden durch Tonerstaub ist keine berufsbedingte Erkrankung 

Hessisches Landessozialgericht, Urteil vom 21.1.2019, L 9 U 159/15 

Allergisierende Stoffe führen nicht generell zu Gesundheitsschäden 
Allein die Tatsache, dass Tonerstaub allergisierende Stoffe enthalte, führe nicht generell zu 
Gesundheitsschäden und zur Anerkennung als Berufskrankheit, so das LSG. 

23. Ehegatte als Minijobber: 

Vorsicht bei der Überlassung eines Firmenwagens 

BFH, Urteil v. 10.10.2018, X R 44-45/17 
Der BFH stützt die Fremdunüblichkeit auf das Kostenrisiko des Arbeitgebers. Die Gefahr eines 
überobligatorischen Entlohnungsaufwands wegen einer gesteigerten Privatnutzung würde ein 
fremder Arbeitgeber nicht übernehmen wollen. Gegen diese Betrachtung könnte allerdings 
sprechen, dass im Allgemeinen dem Arbeitnehmer seine jährliche private Fahrstrecke bekannt 
ist und er sie dem Arbeitgeber-Ehegatten im Rahmen der Vereinbarung der Privatnutzung 
mitteilt, sodass dieser seinen Gesamtaufwand entsprechend kalkulieren kann. Im Übrigen weist 
der BFH auf die Gestaltung hin, die Vereinbarung dahingehend zu konkretisieren, dass eine 
Kilometerbegrenzung für private Fahrten oder eine (ggf. erst nach überschrittenem 
Kilometerlimit greifende) Zuzahlung ausbedungen wird. Die steuerliche Anerkennung setzt aber 
jedenfalls voraus, dass der Gesamtaufwand des Arbeitgebers in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Arbeitsleistung steht. 

24. Ehegatten-Arbeitsverhältnisse: 

Gehaltsumwandlung muss Fremdvergleich standhalten 

FG Baden-Württemberg, Urteil v. 13.9.2018, 1 K 189/16 
Ob die Kläger die vom Finanzgericht wegen grundsätzlicher Bedeutung zugelassene Revision 
eingelegt haben, ist derzeit nicht bekannt. Und ob der Bundesfinanzhof die fiskalische 
Auffassung des Finanzgerichts bestätigen würde, erscheint fraglich. Die Grundsätze der 
Anerkennung von Arbeitsverhältnissen sollen sicherstellen, dass allein beruflich und nicht etwa 
privat veranlasste Aufwendungen als Betriebsausgaben anerkannt werden. Eine 
Gehaltsumwandlung, mit der der Arbeitnehmer zugunsten seiner Alterssicherung auf eine 
sofortige Auszahlung verzichtet, liefert keinen Hinweis auf eine private Veranlassung einer 
angemessenen Lohnzahlung. Das zitierte BFH-Urteil hatte argumentiert, bei einer 
Gehaltsumwandlung bezahle der Arbeitnehmer und nicht der Arbeitgeber die Alterssicherung. 
Dieser Gesichtspunkt muss auch bei Ehegatten-Arbeitsverhältnissen Beachtung finden. Das 
wird auch daran deutlich, dass bei Verletzung der Fremdvergleichsgrundsätze in anderen Fällen 
das Arbeitsverhältnis insgesamt nicht anerkannt und nicht etwa nur die Aufwendungen für die 
Alterssicherung vom Abzug ausgeschlossen werden. 

25. Leistungen eines Arbeitgebers an einen Pensionsfonds zur Übernahme bestehender 
Versorgungsverpflichtungen: Arbeitslohn? 

FG Köln, Urteil v. 27.9.2018, 6 K 814/16 

Der Urteilsfall steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. Der 
Bundesfinanzhof hatte im Fall eines beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers bei einer 
Pensionsübertragung Arbeitslohn verneint (BFH, Urteil v. 18.8.2016, VI R 18/13, BStBl 2017 II 
S. 730), weil der Betroffene kein Wahlrecht hatte, den Ablösungsbetrag alternativ an sich 
auszahlen zu lassen. Die Verwaltung wendet das Urteil auch in gleichgelagerten Fällen an 
(BMF, Schreiben v. 4.7.2017, IV C 5 - S 2333/16/10002, BStBl 2017 I S. 883). 



 

Zum aktuellen Urteilsfall gibt es aber einen wesentlichen Unterschied: Der BFH hatte über die 
Übertragung einer Pensionszusage auf eine andere GmbH und nicht wie im vorliegenden Fall 
auf einen Pensionsfonds zu befinden. 

26. Sind medizinische Hotlines von der Umsatzsteuer befreit? 

BFH, Beschluss v. 18.9.2019, XI R 19/15; veröffentlicht am 23.1.2019 

Angesichts des sich in einigen Gebieten abzeichnenden Ärztemangels dürfte der Bereich der 
Telemedizin zunehmen. Unabhängig von der Entscheidung des EuGH wird hier auch der 
Gesetzgeber tätig werden müssen. Dabei dürfte zwischen den Fällen der bloßen telefonischen 
Besprechung und den Möglichkeiten des Kontakts mittels Bildschirms zu unterscheiden sein. 

27. Honorarärzte: 

Eingliederung in den Krankenhausbetrieb führt zur abhängigen Beschäftigung 

LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil v. 16.5.2018, L 8 R 233/15 und v. 9.5.2018, L 8 R 234/15; 
gegen die Urteile des LSG ist Revision beim BSG eingelegt worden (Az. B 12 R 22/18 R und B 
12 R 23/18 R) 

LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil v. 16.12.2015, L 2 R 516/14 

28. Notärztlicher Bereitschaftsdienst ist Heilbehandlung und deshalb umsatzsteuerfrei 

BFH, Urteil v. 2.8.2018, V R 37/17 

Der Begriff der Heilbehandlung (§ 4 Nr. 14 Buchst. a UStG, Art. 132 Abs. 1 Buchst. c 
MwStSystRL) ist einerseits nicht zu eng auszulegen. Damit sind lediglich ärztliche Leistungen 
ausgeschlossen, die anderen Zwecken als der Heilung dienen, z. B. ein Abstammungsgutachten 
(EuGH "D." v. 14.9.2000, I-6795, BFH/NV Beilage 2001 S. 31). Andererseits ist zu 
berücksichtigen, dass Art. 132 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL (betr. Heilbehandlungen) – im 
Gegensatz zu Art. 132 Abs. 1 Buchst. b MwStSystRL (betr. Krankenhausbehandlungen) – 
Umsätze, die "mit ärztlichen Heilbehandlungen eng verbunden" sind, nicht mit einbezieht. 
Deshalb erfasst Art. 132 Abs. 1 Buchst. c MwStSystRL mit ärztlichen Heilbehandlungen "eng 
verbundene Umsätze" grundsätzlich nicht. Ärztliche Maßnahmen, die andere Zwecke verfolgen, 
sind daher keine Heilbehandlungen i. S. v. § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG, Art. 132 Abs. 1 Buchst. c 
MwStSystRL). 

29. Ist ein Eingabefehler eine offenbare Unrichtigkeit? 

FG Köln, Urteil v. 14.6.2018, 15 K 271/16 
Die Bestimmung des § 129 AO ist oftmals der letzte Pfeil im Köcher, wenn andere 
Änderungsnomen nicht einschlägig sind. Dies gilt sowohl für das Finanzamt, aber oft auch für 
die Steuerpflichtigen. Die Rechtsprechung zu der Regelung ist dabei als kaum einheitlich 
anzusehen, sodass es regelmäßig sehr schwer ist zu beurteilen, ob § 129 AO zum Erfolg führt 
oder nicht. Hierbei erscheint es nach den Feststellungen des Finanzgerichts auf der Hand zu 
liegen, dass dem Sachbearbeiter hier ein mechanischer Fehler unterlaufen ist, da er in der Akte 
kenntlich gemacht hat, dass der Veräußerungsgewinn zu versteuern war, er dies aber so nicht in 
die EDV eingab. 
Fraglich erscheint indes, was davon zu halten ist, dass diese fehlerhafte Eingabe weder dem 
Sachbearbeiter in der Veranlagung, noch dem Qualitätssicherer noch der Sachbearbeiterin 
aufgefallen ist. Alle drei verfügten über Fachkenntnis, übersahen aber den Fehler. Kann ein 
solcher Fehler deshalb noch offenbar sein? Das Finanzgericht hat diese Frage bejaht, aber 
gleichwohl die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen (Az. beim BFH IX R 23/18). Es bleibt 
abzuwarten, wie dieser entscheiden wird. 

30. Besteht Unfallversicherungsschutz bei Handynutzung? 

Sozialgericht Frankfurt am Main, Urteil v. 18.10.2018, S 8 U 207/16 

 



 

31. Pflichtbeitrag einer Pflegerin zur Pflegekammer ist nicht verfassungswidrig 

VG Hannover, Urteil v. 7.11.2018, 7 A 5658/17 
Kammermitglied ist, wer die Erlaubnis hat, die Berufsbezeichnung "Altenpfleger/in", 
"Gesundheits- und Krankenpfleger/in" oder "Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger/in" zu 
führen. Eine zur Pflichtmitgliedschaft führende einschlägige Berufserfahrung liegt dann vor, 
wenn bei der Tätigkeit Kenntnisse und Fähigkeiten, die Voraussetzung für die Erteilung der 
Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung waren, eingesetzt werden oder auch nur 
eingesetzt werden können; § 2 Abs. 1 Satz 2 Pflegekammergesetz Niedersachsen. 

32. Sind privat finanzierte Leistungen zu Pensionskassen sozialversicherungspflichtig? 

BVerfG, Beschluss v. 27.6.2018, 1 BvR 100/15 und 1 BvR 249/15 

Eine Erstattung für Zeiträume vor 2014 ist im Einzelfall möglich, soweit der Betroffene bereits 
seinerzeit einen Erstattungsantrag bei der Krankenkasse gestellt hat. In diesen Fällen sollte 
nochmals Kontakt mit der Krankenkasse aufgenommen werden. 
Die rückwirkende Korrekturpflicht der abgegebenen Meldungen gilt auch bei Kapitalleistungen. 
Da in diesen Fällen die Beiträge vom Mitglied gezahlt wurden, erfolgt die Beitragskorrektur 
ausschließlich durch die Krankenkasse. Für die Korrektur der Beitragszahlung sind 
Bescheinigungen der Pensionskassen hilfreich, aus der sich der private Anteil der gewährten 
Pension ergibt. 
Bei freiwillig versicherten Pensionären wird der private Anteil der Pensionsleistung weiterhin 
verbeitragt. Allerdings nicht mehr als Versorgungsbezug, sondern mit dem ermäßigten 
Beitragssatz als sonstige Einnahme. 

33. Ist eine Entschädigung aufgrund einer missglückten Operation steuerpflichtiger 
Arbeitslohn? 

BFH, Urteil v. 20.7.2018, IX R 25/17 
Dass A vor der missglückten Operation bereits 3 Jahre arbeitslos war, steht der Erfassung der 
Zahlung als Entschädigung i. S. v. § 24 Nr. 1 Buchst. a EStG nicht entgegen. Auch ist nicht 
entscheidend, wie wahrscheinlich A bei ungestörtem Verlauf alsbald wieder eine Anstellung 
gefunden und entsprechende Einnahmen erzielt hätte. Maßgeblich ist allein, ob das aus der 
Betrachtung des Schädigers bzw. dessen Versicherung bei objektiver Beurteilung als 
hinreichend wahrscheinlich erachtet und aus diesem Grund Ersatz für künftigen Verdienstausfall 
geleistet wurde. Das ist durch Auslegung der Umstände, die für die Zahlung bzw. die dazu 
abgeschlossene Vereinbarung maßgeblich waren, zu ermitteln. Die entsprechenden 
Feststellungen des FG sind dann für den BFH bindend (§ 118 Abs. 2 FGO). 

34. Selbstanzeige: 

Welche Ablaufhemmung gilt? 

BFH, Urteil v. 3.7.2018, VIII R 9/16 

Ermittlungsmaßnahmen führen nur dann nach § 171 Abs. 5 AO zur Ablaufhemmung, wenn sie 
innerhalb der regulären Festsetzungsfrist erfolgen. Ermittlungen innerhalb der Jahresfrist des § 
171 Abs. 9 AO führen nicht zur Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 5 AO, da dies einer 
Verlängerung der Auswertungsfrist gleichkäme (BFH v. 8.7.2009, VIII R 5/07, BStBl 2010 II S. 
583). § 171 Abs. 9 verdrängt Abs. 5 nur dann, wenn der Steuerpflichtige zwar vor Ablauf der 
regulären 10-jährigen Festsetzungsfrist die Selbstanzeige erstattet, das FA aber erst nach 
Ablauf dieser Frist die Ermittlungen einleitet. 

35. Private Postdienstleister:  

Welche Auswirkungen ergeben sich für die Bekanntgabe von Verwaltungsakten? 

BFH, Urteil v. 14.6.2018, III R 27/17 



 

Festzuhalten ist, dass die Zugangsvermutung des § 122 Abs. 2 Nr. 1 AO auch bei Einschaltung 
lizenzierter privater Postdienstleister gilt. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass sie so 
organisiert sind, dass die Zustellung innerhalb des 3-Tage-Zeitraums mit gleich hoher 
Verlässlichkeit zu erwarten ist wie bei einer Versendung im Rahmen des Postuniversaldienstes. 
Steht dies nicht fest bzw. bestehen insoweit begründete Zweifel, ist die Zugangsvermutung 
erschüttert mit der Folge, dass der Behörde der Nachweis des fristgerechten Zugangs obliegt (§ 
122 Abs. 2 Halbsatz 2 AO). Die Zugangsvermutung greift z. B. nicht, wenn die Behörde einen 
privaten Postdienstleister beauftragt und dieser erst einen Tag nach Erhalt der Sendung diese 
an ein weiteres Unternehmen zur Weiterbeförderung weiterleitet (BFH v. 25.3.2015, V B 163/14, 
BFH/NV 2015 S. 948). 

36. Betriebsveranstaltung: 

Kurzfristige Absagen gehen nicht zulasten der Anwesenden 

Finanzgericht Köln, Urteil v. 27.6.2018, 3 K 870/17 

Mit seinem Urteil stellt sich das Finanzgericht Köln ausdrücklich gegen die Anweisung des 
Bundesfinanzministeriums. Wie zu erwarten, hat das Finanzamt deshalb die zugelassene 
Revision beim Bundesfinanzhof (BFH) eingelegt, die unter dem Aktenzeichen VI R 31/18 geführt 
wird. Problematische Fälle sollten bis zu einer Entscheidung offengehalten werden. 

37. Zumutbare Belastung: 

Wer sich über eine Steuererstattung freuen darf 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, Meldung v. 18.7.2018, LfSt Rheinland-Pfalz, 
Meldung v. 13.8.2018, Thüringer FinMin, Meldung v. 15.8.2018, FinMin Baden-Württemberg, 
Meldung v. 1.9.2018, SfF Berlin, Meldung v. 12.9.2018, FinMin Mecklenburg-Vorpommern, 
Meldung v. 18.9.2018, Hessisches FinMin, Meldung v. 27.9.2018 
BFH, Urteil v. 19.1.2017, VI R 75/14 

38. Unter welchen Voraussetzungen Ausbildungskosten zurückgezahlt werden müssen 

Arbeitsgericht Siegburg, Urteil v. 2.8.2018, 1 Ca 1987/17 
Ob Berufung gegen das Urteil eingelegt wird, ist offen. 

39. Wann vom Arbeitgeber gezahlte Fortbildungskosten nicht zurückgezahlt werden müssen 

LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil v. 8.5.2018, 2 Sa 215/17 
Die berufliche Fortbildung von Arbeitnehmern liegt im Interesse des Arbeitgebers. Oft übernimmt 
er daher die Kosten, in der Erwartung, dass der Arbeitnehmer mit den neuen Kenntnissen das 
Unternehmen verstärkt. Nach gängiger Rechtsprechung sind Rückzahlungsvereinbarungen 
grundsätzlich zulässig, mit denen der Arbeitgeber seine Kostenübernahme an eine Verpflichtung 
des Arbeitnehmers knüpft, die Kosten zurückzuzahlen, falls er kurzfristig das Unternehmen 
verlässt. Allerdings hat die Rechtsprechung hier hohe Anforderungen, wie auch der vorliegende 
Fall zeigt: Die vertragliche Rückzahlungsklausel erachtete das LAG Mecklenburg-Vorpommern 
für unwirksam, die Voraussetzungen für die tarifliche Norm als nicht erfüllt. 

40. Auch für die Bereitschaftszeit von Rettungsassistenten gilt der gesetzliche Mindestlohn 

BAG, Urteil v. 11.10.2017, 5 AZR 591/16 

Die tarifliche Regelung in § 29 Abs. 7 DRK-RTV ist nach Ansicht des BAG durch das 
Inkrafttreten des Mindestlohngesetzes nicht unwirksam geworden. Zwar sind nach § 3 Satz 1 
MiLoG Vereinbarungen, die den Anspruch auf Mindestlohn unterschreiten, insoweit unwirksam. 
Der gesetzliche Mindestlohnanspruch aus § 1 Abs. 1 MiLoG tritt eigenständig neben die 
sonstigen Grundlagen der Vergütung. Bei Unterschreitung des gesetzlichen Mindestlohns durch 
eine (tarif)vertragliche Regelung führt § 3 MiLoG zu einem Differenzanspruch. Von der in § 3 
Satz 1 MiLoG bestimmten Rechtsfolge, so das BAG, würden daher nur Abreden erfasst, die den 



 

Mindestlohnanspruch aus § 1 Abs. 1 MiLoG begrenzen, was bei den Vergütungsregelungen in 
§§ 19 ff., § 29 DRK-RTV nicht der Fall sei. 

41. Sachgrundlose Befristung: 

Bundesverfassungsgericht kippt Praxis des Bundesarbeitsgerichts zum Verbot der 
Vorbeschäftigung 

BVerfG, Beschluss v. 6.6.2018, 1 BvL 7/14 (Vorlagebeschluss) und 1 BvR 1375/14 
(Verfassungsbeschwerde); Vorlage des Arbeitsgerichts Braunschweig v. 3.4.2014, 5 Ca 463/13 
und LAG Nürnberg, Urteil v. 30.1.2014, 5 Sa 1/13. 

Nicht zum ersten Mal korrigiert damit das BVerfG eine Auslegung des BAG. Für Arbeitgeber 
dürfte die aktuelle Entscheidung des BVerfG erhebliche Auswirkungen über den Einzelfall 
hinaus haben. Schließlich sind die vom BVerfG genannten Ausnahmen im Vergleich zur 
bisherigen Auslegung des BAG (noch) wenig konkret. Wie lange eine mögliche 
Vorbeschäftigung zurückliegen kann (auf jeden Fall länger als 3 Jahre) oder welche Art der 
Vorbeschäftigung konkret als Ausnahme gelten kann, ist nun schwieriger einzuschätzen. Die 
klare zeitliche Grenze von 3 Jahren dürfte hier ein einfacherer Maßstab gewesen sein. 

42. Kann an dem 10-Tageszeitraum bei § 11 EStG festgehalten werden? 

FG München, Gerichtsbescheid v. 7.3.2018, 13 K 1029/16 

FG-Rechtsprechung muss der BFH endgültig klären 

Das Finanzgericht München kommt zum gleichen Ergebnis wie das Thüringer Finanzgericht in 
seinem Urteil v. 27.1.2016 (Az.: 3 K 791/15). Zu diesem Verfahren ist die Revision anhängig 
(Az.: X R 44/16), sodass mit einer endgültigen Klärung der Rechtsfrage demnächst zu rechnen 
ist. 

43. Nachzahlungszinsen: 

Vorläufiger Rechtsschutz 

BMF, Schreiben v. 14.6.2018, IV A 3 - S 0465/18/10005-01 
Für Anträge auf Aussetzung der Vollziehung für Verzinsungszeiträume vor dem 1.4.2015 gelten 
indes die allgemeinen Grundsätze nach § 361 Abs. 2 Satz 2 AO für eine 
Vollziehungsaussetzung. 

Wird die Verfassungswidrigkeit einer angewandten Norm geltend gemacht, muss der 
Steuerpflichtige im Hinblick auf den Geltungsanspruch jedes formell verfassungsgemäß 
zustande gekommenen Gesetzes allerdings zusätzlich ein besonderes berechtigtes Interesse an 
der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes haben. Geboten ist eine Interessenabwägung 
zwischen der einer Aussetzung der Vollziehung entgegenstehenden Gefährdung der 
öffentlichen Haushaltsführung und den für eine Aussetzung der Vollziehung sprechenden 
individuellen Interessen des Zinsschuldners an der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes. Als 
Ergebnis dieser Interessenabwägung kann somit trotz ernstlicher Zweifel an der 
Verfassungsmäßigkeit einer angewandten Vorschrift eine Aussetzung der Vollziehung 
abzulehnen sein. 

44. Gemischt genutztes Arbeitszimmer: 

Einsprüche per Allgemeinverfügung zurückgewiesen 

Allgemeinverfügung der obersten Finanzbehörden der Länder v. 30.4.2018 
Die Allgemeinverfügung beendet ein Einspruchsverfahren nur dann, wenn das Finanzamt über 
den übrigen Teil des Einspruchs bereits durch eine Teileinspruchsentscheidung (= 
"Abklemmung entscheidungsreifer Teile") bestandkräftig entschieden hat. Andernfalls bleibt das 
Einspruchsverfahren weiterhin anhängig - selbst, wenn die Allgemeinverfügung sämtliche 
Einwände abdeckt, die der Einspruchsführer vorgebracht hat. 
Klageweg als letzte Option 



 

Ist ein Einspruchsverfahren durch die Allgemeinverfügung beendet worden, will der 
Einspruchsführer sein Einspruchsbegehren aber gleichwohl weiterverfolgen, hat er nun die 
Möglichkeit, vor dem zuständigen Finanzgericht gegen die Allgemeinverfügung zu klagen. Die 
Frist für die Klageerhebung beträgt ein Jahr. 

45. Dienstkleidung vorgeschrieben? Dann muss Umkleidezeit bezahlt werden 

BAG, Urteil v. 6.9.2017, 5 AZR 382/16 

46. Außergewöhnliche Belastungen: 

Keine Rechtsprechungsänderung bei Krankheitskosten und Bestattungskosten 

BFH, Beschluss v. 21.2.2018, VI R 11/16 

Der BFH hebt hervor, Zuzahlungen zu Krankheitskosten könnten dann nicht mehr zumutbar 
sein, wenn dadurch in das verfassungsrechtlich gesicherte Existenzminimum eingegriffen wird 
(BSG, Urteil v. 22.4.2008, B 1 KR 10/07 R). Das lässt sich allerdings nur unter Würdigung der 
gesamten gesetzlichen Regelungskonzeption beurteilen. Im Übrigen enthält die – recht 
umfangreiche – Entscheidung eine Bestätigung der von der bisherigen Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze. Zur Rückwirkungsproblematik im Bereich des neu eingeführten 
formalisierten Nachweises von Krankheitskosten weist der BFH darauf hin, dass für die Zeit 
nach dem Ergehen der (die bisherige Rechtsprechung ändernden) BFH-Urteile v. 11.11.2010, VI 
R 16/09 und VI R 17/09, bis zum endgültigen Gesetzesbeschluss bzw. der Verkündung des 
StVereinfG 2011 am 1./4.11.2011 etwaige im Vertrauen auf die Rechtsprechungsänderung 
getätigte Dispositionen Vertrauensschutz genießen können. Wegen Zeitablaufs kommen solche 
Fälle allerdings kaum vor. 

47. Nachzahlungszinsen: 

Bundesfinanzhof zweifelt an der Verfassungsmäßigkeit 

BFH, Beschluss v. 25.4.2018, IX B 21/18 
Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für Verzinsungszeiträume nach dem 31.12.2009 bzw. 
31.12.2011 verfassungsgemäß ist, liegt die Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des 
OVG NRW v. 10.7.2014 (14 A 1196/13) dem BVerfG vor (1 BvR 2237/14; betr. Verzinsung 
nachgeforderter GewSt). Eine Entscheidung in diesem und einem Parallelfall (1 BvR 2422/17) 
wird in 2018 erwartet. In dem die Verfassungsmäßigkeit bejahenden Urteil v. 9.11.2017 (III R 
10/16, Haufe Index 11539357), ging der III. BFH-Senat – für Verzinsungszeiträume des Jahres 
2013 – davon aus, es sei nicht nur auf die Anlagezinssätze, sondern auch auf die 
Finanzierungszinssätze (Kreditkartenkredite, Girokontenüberziehungen) mit einer Bandbreite 
von 0,15 % bis 14,70 % abzustellen. Diese Begründung lehnt der IX. BFH-Senat nun in der 
aktuellen Entscheidung ab. Insoweit handele es sich um Sonderfaktoren, die nicht als 
Referenzwerte für ein realitätsgerechtes Bild geeignet seien. 

48. Unfallversicherung: 

Der Weg vom Arzt zur Arbeit ist Privatsache 

Sozialgericht Dortmund, Urteil v. 28.2.2018, S 36 U 131/17 
49. Dienst im Katastrophenschutz verlängert nicht den Anspruch auf Kindergeld 

BFH, Urteil v. 19.10.2017, III R 8/17 

Der BFH weicht nicht von dem Urteil v. 5.9.2013 (XI R 12/12) ab. Dort hat der BFH entschieden, 
dass ein Kind auch dann über das 25. Lebensjahr hinaus berücksichtigt wird, wenn es den 
Grundwehr- oder Zivildienst geleistet hat und während der Dienstzeit zugleich für einen Beruf 
ausgebildet wurde, sodass sich die Ausbildung möglicherweise nicht verzögert hat. Denn der 
Gesetzgeber durfte sich an dem typischen Fall orientieren, in dem die Ableistung des Dienstes 
zu einer Verzögerung der Ausbildung führt. Die Entscheidung hat auch Auswirkungen auf 
andere neben der Ausbildung geleistete Dienste, die eine Freistellung von der Wehrpflicht zur 



 

Folge hatten (z. B. Sanitätsdienste beim Roten Kreuz, Johanniter-Unfall-Hilfe, Malteser 
Hilfsdienst, Technische Dienste beim Technischen Hilfswerk). Mit dieser Typisierung schafft der 
Gesetzgeber eine Gleichbehandlung gegenüber Eltern, deren Kinder sich neben der Ausbildung 
in anderer Weise engagieren, z. B. in einem Sportverein oder in einer Jugendorganisation, ohne 
dass sich die Ausbildung dadurch verzögert. 

50. Krankheitskosten gehören nicht zu den Sonderausgaben 

BFH, Urteil v. 29.11.2017, X R 3/16 
§ 33 EStG differenziert bei der Ermittlung der zumutbaren Belastung nicht zwischen 
Krankheitskosten und anderen Aufwendungen. Der Abzug der zumutbaren Belastung gilt 
demgemäß auch für Krankheitskosten und ist verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Da im 
Streitfall die Krankheitskosten jedenfalls die zumutbare Belastung der Eheleute nicht 
überstiegen, konnte der BFH auch offen lassen, ob die Krankheitskosten möglicherweise bereits 
in 2012 abgeflossen sind. 

Im Einzelfall muss geprüft werden, ob die zunächst vorteilhaft erscheinende Inanspruchnahme 
der Beitragsrückerstattung unter Einbeziehung der sich negativ auswirkenden steuerlichen 
Konsequenzen sich im Endeffekt tatsächlich als wirtschaftlich günstiger darstellt. Auch mit dem 
Beschluss v. 8.10.2013, X B 110/13, BFH/NV 2014 S. 154, hat der BFH entschieden, dass 
Zahlungen, die aufgrund eines im Versicherungsvertrag vereinbarten Selbstbehalts zu tragen 
sind, keine als SA abziehbaren KV-Beiträge sind. Die dagegen gerichtete Beschwerde wurde 
vom BVerfG nicht zur Entscheidung angenommen (BVerfG v. 16.2.2015, 2 BvR 49/14, 
Kammerbeschluss ohne Begründung). 

51. Teambildende Maßnahmen und Arbeitsunfall 

SG Detmold, Urteil v. 9.2.2017, S 1 U 263/15 

52. Kein Krankengeld während Erholungsurlaub? 

SG Karlsruhe, Urteil v. 20.2.2018, S 4 KR 2398/17 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

53. Unfallversicherung: 

Sind Umwege versichert? 

Thüringer Landessozialgericht, Urteil v. 8.1.2018, L 1 U 900/17 

54. Warum der Bereitschaftsdienst Arbeitszeit ist 

EuGH, Urteil v. 21.2.2018, C-518/15 
Mit dem aktuellen Urteil hat der EuGH seine Rechtsprechung bestätigt: Für die Einordnung als 
"Arbeitszeit" im Sinne der EU-Richtlinie ist entscheidend, dass sich der Arbeitnehmer an einem 
vom Arbeitgeber bestimmten Ort aufhalten muss, um ihm innerhalb kürzester Zeit zur Verfügung 
zu stehen. Zudem hat er präzisiert, dass es unerheblich ist, ob der Arbeitnehmer sich dabei an 
seinem Arbeitsplatz aufhält. 
Die Entscheidung des EuGH bindet in gleicher Weise andere nationale Gerichte, die mit einem 
ähnlichen Problem befasst werden. Auswirkungen kann das Urteil somit auch auf weitere 
Berufsgruppen haben, bei denen Arbeitnehmer von zu Hause aus Bereitschaftsdienst leisten 
und innerhalb kürzester Zeit einsatzbereit sein müssen. 

55. Ist der ärztliche Bereitschaftsdienst bei Veranstaltungen von der Umsatzsteuer befreit? 

FG Köln, Urteil v. 3.7.2017, 9 K 1147/16 
Wegen grundsätzlicher Bedeutung wurde die Revision zum BFH zugelassen (Az beim BFH: V R 
37/17). Umsatzsteuerfestsetzungen von betroffenen Rettungs- und Sanitätsdiensten könnten 
deshalb vorsorglich offengehalten werden. 

 



 

56. Sportveranstaltung des Arbeitgebers: 

Wann liegt ein Arbeitsunfall vor? 

Sozialgericht Wiesbaden, Urteil v. 20.11.2017, S 32 U 34/14 

57. Wiederholte befristete Anstellungen: 

Vorsicht bei älteren Arbeitnehmern 

ArbG Köln, Urteil v. 8.11.2017, 9 Ca 4675/17 

Da die frühere Fassung des § 14 Abs. 3 TzBfG wegen Altersdiskriminierung europarechtswidrig 
war, wurde das Gesetz 2007 geändert. Die aktuelle Fassung soll weiterhin sachgrundlose 
Befristungen älterer Arbeitnehmer erleichtern, um diesen wieder eine Beschäftigungsmöglichkeit 
zu verschaffen, die sie sonst nicht hätten. Neben dem Lebensalter, der Vollendung des 52. 
Lebensjahres, knüpft das Gesetz deshalb zusätzlich an eine vorherige Arbeitslosigkeit oder 
vergleichbare sozialversicherungsrechtliche Situation an, um die Altersdiskriminierung zu 
vermeiden. Es besteht aber – auch angesichts des aktuellen Urteils – weiterhin die Gefahr, dass 
auf § 14 Abs. 3 TzBfG gestützte Befristungen unwirksam sind, weshalb Arbeitgebern zur 
Vorsicht geraten werden muss. 

58. Impfung durch Betriebsarzt: 

Arbeitgeber haftet nicht für Schäden 

BAG, Urteil v. 21.12.2017, 8 AZR 853/16 
59. Künstliche Befruchtung: 

Auch gleichgeschlechtliche Partner dürfen die Kosten steuerlich absetzen 

BFH, Urteil v. 5.10.2017, VI R 47/15; veröffentlicht am 3.1.2018 
Der Muster-RL der Bundesärztekammer v. 17.2.2006 ist ein Kommentar beigefügt, nach dem 
die heterologe Insemination bei Frauen, die in keiner Partnerschaft oder in einer 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft leben, ausgeschlossen ist. Dieser die Musterrichtlinie 
interpretierende Kommentar ist nicht verbindlich und wurde lediglich von einigen 
Landesärztekammern (Saarland, Sachsen, Thüringen) übernommen. A hätte die Behandlung 
daher z. B. auch in Hessen vornehmen können. Aber anders als dass Hessische FG (Urteil v. 
15.11.2016, 9 K 1718/13, EFG 2017 S. 473) sieht der BFH die Behandlung als untrennbare 
Einheit an mit der Folge des vollen Abzugs der mit der Behandlung insgesamt verbundenen 
Kosten. Nach der Auffassung des Hessischen FG sollen die im Anschluss an die Entnahme der 
Eizellen vorgenommene Befruchtung und Wiedereinsetzung keine Heilbehandlung sein, da die 
Kinderlosigkeit auf der Gleichgeschlechtlichkeit der Partner beruhe und auch eine gesunde Frau 
in diesem Fall immer auf eine Fremdsamenspende angewiesen sei. Gegen die Entscheidung 
des Hessischen FG ist am 5.10.2017, VI R 2/17, ein Urteil ergangen. 

60. Sind Leistungen von Laborärzten umsatzsteuerfrei? 

BFH, Beschluss v. 11.10.2017, XI R 23/15 
Der BFH widerspricht der Verwaltungsauffassung, die dahin geht, dass sich Laborärzte, die 
nicht in einem persönlichen Vertrauensverhältnis zu ihren Patienten stehen, nicht auf die 
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 14 Buchst. a UStG berufen können (Abschn. 4.14.1 Abs. 1 und 
4.14.5 Abs. 9 UStAE, BMF, Schreiben v. 20.11.2013, IV D 3-S 7170/11/10005, BStBl 2013 I S. 
1581). Rechtsgrundlage der Anrufung des EuGH ist Art. 267 Abs. 3 AEUV. Danach ist ein 
letztinstanzliches Gericht, wenn sich ihm eine unionsrechtliche Frage stellt, verpflichtet, den 
EuGH zu einer Entscheidung zu ersuchen. Anhängige Verfahren sollten bis zu der erwarteten 
Klärung durch den EuGH offengehalten werden. 
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